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Beginn: 15.01 Uhr

Präsidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Die Sitzung ist eröffnet.

Zunächst muss ich Ihnen mitteilen, dass die Frak-
tionen übereingekommen sind, die Tagesord-
nungspunkte 50 und 69 gemeinsam abstimmen zu
lassen.

Wir setzen nun die

Aktuelle Stunde

von gestern fort. Ich rufe das dritte Thema auf, das
wegen Zeitablaufs nicht mehr behandelt werden
konnte, angemeldet von der CDU-Fraktion:

Eltern und Schüler in Sorge – zunehmen-
de Zahl gemeldeter Gewalttaten an
Schulen.

Wird das Wort gewünscht? – Herr de Vries, Sie ha-
ben es.

Christoph de Vries CDU:* Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Eine Reihe erschütternder
Fälle von Jugendgewalt in Hamburg führte dazu,
dass der CDU-geführte Senat 2007 das Neun-Säu-
len-Modell im Rahmen des Konzepts "Handeln ge-
gen Jugendgewalt" erließ. Die Bekämpfung der Ju-
gendgewalt und auch die Gewaltprävention haben
deshalb in Hamburg zu Recht seit Jahren einen
hohen Stellenwert. Von Anfang an standen dabei
auch insbesondere die Schulen im Mittelpunkt. Mit
der im Jahr 2009 in Kraft getretenen Richtlinie zur
Meldung und Bearbeitung von Gewaltvorfällen an
Schulen wurde die Anzeigepflicht, die es schon zu-
vor gab, noch verbindlicher. Seitdem erfolgt eine
zentrale Erfassung der schulischen Gewaltmeldun-
gen in der Schulbehörde.

Die nun aktuell gemeldeten Zahlen von Gewaltvor-
fällen an Hamburgs Schulen im Jahr 2010/2011
sind alarmierend und geben Anlass zur Sorge. Ich
will kurz die Zahlen nennen. Im vergangenen
Schuljahr stieg die Zahl der insgesamt gemeldeten
Taten im Vergleich zum vorangegangenen Schul-
jahr um 74 Prozent, von 507 Fällen auf 883 Fälle.
Es wurden 83 Prozent mehr einfache Körperverlet-
zungen gemeldet, und die Verstöße gegen das
Waffengesetz haben sich im Vergleich zum Vorjahr
sogar verdoppelt.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Sagen
Sie mal die Zahlen!)

– Ich habe Ihnen eben schon einige genannt, die
anderen können Sie meiner Anfrage entnehmen,
Frau Schneider.

(Beifall bei der CDU)

Besonders beunruhigend ist diese Entwicklung,
weil mit dem Konzept "Handeln gegen Jugendge-
walt" eine Vielzahl von präventiven Maßnahmen
an den Schulen eingeführt wurde, die auch in der
Praxis tatsächlich vollzogen werden. Die konse-
quente Meldung aller Vorfälle an den Hamburger
Schulen ist richtig und wichtig, weil wir nur mithilfe
verbindlicher Meldungen auch wissen, an welchen
Schulen wir gezielt mit Hilfsangeboten nachsteuern
können.

Das Ziel einer verantwortungsbewussten Politik
kann aber nicht sein, die Daten einfach zu sam-
meln, sie achselzuckend zur Kenntnis zu nehmen
und dann die Hände wieder in bequem in den
Schoß zu legen. Herr Rabe, mit dem Verweis auf
die statistische Verteilung der Gewaltvorfälle an
Schulen haben Sie das Problem verharmlost und
lassen dabei auch ein wenig das notwendige Ge-
spür vermissen. Sie müssen mit solchen Äußerun-
gen vorsichtig sein, weil wir sonst Gefahr laufen,
dass die notwendige Sensibilität bei den Verant-
wortlichen an den Schulen im Umgang mit Gewalt-
vorfällen wieder schwindet.

(Beifall bei der CDU)

Ich sage ganz klar, dass jede Straftat an einer
Hamburger Schule eine zu viel ist. Und es ist vor
allen Dingen Ihre Aufgabe, gegen den alarmieren-
den Fallanstieg entschlossen und tatkräftig vorzu-
gehen.

(Beifall bei der CDU)

In einem ersten Schritt muss aber erst einmal fest-
gestellt werden, welche Straftaten an welchen
Schulen vermehrt auftreten. Wo gibt es eine Häu-
fung von Vorfällen und wo muss eingeschritten
werden? Das sind die Fragen, die jetzt zu beant-
worten sind. Denn mitnichten ist es in der Praxis
so, dass wir an jeder Schule zwei Vorfälle im Jahr
haben. Es wird natürlich Schulen geben, an denen
es gar keine Gewaltvorfälle gibt, und es wird
Schulen geben, wo es vermehrt zu Nötigungen
und Körperverletzungen kommt. Wir müssen die
betroffenen Schulen und Stadtteile jetzt identifizie-
ren – ich habe eine Nachfrage gestellt –, um dann
auch die entsprechenden Maßnahmen einleiten zu
können und die Gewalt einzudämmen.

In diesem Zusammenhang ist ein Alarmruf interes-
sant, der uns in den letzten Tagen von den Stadt-
teilschulen ereilt hat. Einige werden in Klasse 5
mehr als 40 Prozent Förderschüler haben, davon
auch viele Schüler mit Verhaltensauffälligkeiten. Es
ist also zu befürchten, wenn nicht gegengesteuert
wird, dass allein die Zahl von Gewaltvorfällen
schon deshalb in den nächsten Jahren weiter stei-
gen könnte.

Ich gehe davon aus, dass der SPD-regierte Senat
die bekannten Daten offenlegen wird, denn das
stände in der Kontinuität der letzten Legislaturperi-
ode. Erfolgreiche Gewaltbekämpfung und voraus-
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schauende Gewaltprävention an Schulen müssen
mit Transparenz beginnen. Das haben Sie, Herr
Dressel – Sie sind da –,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ja, ich bin da!)

in einer gemeinsamen Erklärung mit den Abgeord-
neten Rabe und Veit im Mai 2010…

(Glocke)

Präsidentin Carola Veit (unterbrechend): Verzei-
hung, Herr de Vries. Herr Dressel ist da, viele an-
dere sind auch da, aber sie widmen sich eindeutig
nicht Ihrer Rede, sondern anderen Gesprächen.
Es wäre schön, meine Damen und Herren, wenn
Sie dem Redner etwas mehr Aufmerksamkeit
schenken könnten. – Fahren Sie fort.

Christoph de Vries CDU (fortfahrend): Ich komme
damit auch zum Schluss.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Herr Dressel, Sie haben gesagt, dass Gewaltbe-
kämpfung und Gewaltprävention mit Transparenz
beginnen würden. Damit hatten Sie recht, lassen
Sie uns deswegen bei diesem Thema auch an ei-
nem Strang ziehen und alles Mögliche tun, damit
Gewalt von Pausenhöfen und auch aus den Klas-
senzimmern verdrängt wird, denn eines ist klar:
Gewalt darf nicht zum Schulalltag gehören. – Dan-
ke.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Herr
Holster.

(Dirk Kienscherf SPD: Jetzt kommen wir auf
die Sachebene zurück!)

Lars Holster SPD: Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Eines vorweg: Jeder Gewaltvor-
fall an einer Schule ist einer zu viel.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Stefanie von
Berg GAL und Dora Heyenn DIE LINKE)

Unsere Bürgerschaftspräsidentin, Frau Veit, hat es
2009 sehr treffend gesagt. Wenn ich Sie einmal zi-
tieren darf, Frau Veit: "Erst hinsehen und dann
handeln muss das Motto sein." Die damalige
CDU-Regierung hat einen völlig richtigen Schritt
getan, die Meldepflicht für Gewaltvorfälle an
Schulen einzuführen.

Aber wie hat die CDU-Regierung damals diese
Zahlen in der Vergangenheit bewertet? 2008 wur-
den 372 Gewaltvorfälle gemeldet. Und bereits da-
mals hatte die SPD-Fraktion bezweifelt, dass diese
Zahlen der Realität entsprechen. Wenn wir einmal
mit einer anderen großen Stadt vergleichen, der
Hauptstadt Berlin, so hat sie 2007 1735 Gewaltvor-
fälle registriert. Wenn man das in Relation setzt,

dann kann die Zahl von 375 nicht mehr der Reali-
tät entsprechen, sondern es muss wesentlich hö-
her sein. Schon damals hat man geschätzt, dass
ungefähr 800 Gewaltvorfälle an Hamburger
Schulen passieren müssten. Wenn wir dann die
Zahlen von 2009 sehen, dann stieg die Anzahl der
gemeldeten Gewaltvorfälle auf 502. Und wieder
hatte die SPD-Fraktion große Zweifel an dieser
Zahl. Ich darf einmal unseren Fraktionsvorsitzen-
den zitieren. Herr Dressel sagte damals, dass die-
se Zahlen nur die Spitze des Eisbergs seien und
viele Taten nicht gemeldet würden.

(André Trepoll CDU: Sagen Sie doch mal
was!)

– Er sagt immer gute Sachen, unser Fraktionsvor-
sitzender.

(Finn-Ole Ritter FDP: Sprechen Sie doch
mal zum Thema!)

– Ich spreche zum Thema.

Jetzt hören wir doch einmal, was die damalige Re-
gierung zu diesen Zahlen gesagt hat. Das Melde-
verhalten der Schulen dokumentiere, dass die Mel-
deverbindlichkeit und die Anzeigepflicht für alle
Straftaten vermittelt werden konnten. Das war da-
mals eine absolute Fehleinschätzung.

(Beifall bei der SPD)

Im Jahre 2011 haben wir 829 Gewaltvorfälle regi-
striert, die Zahl habe ich eben schon einmal ge-
nannt. Jetzt haben wir die realen Zahlen an den
Hamburger Schulen.

(Olaf Ohlsen CDU: Das sind ja auch die
Zahlen von Herrn Dressel!)

Herr de Vries, Sie sprechen von steigenden Zah-
len, das ist schlichtweg unseriös.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
LINKEN)

Wenn Sie in Ihren Pressemitteilungen immer den
Senat beschuldigen, er handele nicht genug, dann
kommt das doch wie ein Bumerang zurück. Sie ha-
ben doch eine wunderbare Große Anfrage gestellt,
in der wir alles nachlesen können, nämlich die gan-
zen Präventionsprojekte, die die alte CDU-Regie-
rung schon richtigerweise angeschoben hatte. Ich
nenne nur ein paar wie die stärkere Vernetzung
von Schule, Polizei, ASD-Präventionsprojekte,
"Cop4you". Das sind alles richtige Dinge, die jetzt
weiter fortgeführt werden.

Wie läuft das eigentlich in der Praxis ab? Ein Ge-
waltvorfall wird von einer Schule gemeldet. Dann
werden alle möglichen Institutionen, die ich eben
genannt habe, eingeschaltet: REBUS, ASD, Ju-
gendamt. Und diese bessere Vernetzung greift
jetzt nach vielen Jahren. Die ganzen Institutionen
müssen auch lernen, besser miteinander umzuge-
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hen. Das ist der richtige Schritt in dieser Angele-
genheit.

Ich weiß nicht, wie oft Sie, Herr de Vries, Schulen
besuchen,

(Dirk Kienscherf SPD: Wenig!)

aber mein Eindruck ist, dass wir bisher eine we-
sentlich größere Sensibilisierung bei Lehrerinnen,
Lehrern und Schülern erreicht haben. Die Zahlen
sagen es auch. Wir schauen nicht mehr weg, wir
sehen jetzt hin und wir handeln. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Carola Veit: Das Wort bekommt nun
Frau Dr. von Berg.

Dr. Stefanie von Berg GAL:* Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Eines muss ich gleich
vorweg sagen: Das Handlungskonzept "Handeln
gegen Jugendgewalt" wirkt, und das ist gut so.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
SPD)

Das zeigen sowohl die positiven Evaluationen als
auch die Statistiken, denn es ist jetzt deutlich, dass
die Zahl stagniert und sogar wieder leicht sinkt.
Das heißt, das Konzept greift. Die absoluten Ge-
walttaten an Schulen sind nicht gestiegen, sondern
die Meldungen darüber, und das ist ein großer Un-
terschied.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
SPD)

Das liegt nach Auskunft der Schulleitungen und
des Landesinstituts einfach daran, dass die
Schulen aktiv aufgefordert wurden, die Vorfälle zu
melden, um Hilfen zu bekommen. Es geht nämlich
darum, dass diese Meldungen auch Ressourcen
auslösen. Wir wissen alle, dass Schulen wahnsin-
nig gern ressourcenauslösende Meldungen ma-
chen. Aber das ist auch richtig und gut, damit man
auch präventiv tätig werden kann.

Umso mehr frage ich mich, warum es ein neues
Konzept geben soll? In der Antwort auf die Große
Anfrage wird deutlich, dass der Senat wieder an ei-
nem neuen Konzept arbeitet. Warum wird mit Kür-
zungen nicht nur gedroht, warum sind teilweise
auch schon Kürzungen und Stellenstreichungen
umgesetzt? So weiß ich aus guter Quelle, dass die
Leitstelle "Handeln gegen Jugendgewalt" aufgelöst
werden soll; jedenfalls gehen die Verträge nur
noch bis zum Jahresende. Ebenfalls ist die Leitung
der Abteilung "Prävention, Intervention und Bera-
tung" im Landesinstitut nur kommissarisch besetzt;
gleichzeitig muss der Leiter dort die Abteilung "Ge-
waltprävention" leiten. Außerdem wird das LI elf
Stellen pro Jahr abgeben müssen. Mit Sicherheit
wird auch die Abteilung "Prävention" nicht davon
verschont werden, und die sogenannten Para-

graf-26-Absatz-2-Stellen, von denen einige auch in
der Gewaltprävention im LI arbeiten, werden auch
reduziert.

Aber das Schlimmste ist eigentlich – das wurde
noch gar nicht genannt – der Schulabsentismus;
das wird auch in der Großen Anfrage deutlich. Hier
wird gesagt, dass vor dem Hintergrund einschlägi-
ger Erkenntnisse kriminologischer Forschung, die
einen eindeutigen Zusammenhang zwischen delin-
quenten Karrieren und nachhaltigen Schulpflicht-
verletzungen belegten, diese ganzen Maßnahmen,
die mit LBK-Rückkehrerinnen und Rückkehrern po-
sitiv gestaltet wurden, demnächst auslaufen wür-
den. Das finde ich wirklich am Tatort Schule fahr-
lässig.

(Beifall bei der GAL)

Die Begründungen, die man hierzu in den entspre-
chenden Anfragen sowohl der LINKEN als auch
der CDU lesen kann, erscheinen mir fadenschei-
nig. Das ist für mich ein Taschenspielertrick: linke
Tasche – rechte Tasche. Und wenn gefragt wird,
was man zukünftig machen will, gibt es keine Ant-
wort. Wie so oft als Opposition können wir wieder
lesen, dass die Überlegungen hierzu noch nicht
abgeschlossen seien.

Fazit: Einmal mehr, so jedenfalls interpretieren wir
das, demontiert der SPD-Senat ohne Not ein funk-
tionierendes System. Unserer Auffassung nach
wäre die SPD gut beraten, da sie sich doch so
gern mit englischen Maximen schmückt,

(Dr. Andreas Dressel SPD: I want my money
back!)

auch einmal das Motto zu beherzigen: "Never
change a running system". – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und bei Robert Heine-
mann CDU)

Präsidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Frau
von Treuenfels.

Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren!
Bevor ich mit meiner Rede beginne, muss ich Frau
von Berg in einer Sache zustimmen.

In einer anderen Sache muss ich ihr leider sehr
entgegenwirken, denn den Spruch "never change
a running team" hätten wir sehr gern vor zwei Jah-
ren von den Grünen gehört, aber das haben Sie
leider nicht eingehalten. Deswegen finde ich es im-
mer lustig, wenn Sie solche Sachen sagen.

(Beifall bei der FDP)

Jetzt zur Sache. Gewalt an Schulen dürfen wir
nicht hinnehmen, da sind wir uns alle einig. Des-
halb ist jeder gemeldete Übergriff einer zu viel. Je-
de physische oder psychische Verletzung unter
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Schülern und teilweise auch gegenüber Lehrern ist
etwas, das wir nicht tolerieren dürfen.

Hamburg tut seit Jahren viel dafür. Vom Gewalt-
präventionstraining bis zu "Cop4you", der Polizei in
den Schulen, gibt es hier ein breites und etablier-
tes Maßnahmenprogramm. Hamburg ist mit die-
sem entwickelten Katalog sogar ziemlich vorbild-
lich. Dennoch lesen wir jetzt in der Antwort auf die
Große Anfrage der CDU, dass sich die Zahl der
Gewaltvorfälle verdoppelt hat, vor allem bei Kör-
perverletzungen.

Meine Damen und Herren! Da muss aus unserer
Sicht zuallererst die Frage erlaubt sein, ob das ein
Trend ist oder ob wir hier nur die Wirkung einer re-
lativ neuen, 2008 eingeführten Meldestatistik erle-
ben. Bei der Suche nach einer Antwort ist sicher
die subjektive Beobachtung wichtig, dass rohes
oder sogar gewalttätiges Verhalten in unserer Ge-
sellschaft in der öffentlichen Wahrnehmung nicht
abgenommen hat, sondern zunimmt. Gerade Ju-
gendliche werden hier in Verbindung mit Alkohol-
konsum und anderen Drogen zunehmend genannt.
Die offiziellen Kriminalstatistiken der Länder be-
richteten allerdings zuletzt meist von einem abneh-
menden Trend zur Gewaltkriminalität.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Seit zehn
Jahren!)

Dass es sich in der Antwort auf diese Große Anfra-
ge genau anders herum entwickelt, hat nach Aus-
kunft des Gewaltpräventionsexperten Böhm einen
simplen Grund: Das Meldeverhalten der Schulen
hat sich gleich in zweifacher Hinsicht geändert.
Zum einen ist die Toleranzgrenze gegenüber Ge-
walttätigkeiten gesunken, selbst harmlose Schub-
sereien werden offenbar mittlerweile gemeldet.
Zum anderen – und das finde ich wichtig – ist die
Schamgrenze gesunken, die früher, als solche
Vorfälle noch "besondere Vorkommnisse" hießen,
manche Schulen von einer Meldung an die Behör-
de abgehalten haben.

Wir tun gut daran, den Interpretationen des Fach-
manns auf diesem Gebiet durchaus Gehör zu
schenken. Deshalb besteht aus Sicht der
FDP-Fraktion zwar kein Grund, das Thema nicht
ernst zu nehmen, im Gegenteil, aber, liebe Kolle-
gen von der CDU, wir sollten es auch nicht drama-
tisieren und von einer alarmierenden Gewaltwelle
an den Schulen reden. Das verunsichert nämlich
meiner Ansicht nach nur alle Beteiligten, die nur
mittelbar involvierten Eltern und stellt die Arbeit der
Gewaltprävention und der "Cop4you"-Beamten
letztendlich auch infrage.

(Beifall bei der FDP und der SPD)

Vielmehr sollten wir nach Auffassung der Liberalen
deren Arbeit stärken, zum Beispiel Partner im
Sport und im gesellschaftlichen Bereich suchen
und sie unterstützen. Und wir dürfen den in der
Gewaltprävention tätigen Schulen keine Ressour-

cen wegnehmen. Wenn das geschieht oder ge-
plant sein sollte, Herr Senator Rabe, dann erwar-
ten wir allerdings von Ihnen dringend eine Stel-
lungnahme dazu.

Weit besser wäre es allerdings, wenn Sie uns sa-
gen könnten, wie etwa Mittel im Landesinstitut so
umgewidmet werden könnten, dass die Arbeit der
Gewaltprävention in Hamburg weiter gestärkt wer-
den kann. Das ist nämlich nach liberaler Auffas-
sung, unabhängig von der Auslegung dieser
Großen Anfrage, in jedem Fall notwendig. Währet
den Anfängen, stellen wir uns gemeinsam der Ten-
denz der Gewalt an Schulen entgegen. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP)

Präsidentin Carola Veit: Frau Schneider, Sie ha-
ben das Wort.

Christiane Schneider DIE LINKE: Meine Damen
und Herren, Frau Präsidentin! Die aus der Antwort
auf die Große Anfrage hervorgehenden Zahlen
verbieten, Herr de Vries, eindimensionale Antwor-
ten wie "doppelt so viele Gewalttaten". Ohnehin ist
ein Zwei-Jahres-Vergleich problematisch, weil er
nämlich über Tendenzen oder Trends nichts aus-
sagt.

Schaut man jetzt, um zu vergleichen, in die jüngste
polizeiliche Kriminalstatistik aus dem Jahr 2011, so
wird klar, dass in der Rubrik "Gewalttaten" die Zahl
tatverdächtiger Menschen im schulpflichtigen Alter,
bei einzelnen Ausschlägen einmal nach oben und
oder nach unten, seit Jahren rückläufig ist und
dass sie auch in den Jahren 2010 und 2011 rück-
läufig ist. 2004 Gewalttaten waren es im Jahr 2009
und 1605, also ein Viertel weniger, im Jahr 2011.

Nun sind die Schulen noch nicht so lange melde-
pflichtig, deswegen kann man über Tendenzen
auch noch nichts aussagen. Trotzdem zeigt schon
der erste Blick auf die Zahlen, dass man öfter hin-
schauen muss, dass man auch nachdenken muss
und dass eine differenzierte Betrachtung notwen-
dig ist, wie es auch bei anderen Rednerinnen und
Rednern auch geschah.

So ist die Zahl gefährlicher Körperverletzungen
rückläufig. Die deutliche Zunahme der Gewaltmel-
dungen der Kategorie II insgesamt geht fast voll-
ständig auf die Zunahme bei einfachen Körperver-
letzungen, also bei einfachen Raufereien, zurück.
Die Zahlen lassen sich, das ist sehr plausibel,
durch die Meldepflicht erklären, und die Melde-
pflicht – das möchte ich ausdrücklich sagen – hal-
ten wir für gut, weil sie zu einer Sensibilisierung
führt und weil sich auf allen Feldern zeigt, wie
wichtig die Sensibilisierung ist, um auf problemati-
sches Verhalten einzuwirken und es zu verändern.
Über einzelne Deliktbereiche, auch wenn die abso-
luten Zahlen gar nicht so groß sind, lohnt es sich
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unbedingt ausführlicher und vor allem sachbezo-
gen und rational zu reden. Ich denke beispielswei-
se an die Sexualdelikte, die nicht so zahlreich sind,
aber hier gibt die Steigerung schon Anlass zum
Nachdenken.

(Beifall bei der LINKEN)

Vor allem muss man auch verstehen, was da ei-
gentlich vor sich geht. Es gibt sicher Problemfel-
der, die sorgfältig beobachtet werden müssen, und
auch dafür ist die Meldepflicht gut. Aber reißeri-
sche Schlagzeilen sind kontraproduktiv, sie sensi-
bilisieren nämlich nicht, sondern sie stigmatisieren.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Leider ist Herr Dr. Scheuerl nicht da, denn beson-
ders übel ist es, wenn sorgfältig zu interpretierende
Zahlen missbraucht werden, um drei ordnungs-
und schulpolitische Rollen rückwärts zu schlagen.

(André Trepoll CDU: Da sind Sie ja die Ex-
perten!)

Aus der Ecke von Dr. Scheuerl wird als Erklärung
unter anderem verbreitet – ich zitiere –:

"Durch die Abschaffung von Noten, Noten-
zeugnissen und des Risikos des Sitzenblei-
bens wird den Hamburger Schülerinnen und
Schülern suggeriert: es kommt sowieso nicht
darauf an, was Du hier leistest – anfällige
Schülerinnen und Schüler werden so dazu
verleitet, sich durch Überschreiten anderer
Grenzen 'Grenzerfahrungen' zu suchen."

Das finde ich wirklich infam.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD – Olaf
Ohlsen CDU: Das können Sie ihm ja persön-
lich sagen, wenn er da ist!)

Überhaupt zählt "Wir wollen lernen!" die Schulre-
formansätze zu den Faktoren, die – ich zitiere wie-
der –:

"[…] eine Zunahme von Straftaten und
Grenzüberschreitungen jedenfalls begün-
stigt."

Das stand in der Info-Mail vom 22. März. Ich weiß,
warum ich das abbestellt habe.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Sie wissen, dass ich immer zu etwas anderen
Schlussfolgerungen komme – gerade in der Ge-
waltdebatte –, und deswegen möchte ich dem,
was wir gerade gehört haben, die Erkenntnis ent-
gegenhalten, die in den letzten Jahren die Hirnfor-
schung im Hinblick auf Aggressionsverhalten ge-
wonnen hat, dass es nämlich nicht zuletzt die Er-
fahrung sozialer Ausgrenzung ist, die die Schmerz-
zentren des Gehirns aktivieren und Aggressionen
sozusagen als Abwehrprogramm hervorrufen. Die
Hirnforschung ist sich darin einig, dass die Schulen

aus dieser Erkenntnis für ihre Arbeit Schlussfolge-
rungen ziehen müssen. Deswegen sind Präventi-
onsmaßnahmen das eine, aber die Beachtung die-
ser Erfahrung, die Thematisierung sozialer Aus-
grenzung auch in der Schule – wir wissen alle,
dass das vorkommt – sind ein anderer Punkt. Stig-
matisierung und damit die Verstärkung der sozia-
len Ausgrenzung sind sicher die falschen
Schlussfolgerungen.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Präsidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Herr
Senator Rabe.

Senator Ties Rabe: Frau Präsidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! In der Tat ist Gewalt
an den Schulen ein ernstes Thema. Es taugt we-
der für Hysterie noch für Verharmlosung, sondern
es ist angebracht, hier eine nüchterne Bestands-
aufnahme zu machen. Es ist richtig, dass der An-
stieg der gemeldeten Gewalttaten an den Schulen
unverkennbar ist. Von 372 im Schuljahr 2008/2009
über 507 ein Jahr später liegen wir jetzt bei 883
gemeldeten Gewalttaten; ein paar Erläuterungen
dazu. 25 Prozent, das sind 215 Taten, waren
schwere Gewalttaten, bei denen unmittelbar im An-
schluss ein Arztbesuch oder vielleicht sogar der
Rettungswagen erforderlich gewesen ist. Übrigens
waren auch hier 84 Prozent der Täter Jungen, und
zwar im Alter zwischen 14 und 17 Jahren. Das
heißt konkret, dass wir pro Schule statistisch gese-
hen in der Tat 2,4 solcher Gewalttaten haben, da-
von 0,6 schwere Fälle.

Ich sage ganz offen: Das nehmen wir sehr ernst,
Gewalt hat in der Schule nichts zu suchen, und wir
werden uns energisch um jede einzelne Gewalttat
kümmern.

(Beifall bei der SPD und bei Robert Heine-
mann CDU)

Wir haben hier eine Struktur vorgefunden, die wir
pflegen und für sinnvoll halten. Ich will ein paar
Beispiele nennen. Bei "Cop4you" handelt es sich
um Polizistinnen und Polizisten, die als Kontaktbe-
amte der Schule zur Verfügung stehen. Das Ver-
hältnis der beiden Institutionen hat sich deutlich
gebessert. 226 Beamte haben wir in diese Koope-
ration eingebunden. Oder die Beratungsstelle "Ge-
waltprävention" mit 17 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern. Frau von Berg, bevor Sie immer erzählen,
wir würden etwas abbauen, empfehle ich Ihnen,
schlicht einmal das zu tun, was auch ich in der Op-
position gern gemacht habe, nämlich die Drucksa-
chen zu lesen. Wenn Sie sich diese Drucksache
genau ansehen, dann werden Sie erstaunt feststel-
len, dass genau das, was Sie unterstellen,

(Olaf Ohlsen CDU: Da steht nix drin!)
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umgekehrt zu einem Aufwuchs geführt hat. Bei der
Gewaltstelle haben wir die Zahl der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter von zwölf auf 17 im Jahr 2011
erhöht, und dabei bleibt es.

(Dirk Kienscherf SPD: Hört, hört!)

Das darf man ehrlicherweise einmal erwähnen,
denn es ist mir ein absolutes Rätsel, dass Sie im-
merzu von Einsparungen sprechen, das Gegenteil
jedoch der Fall ist. Wenn Sie in die Große Anfrage
der CDU hineingeschaut hätten, hätten Sie ge-
merkt, dass wir auf diesem Gebiet viel getan ha-
ben.

(Beifall bei der SPD)

Nur am Rande sei erwähnt, dass auch 170 Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter der REBUS-Dienststel-
len ebenfalls zur Verfügung stehen. Aber der ei-
gentliche Schatz in diesem Fall sind die Lehrerin-
nen und Lehrer. Hier können wir beobachten, dass
es richtig war, was zunächst die CDU und dann in
Fortsetzung die Grünen in den letzten Jahren ge-
macht haben, nämlich an den Schulen dafür zu
werben, nicht wegzuschauen, sondern die Augen
zu öffnen, einzuschreiten und Gewaltvorfälle auch
zu melden.

(Beifall bei Robert Heinemann CDU)

Das passiert zurzeit und es ist vollkommen richtig.

(Beifall bei der SPD und bei Robert Heine-
mann CDU)

Aber es geht nicht nur um direkte Reaktionen, son-
dern auch um Vorbeugung. Auch hier gibt es zahl-
reiche Programme, die gut laufen und mittlerweile
in vielen Bundesländern übernommen werden. Ich
selbst habe vor einem Jahr und wenigen Tagen
noch unterrichtet. Ich habe damals beispielsweise
mit dem "Anti-Mobbing-Koffer" der Techniker Kran-
kenkasse gearbeitet, zusammen aufgelegt mit dem
Landesinstitut. Das ist eine sehr wirkungsvolle
Maßnahme, die man in den Unterricht einbinden
kann.

So haben wir mittlerweile 14 verschiedene Projek-
te, die dazu führen, dass an jeder Grundschule
und an jeder Stadtteilschule Lehrerinnen und Leh-
rer fortgebildet sind, um mit ihren Schülerinnen und
Schülern im Unterricht Gewalt zu thematisieren
und Gewaltlösungsstrategien voranzubringen. Da-
zu zählen die Streitschlichter, das Programm
"Faustlos", "Cool in School" und so weiter. Und
mittlerweile, das muss man ehrlich bilanzieren,
wirkt es. Jedes Jahr werden an 85 Schulen weitere
Lehrer geschult, und inzwischen haben wir an je-
der Schule so etwas laufen. Das ist sehr vernünf-
tig. Vielen Dank an die Vorgänger, die das initiiert
haben. Ich verspreche, dass wir das sorgfältig hü-
ten und weiterführen werden, weil es gut klappt.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
CDU)

Aber zum Schluss möchte ich doch einige Überle-
gungen aufgreifen, die dankenswerterweise Frau
Schneider und auch Frau von Treuenfels einge-
bracht haben. Herr de Vries, ich warne davor, allzu
voreilige Schlüsse zu ziehen. Es ist richtig, dass
mehr Gewalttaten gemeldet wurden. Gibt es auch
mehr Gewalttaten oder wurden nur mehr gemel-
det? Ehrlicherweise muss man sagen, dass wir
das alle gemeinsam in diesem Hause nicht wissen.
Ich glaube übrigens, dass noch immer nicht alle
Taten gemeldet werden. Es sollen angeblich pro
Schule 2,4 Taten sein. Als ich zur Grundschule
Börnsen ging – und das ist lange her, in einer Zeit,
die angeblich gewaltlos gewesen ist –, hat es ga-
rantiert wesentlich mehr Fälle gegeben. Ich erinne-
re noch, dass man sich im Großen und Ganzen
zweimal in der Woche auf dem Pausenhof trau-
benförmig um sich kloppende Schüler versammel-
te.

Diese Erfahrung lässt mich vermuten, dass es
mehr Vorfälle gibt, als gemeldet werden. Wenn Sie
sich die einzelnen Meldungen ansehen, dann fin-
den Sie diese Vermutung bestätigt. Ein Beispiel
– Herr Ohlsen, hören Sie gut zu, es geht auch um
Ihren Stadtteil –, der Bezirk Altona meldet 167 Ge-
waltvorfälle, Eimsbüttel mit ein paar mehr Einwoh-
nern meldet nur 99 Vorfälle. Sicher liegt das an Ih-
rem heilsamen Einfluss auf die Schülerinnen und
Schüler, es kann aber auch sein, dass die Schulen
nicht so intensiv melden. Aber ganz seltsam ist,
dass der viel größere Bezirk Nord nur 31 Fälle in
derselben Zeit gemeldet hat. Nun kann man glau-
ben, dass die Langenhorner superartig sind, aber
vielleicht ist es schlicht so, dass es in diesem
Stadtteil wenig verbreitet ist, Gewaltvorfälle zu mel-
den. Insofern haben wir hier in erster Linie ein Mel-
deproblem.

(Beifall bei der SPD)

Zum Schluss möchte ich Ihnen sagen, dass ich
dieses Problem energischer anpacken möchte. Ich
habe Herrn Dr. Böhm von der Gewaltstelle Präven-
tion darum gebeten, an allen Schulleiterversamm-
lungen teilzunehmen und zu sagen, ihr sollt das
bitte melden. Ich erwarte deshalb, dass die Zahlen
deshalb steigen werden. Ich werde mir damit
schlechte Zahlen für die nächste Debatte einhan-
deln, aber wir müssen diese Taten aufdecken, um
ehrlich bilanzieren zu können und zu überlegen,
was wir tun sollen und tun müssen.

(Beifall bei der SPD)

Wir können aber auch anders handeln. Wir kön-
nen, Herr die Vries, das tun, was ich vor zwei Jah-
ren, als ich an Ihrer Stelle war, getan habe. Ich ha-
be eine energische Schriftliche Kleine Anfrage ge-
stellt und wollte im Einzelnen wissen, welche
Schule wie viele Taten gemeldet hat. Damals hat
mir eine weise Regierung geantwortet, das können
wir gern verraten, aber wenn wir das detailliert in
die Antwort schreiben, Herr Rabe, dann werden
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diese Schulen künftig keine Gewalttaten mehr mel-
den. Auf diese Weise könnte man das Gewaltpro-
blem zwar auch lösen, wir hätten dann weniger ge-
meldete Fälle, aber es führt uns nicht weiter. Des-
wegen biete ich an, uns im Gesprächskreis die ein-
zelnen Fälle genau anzuschauen, denn es ist ein
ernstes Thema und taugt nicht für eine solche Aus-
einandersetzung. Es lohnt, das Schritt für Schritt
aufzuarbeiten. – Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der SPD)

Präsidentin Carola Veit: Das Wort hat Herr
de Vries.

Christoph de Vries CDU:* Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Herr Rabe, bei all Ihrem
Humor, den ich durchaus zu schätzen weiß, wer-
den Ihre flapsigen Ausführungen aber dem Thema
in keiner Weise gerecht.

(Beifall bei der CDU – Dirk Kienscherf SPD:
Sie müssen mal zuhören! – Dora Heyenn
DIE LINKE: Was bitte?)

Möglicherweise haben Ihre persönlichen Erfahrun-
gen an der Schule in Börnsen Spuren hinterlassen,
weshalb Sie nun mit dem Thema so sensibel um-
gehen.

(Beifall bei der CDU)

Ich finde es bemerkenswert, wenn Sie auf Maß-
nahmen aus der Vergangenheit hinweisen
– Cop4you, REBUS-Stellen, Antigewalttraining und
so weiter. Niemand stellt in Abrede, dass all das
richtig und vernünftig ist, aber es sind Maßnah-
men, die unter einer CDU-Regierung eingeführt
wurden. Die Frage ist, was Sie gegen den Fallan-
stieg vorzunehmen gedenken.

(Beifall bei der CDU – Dirk Kienscherf SPD:
Das ist flapsig! Das ist unterstes Niveau!)

Ich finde es sehr widersprüchlich, das gilt auch für
die Ausführungen von Herrn Holster, wenn Sie ei-
nerseits sagen, es gäbe keinen Zahlenanstieg, das
zu behaupten sei unseriös. Nun habe ich die Zah-
len genannt, Sie haben sie wiederholt: 507 Fälle
im Schuljahr 2009/2010, das Jahr, in dem es erst-
mals eine verbindliche Meldepflicht gab, und im vo-
rigen Schuljahr 883 Fälle. Das ist eine Steigerung
um 74 Prozent. Ich verstehe nicht, warum es unse-
riös sein soll, diese Tatsache zu nennen, Herr Hol-
ster.

(Beifall bei der CDU – Lars Holster SPD:
Dann haben Sie nicht zugehört! – Dirk Kien-
scherf SPD: Genau!)

– Ich habe Ihnen sehr gut zugehört. Ihre Argumen-
tation war, es gäbe eine Dunkelziffer von Fällen,
das haben Sie ganz zu Anfang hochgehalten, die
nicht gemeldet würden. Wenn das aber so ist,

dann sind die Zahlenanstiege noch höher; Ihren
Ausführungen ist kaum zu folgen.

Ich komme gern auf das Berliner Beispiel zurück.
Hier in Hamburg sind es 880 Fälle, in Berlin sind
es 1500. Wenn Sie sich vor Augen führen, dass
die Einwohnerzahl von Berlin ungefähr das Dop-
pelte beträgt, ist das eine durchaus nachvollzieh-
bare Relation; dazu muss man kein Statistiker
sein.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU – Dirk
Kienscherf SPD: Das hat er doch gar nicht
gesagt! Schalten Sie doch mal Ihr Gehirn
ein!)

Während der Einführungsphase verändert sich na-
türlich das Meldeverhalten, Herr Kienscherf, diese
Begründung ist schlüssig, aber so etwas hat man
doch nicht mehr in dem Maße im dritten und vier-
ten Jahr. Mit der gleichen Begründung und dem
Verweis auf die Dunkelziffer könnten Sie heute die
polizeiliche Kriminalstatistik verharmlosen. Eine
Dunkelziffer gibt es, aber das ändert nichts daran,
dass wir bei Gewaltvorfällen einen Anstieg ver-
zeichnen. Im nächsten Schuljahr müssen wir uns
genau anschauen, ob, wie Frau Schneider richtig
gefragt hat, der Anstieg eine Tendenz aufweist
oder ob er eine Momentaufnahme ist.

(Dirk Kienscherf SPD: Alle waren sachlich,
aber Sie nicht!)

Möglicherweise kommt man dann zu anderen Er-
gebnissen, aber präventiv zu sagen, im nächsten
Jahr würden bestimmt mehr Fälle gemeldet – das
kann es nicht sein.

Zuletzt zu Ihrem Hinweis auf die Bezirke. Natürlich
wird es, unabhängig vom Meldeverhalten, eine un-
terschiedliche Anzahl von Gewaltvorfällen in den
einzelnen Bezirken geben, das ist doch selbstver-
ständlich, das sehen wir doch in der polizeilichen
Kriminalstatistik auch. Wir machen es uns zu ein-
fach, diese Unterschiede allein auf das Meldever-
halten zurückzuführen, das wird dem Thema nicht
gerecht.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Carola Veit: Das Wort hat Frau Blö-
meke.

Christiane Blömeke GAL: Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Ich denke, das Thema Ge-
walt an Schulen ist nicht nur ein schulpolitisches,
sondern auch ein jugendpolitisches Thema. Zuerst
möchte ich Herrn de Vries widersprechen. Haben
Sie die Studie der Universität gelesen, die das
Konzept "Handeln gegen Jugendgewalt" ausge-
wertet hat? In dieser Studie wird davor gewarnt, ei-
ne Erhöhung der Meldezahlen mit gestiegener Ge-
walt gleichzusetzen. Das sollten wir zur Kenntnis
nehmen. Natürlich ist jede einzelne Gewalttat an
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einer Schule eine zuviel. Es ist natürlich richtig
– an diesem Punkt muss ich Herrn Senator Rabe
und auch Frau Schneider und meiner Kollegin Frau
von Berg recht geben –, dass die Anzahl der Mel-
dungen gestiegen ist, das wollen wir gar nicht vom
Tisch wischen, und dass man jeder Meldung nach-
gehen muss. Aber dass darum de facto die Anzahl
der Gewalttaten gestiegen ist, das ist überhaupt
nicht belegt. Im Gegenteil, Frau Schneider hat dar-
auf hingewiesen, wir haben es laut Polizeistatistik
seit Jahren glücklicherweise mit einem sinkenden
Trend zu tun. Die Maßnahmen des Konzepts "Han-
deln gegen Jugendgewalt" greifen, darüber können
wir zunächst einmal glücklich sein. Das Konzept
wurde 2007 ins Leben gerufen und 2010 von
Schwarz-Grün weiterentwickelt. Ich glaube, dass
die Vielfalt der Maßnahmen, die dort zusammen-
kommen, angefangen von präventiven bis zu re-
striktiven Maßnahmen, in die richtige Richtung wei-
sen. Aber ein Ausruhen auf den sinkenden Zahlen
kommt natürlich vor dem Hintergrund jeder einzel-
nen Gewalttat an Schulen überhaupt nicht in Fra-
ge. Wir betrachten aus jugendpolitischer Sicht die
gegenwärtige Entwicklung eher mit viel Sorge. Von
den Kürzungen im Bereich Schule hat meine Kolle-
gin Frau von Berg schon gesprochen, aber mir be-
reitet auch die Politik der SPD in der Jugendhilfe
große Sorge. Kürzungen plant der SPD-Senat
auch in den Angeboten der offenen Kinder- und
Jugendarbeit.

(Sören Schumacher SPD: Hier geht's um
Schule!)

Das gehört zusammen.

(Beifall bei der GAL)

Diese Einsparungen führen zwangsläufig zum
Schließen von Einrichtungen, die wohnortnah, ver-
ankert im Stadtteil sind und sehr gute Arbeit ma-
chen. Verehrte Kollegen der SPD, ich kann einfach
nicht verstehen, dass Sie diese Überlegungen des
Senats mittragen. Wenn wir über Jugendgewalt
und Gewalt an Schulen sprechen, dann muss uns
doch klar sein, dass wir Angebote für Jugendliche
bereitstellen müssen, diese auch akzeptieren, An-
gebote, in denen sie Werte kennenlernen, die sie
zu Hause möglicherweise nicht vermittelt bekom-
men. Der Jugendtreff um die Ecke ist für viele Ju-
gendliche zur zweiten Heimat geworden, leider
vielleicht, aber es ist so.

(Andy Grote SPD: Und die gehen dann al-
ternativ zur Schule?)

Er ist ein Ort, wo auch einmal Frust abgelassen
werden kann und wo über diesen Frust vor allen
Dingen auch geredet wird. Es ist in der Tat – ich
benutze das Wort meiner Kollegin – fahrlässig zu
glauben, dass die Schule allein diese Aufgaben
der Jugendhilfe übernehmen kann.

(Beifall bei der GAL)

Es wird nicht klappen, weil wir genau dort das Pro-
blem der Schulschwänzer haben. Jugendliche, die
Gewalttaten verüben, sind oft identisch mit denen,
die häufig die Schule schwänzen. Das heißt, wir
erreichen sie in der Schule gar nicht. Ich halte sol-
che Überlegungen vor allen Dingen vor dem Hin-
tergrund der Debatte für gefährlich, die wir gestern
geführt haben. Gestern haben wir über Rechtsex-
tremismus gesprochen. Meine Damen und Herren
von der SPD, es sollte Ihnen klar sein, dass, wenn
wir die Angebote der Kinder- und Jugendhilfe in
den Stadtteilen schließen, die Gefahr groß ist,
dass rechtsextreme Organisationen genau diese
Lücken füllen, die Ihre Kürzungen gerissen haben.
Vor dem Hintergrund der geplanten Kürzungen in
der Jugendhilfe wird es dann besonders absurd,
wenn der Senat in der Antwort auf die Große An-
frage zu dem Ergebnis kommt, dass die gesamte
Angebotspalette der Maßnahmen gegen Jugend-
gewalt in der Schule und in den Jugendhilfeeinrich-
tungen stattfinden soll. Ich frage Sie, wo die denn
stattfinden sollen, wenn die Einrichtungen durch
Ihre Kürzungspolitik geschlossen werden.

(Frank Schmitt SPD: Sie tun gerade so, als
wenn die alle geschlossen würden!)

Das kann nicht der richtige Weg sein.

(Beifall bei der GAL)

Meine Damen und Herren! Wer sich zu Recht Sor-
gen über Gewalt an Schulen macht und wer sich
Sorgen macht über Jugendgewalt schlechthin, der
sollte sich bewusst gegen die geplanten Kürzun-
gen in der Jugendhilfe aussprechen, denn diese
Kürzungen sind in der Tat ein Nährboden für den
Anstieg von Jugendgewalt und möglicherweise
auch für steigenden Rechtsextremismus. Wenn
Sie diesen Zusammenhang zwischen Schule und
Jugendhilfe nicht sehen, dann sollten Sie sich ein-
mal genau das Verhalten der Jugendlichen an-
schauen. Es spielt sich nicht alles nur in der
Schule ab, und genau deswegen brauchen wir die-
se Einrichtungen der offenen Kinder- und Jugend-
arbeit,

(Andy Grote SPD: Die wird es auch weiter-
hin geben!)

die ihren Beitrag dazu leisten, Jugendgewalt zu
bekämpfen.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Präsidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Frau
Heyenn.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Herr de Vries, Sie haben
zu Anfang eine Gleichung aufgemacht und deutlich
gemacht, wo Sie die Zunahme der Gewalt vermu-
ten, nämlich an den Stadtteilschulen und insbeson-
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dere, das haben Sie explizit gesagt, an solchen
Stadtteilschulen, wo sogenannte verhaltensauffälli-
ge Schüler sind. Wissen Sie, was das ist? Das ist
Stigmatisierung.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und der
GAL)

Das ist genauso infam wie die Äußerung von Herrn
Scheuerl, auf die Frau Schneider hingewiesen hat.
Diese Gleichung, höhere gemeldete Zahlen gleich
Gewaltzunahme, ist einfach unzulässig. Das ist Ih-
nen von mehreren Seiten gesagt worden. Wenn
Sie gründlich in die Berichte schauen würden, wüs-
sten Sie das und ich glaube, Sie wissen es auch,
Sie machen nur Oppositionspolitik der besonderen
Art.

(Beifall bei Frank Schmitt SPD)

Nachdem diese Aktuelle Stunde angemeldet wor-
den ist, bin ich in meiner Schule, wo wir 1400
Schüler und 120 Lehrer haben, herumgegangen
und habe einige Lehrer befragt, habe auch Kolle-
gen an anderen Schulen, die ich gut kenne, ge-
fragt, ob Sie es so empfinden, dass Gewalt zuge-
nommen hat. Keiner weiß das besser als die Leh-
rerinnen und Lehrer, die die Fälle melden. Kein
einziger Kollege und keine einzige Kollegin haben
mir gesagt, dass die Gewalttaten mehr geworden
seien, sondern eher weniger. Insofern sind Ihre
Aussagen wirklich unzulässig.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und der
GAL)

Präsidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Wenn keine weiteren Wortmeldungen vorlie-
gen, kommen wir zum fünften Thema, angemeldet
von der FDP-Fraktion:

igs statt Naturschutz: Senat opfert
25 Jahre Wilhelmsburger Renaturierung

Wir haben noch eine Redezeit von 15 Minuten.
– Herr Dr. Duwe, Sie haben das Wort.

Dr. Kurt Duwe FDP: Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Die Dratelnstraße und ein
Feuchtbiotop sind natürlich Anlass für eine Debatte
in diesem Haus, wenn man bedenkt, dass daran
eine sehr große Veranstaltung hängt, die igs in
Wilhelmsburg, eine sechsmonatige Show-Veran-
staltung. Dafür hat dann ein Stadtteil wie Wilhelms-
burg die Folgen zu tragen.

Ich beginne mit einem Zitat von Dr. Michael Frey-
tag vom 15. Januar 2007:

"Dies ist ein wichtiger Schritt auf dem Weg
zur Internationalen Gartenschau 2013, ei-
nem Leitprojekt der Stadt Hamburg, das sei-
ne Sonnenstrahlen vorausschickt."

Mindestens 3000 gefällte Bäume, viele Hektar
plattgemachter Feuchtbiotope und noch mehr Mil-
lionen Euro Steuergelder später lesen wir auf der
Internetseite der igs 2013:

"Die Internationale Gartenschau Hamburg
igs 2013 ist der grüne Impulsgeber der Frei-
en und Hansestadt Hamburg für die stadt-
entwicklungspolitische Erschließung des
Hamburger Südens."

Wo geschieht das alles? Auf einem rund
100 Hektar großen Gebiet, dem früheren Wil-
helmsburger Park, also nicht irgendwo auf einer
grünen Wiese oder im Hafengebiet, sondern in ei-
nem bestehenden Park, der umgestaltet wird. Was
sagt die igs heute?

"Themen wie Klimaschutz, Gesundheit und
Naturschutz werden über vielfältige Aktionen
und Präsentationen für den Besucher erleb-
bar gemacht."

Womit wir dann beim Thema Naturschutz wären,

(Jens Kerstan GAL: Dass eine Nabelschau
kein Naturschutz ist, hätte ich Ihnen vor
zehn Jahren schon sagen können!)

nachdem auf dem Gelände die Lebensräume von
Haselmäusen und Eisvögeln nachhaltig zerstört
worden sind. Auch Herr Baumgarten, der im BUND
eine sehr hohe Stellung hat, müsste wissen, was
denn die igs zum Beispiel über die Gärten der Na-
turwelten so von sich gibt – Zitat –:

"Die Gärten zeigen die 'Natur' der Zukunft.
'Garten der fliegenden Erdbeeren' heißt et-
wa eine der fünf Interpretationen oder 'Gärt-
nern auf dem Mars'. Der Charme dieser
Welt ergibt sich aus dem Kontrast zwischen
der natürlich gewachsenen und gestalteten,
ja gestylten Natur. Hier das hohe Ried, dort
die interaktiv animierten Pflanzen, interpla-
netarischen Gärten und die Nahrungsmittel
der überfischten Zukunft: Planktonkuchen,
Quallenschnitzel, Algensalat."

(Beifall bei Dr. Andreas Dressel SPD – Jens
Kerstan GAL: Was wollen Sie eigentlich?
Dass es keine igs gibt?)

"In den Naturwelten erleben die Besucher
den Kontrast zwischen den vielseitigen Na-
tur- und Kulturlandschaften […] und einem
Blick auf die Nahrungsmittelproduktion des
21. Jahrhunderts vor dem Hintergrund des
Klimawandels und der Bekämpfung des
Welthungers."

– Zitatende.

Sie sehen, Sie werden eine Menge erleben. Einen
wirklichen Kontrast aber werden Sie spüren, wenn
Sie auf der Internetseite nach unten scrollen. Unter
der Überschrift "Geländedokumentation 2008" kön-
nen Sie auf einem Video sehen, wie es dort vorher
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aussah. Das sah sehr viel mehr nach Natur aus als
das, was man jetzt daraus macht.

(Beifall bei der FDP und bei Tim Golke und
Heike Sudmann, beide DIE LINKE)

Der ökologische Wert dieser nun plattgemachten
Natur wird nicht bestritten, man verspricht, den
Schaden an anderer Stelle auf der Elbinsel wieder-
gutzumachen, und zwar auf den offenen Wiesen-
flächen in Moorwerder und Stillhorn. Bauern, die
dort extensive Rinderzucht betrieben haben, wer-
den die Pachtverträge gekündigt, den Bodenbrü-
tern werden in Gestalt von Neupflanzungen Bäu-
me vor den Schnabel gesetzt. Aus einer freien
Wiesenlandschaft entsteht nach und nach ein
Flickenteppich von Ausgleichsflächen mit unter-
schiedlichsten Ersatzbiotopen. Nach dem Wil-
helmsburger Stadtpark ist Moorwerder das zweite
Naturopfer auf der Elbinsel. Nach 2013 werden der
Erhalt des igs-Parks und der Aufwand für die Aus-
gleichsmaßnahmen weiterhin die Stadt belasten.
Das alles hätte man sich sparen können, wenn die
Gartenschau auf einer Konversionsfläche errichtet
worden wäre.

(Andy Grote SPD: Wo denn zum Beispiel?)

– Lettow-Vorbeck zum Beispiel.

Noch einmal zusammengefasst: Die Standortent-
scheidung für diese sechsmonatige Showveran-
staltung war falsch.

(Jens Kerstan GAL: Ach, Sie wissen doch
gar nicht, wovon Sie reden!)

Die Folgekosten für die Natur, für die Wilhelmsbur-
ger und für die Steuerzahler sind skandalös. Au-
ßerdem ist die geistige Windstille vieler selbster-
nannter Naturschützer in dieser Stadt beim Thema
igs unerträglich. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Präsidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Frau
Dr. Schaal.

Dr. Monika Schaal SPD:* Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Hier stehe ich und kann nicht
anders. Ich muss Ihre Kritik eigentlich teilen.

(Beifall bei Dr. Andreas Dressel SPD, Tim
Golke) und Heike Sudmann, beide DIE LIN-
KE)

Ich gebe zu, dass die Vorfreude auf die internatio-
nale gartenschau auch bei mir merklich dadurch
getrübt ist, dass Tausende von Bäumen gefällt
wurden. Wir wissen, dass nahezu 5000 Bäume,
zum Teil sehr wertvolle, nicht mehr da sind. Sie
wurden geopfert für eine künstlich angelegte Gar-
tenschau. Es wird zwar Ausgleich geschaffen, das
sehen wir durchaus positiv, aber es ist problema-
tisch, wenn von den Ausgleichsmaßnahmen beste-
hende Biotope verdrängt werden, abgesehen da-

von, dass man offensichtlich vergaß, Parkplätze zu
planen, und sie nun in Arealen anlegt, die eben-
falls einen hohen naturräumlichen Wert haben.

(Roland Heintze CDU: Da sollte man mit
dem zuständigen Senator sprechen!)

Das hat uns in der vorigen Legislaturperiode schon
beschäftigt. Insbesondere das Fällen der Bäume
war Gegenstand von zahlreichen Schriftlichen Klei-
nen Anfragen. Nun muss man sich einmal an-
schauen, wie das vor sich gegangen ist. Leute vor
Ort haben bemerkt, dass die Kettensäge angesetzt
wird, haben daraufhin Abgeordnete angerufen,
dann wurden Anfragen gestellt, es gab Antworten,
die Aufklärung war da, aber die Bäume waren weg.
Das weist auf einen strukturellen Mangel hin. Die
CDU hat seinerzeit nicht gewollt, dass das Parla-
ment bei der Gestaltung der Gartenschau und der
IBA wesentlichen Einfluss hat. Ole von Beust hat
es so gewollt, dass die Rolle der Parlamentarier
weitgehend auf die der Zuschauer reduziert wurde.
Wir waren nur dazu da, das Geld – es war nicht
gerade wenig – zu bewilligen. Die beiden Projekte
sind weitgehend ohne parlamentarische Beteili-
gung umgesetzt worden. Herr Duwe hat schon dar-
auf hingewiesen, dass die CDU die igs als ein
Leuchtturmprojekt mit weiter Strahlkraft angesehen
hat. Aber man weiß, wie Leuchttürme wirken, dar-
unter ist es meist dunkel.

Die Bürgerschaft ist im Jahr 2004 durch eine Se-
natsmitteilung über die Gartenschau informiert
worden. Wir wollten sie auch, aber uns war nicht
klar, dass wir von Entscheidungen weitgehend
ausgenommen sein würden.

(Beifall bei Tim Golke DIE LINKE)

Im Jahr 2006 ist dann die igs GmbH gegründet
worden. Die Senatsberichte in der Folgezeit sind
zwar in Abständen in den Ausschüssen beraten
worden, aber es war immer ex post, wir sind im
Nachhinein in Kenntnis gesetzt worden. Ein Blick
in die Protokolle zeigt, dass es sehr viel Kritik ge-
geben hat, gerade in naturschutzfachlicher Hin-
sicht oder auch in Fragen des Lärm- und Gewäs-
serschutzes. Einen nachhaltigen Erfolg allerdings
hatte das Parlament. Nach heftiger Kritik wurde im
Jahr 2007 entschieden, einen teuren See nicht an-
zulegen.

Meine Damen und Herren! Auch wenn es mit Blick
auf die Gesamtmaßnahmen natürlich nachvollzieh-
bare Gründe dafür gibt, dass Bäume gefällt wur-
den, bleibt aber doch das ungute Gefühl, dass Na-
tur vernichtet wurde und man nicht darüber nach-
gedacht hat, wie man die bestehende Natur in die
Gärten integrieren kann.

(Beifall bei Dr. Andreas Dressel, Karin Tim-
mermann, beide SPD und Katja Suding
FDP)
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Die CDU hat keine Sensibilität gezeigt und auch
die GAL hat, beim Bau der BSU zum Beispiel,
nicht auf bestehende Biotope Rücksicht genom-
men. Ich finde das alles sehr enttäuschend. Bei
der CDU waren wir es gewohnt, ich denke an die
Diskussion um den Sportpark im Volkspark. Dort
hat man auch, bevor auch nur das Konzept griffig
war, Bäume gefällt. Später wurde das Konzept zu-
rückgezogen, aber die Bäume waren weg. Wir
müssen zu einer anderen Art und Weise von Ge-
staltung kommen, das Parlament und auch die
Bürgerinnen und Bürger vor Ort müssen in solchen
Fragen mitwirken.

Jetzt müssen wir uns darum kümmern, dass die
igs ein Erfolg wird. Und wir müssen uns um eine
gute Nachnutzung kümmern, denn sonst haben
die Wilhelmsburgerinnen und Wilhelmsburger von
dieser schönen Schau nichts. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD – Olaf Ohlsen CDU:
Das wollen wir doch alle! – Jens Kerstan
GAL: Das ist doch alles Teil des Konzepts!)

Präsidentin Carola Veit: Das Wort hat Frau Stö-
ver.

Birgit Stöver CDU: Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Der Beitrag von Herrn Dr. Duwe
war schon sehr humoristisch, und Frau Dr. Schaal
hat daran erinnert, dass die SPD den Projekten zu-
gestimmt hat. Ich möchte daran erinnern, dass es
zu Beginn der 18. Wahlperiode einen einstimmigen
Beschluss gab,

(Beifall bei der CDU – Katja Suding FDP: Da
kann man sehen, was passiert, wenn wir
nicht dabei sind! Ohne uns geht es nicht!)

– die FDP war nicht dabei, da haben Sie recht,
Frau Suding, aber die anderen Fraktionen waren
daran beteiligt –, sich um die Ausrichtung der inter-
nationalen gartenschau igs und auch der Interna-
tionalen Bauausstellung zu bewerben. Damals wa-
ren sich die Fraktionen einig, dass beide Ausstel-
lungen Hamburg weiterbringen würden, und es
gab einen einstimmigen Beschluss; das ist Fakt.
Die beiden Ausstellungen würden die Verwirkli-
chung der wachsenden Stadt und – besonders
wichtig – die Umsetzung des Konzepts "Sprung
über die Elbe" wesentlich voranbringen, darüber
waren wir uns einig.

Meine Damen und Herren! Unsere Zustimmung
und Unterstützung beider Projekte steht weiterhin
außer Frage, aber das bedeutet nicht, dass bei der
Umsetzung einzelne Realisierungsmaßnahmen
nicht auch kritisch sind. Ich kann mich Herrn
Dr. Duwe nur anschließen, denn ich bin auch sehr
irritiert, dass es einen temporären Parkplatz geben
soll, der 1,4 Millionen Euro kosten wird. Die Origi-
nalplanungen sahen anders aus.

(Andy Grote SPD: Wie sahen denn die ur-
sprünglichen Planungen aus?)

Hier fordere ich den SPD-Senat auf – Frau Blan-
kau ist da –, deutlich sensibler abzuwägen, ob ein
solcher Eingriff in bestehende Natur zwingend er-
forderlich ist. Es gab nämlich Alternativen, meine
Damen und Herren von der SPD. Es gab die Alter-
native, einen Kampfmittelräumdienst über ein Ge-
lände zu schicken; das haben Sie verhindert. Als
Zwischenbemerkung an die FDP: Ich finde es sehr
interessant, wenn nicht sogar aberwitzig, dass es
ausgerechnet die FDP ist, die sich zum Hüter von
Umwelt und Natur aufspielt.

(Beifall bei der CDU und der GAL – Katja
Suding FDP: Warum denn?)

Aber das wird in der Person von Herrn Dr. Duwe
liegen. Da Sie sich gedanklich häufig in Harburg
aufhalten, möchte ich Sie an dieser Stelle daran
erinnern, dass sich Ihre Kollegen aus der Bezirks-
fraktion vehement gegen einen Umwelttag in Har-
burg wehren und auch die finanzielle Förderung
der lokalen Agenda 21 infrage gestellt haben. In
Sachen Umweltschutz sollten Sie in Ihrer Partei ein
wenig Basisarbeit leisten.

(Beifall bei der CDU)

Zurück zum Thema. Selbstverständlich erwarten
wir, dass der jetzige Senat bei der Umsetzung der
Projekte IBA und igs weiterhin nachhaltig und res-
sortübergreifend arbeitet, denn nur so eröffnen
sich weitere Chancen für Wilhelmsburg, Harburg
und die Veddel. Auf dem Gelände der IBA und der
igs werden Wiesen zu neuen attraktiven Grünanla-
gen sowie Parks und Freizeit- und Sportanlagen
weiterentwickelt, die von den Menschen zur ganz-
jährigen Erholung genutzt werden können.

(Dirk Kienscherf SPD: Auch von den Tieren!)

Wenn die von Schwarz-Grün beschlossene Verle-
gung der Wilhelmsburger Reichsstraße vom Senat
konsequent umgesetzt würde, dann hätten die Wil-
helmsburger eine echte Chance zu einer Zusam-
menführung der Stadtteile.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das ist nun rich-
tiger Mumpitz, was Sie erzählen!)

Das ist ein sehr wichtiger Punkt. Doch das Thema
Verkehr und Lärmschutz scheint offensichtlich im
Senat keine hohe Priorität zu haben. Herr
Dr. Dressel, das müssen Sie sich sagen lassen.
Anders kann ich es mir nicht erklären, warum ein
Verkehrschaos und der drohende Verkehrsinfarkt
in angrenzenden Stadtteilen in Kauf genommen
wird.

(Gabi Dobusch SPD: Fragen Sie mal Herrn
Hesse, was die CDU geplant hat!)

Harburg hat bereits seit Jahrzehnten mit steigen-
dem Verkehr und Lärmbelastung durch die stetige
Zunahme des Hafenverkehrs, des Schienenver-
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kehrs und auch der Pendlerströme aus dem Um-
land zu kämpfen. Die Grenze des Zumutbaren ist
vielerorts erreicht.

(Beifall bei der CDU)

Eine Sperrung der Wilhelmsburger Reichsstraße
zwischen 9 und 22 Uhr während der igs wird zu ei-
ner deutlichen Erhöhung des Verkehrs für die Har-
burger führen. Das ist nicht hinnehmbar.

(Beifall bei der CDU)

Sie als Senat tragen nicht dazu bei, dass die IBA
und die igs 2013 als Highlight des "Sprungs über
die Elbe" in weiten Teilen der Bevölkerung wahrge-
nommen werden.

(Glocke)

– Ich komme zum Schluss, dies ist mein letzter
Satz, Frau Präsidentin.

Im Gegenteil, der Eindruck, dass der SPD-Senat
den Bezirk Harburg nun wieder vernachlässigt,
wird sich in den Köpfen der Harburgerinnen und
Harburger verfestigen und bestätigen.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Carola Veit: Das Wort hat der Abge-
ordnete Kerstan für eine Minute.

Jens Kerstan GAL:* Der Bürgermeister lässt sich
dafür feiern, dass er an einer Großkletterwand auf
dem Gelände der igs nach oben klettert.

(Andy Grote SPD: Nur kein Neid! – Dr. An-
dreas Dressel SPD: Das hat er gut gemacht!
und Beifall)

Der Sportsenator feiert sich dafür, das dort der
größte Sportpark nach dem Central Park in
New York entsteht, und die Umweltpolitikerin der
Regierungspartei SPD sagt, wie furchtbar, das hät-
te es alles nicht geben dürfen, da seien Bäume ge-
fällt worden. Wenn man ein Beispiel für politische
Heuchelei haben möchte, dann haben wir es hier
gezeigt bekommen.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Wenn es einen einstimmigen Beschluss der Bür-
gerschaft gegeben hat, auf einer Brachfläche
einen Park zu errichten, dann ist klar, dass dort in
Zukunft kein Naturschutz stattfinden wird. Dass Ih-
nen das erst 15 Jahre später auffällt, zeigt, wie
ernsthaft Sie sich mit Ihren eigenen Entscheidun-
gen auseinandersetzen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Präsidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Damit ist die Aktuelle Stunde beendet.

Bevor wir zu den Debatten kommen, möchte ich
zunächst herzliche Glückwünsche an unser Ge-

burtstagskind Carl-Edgar Jarchow richten. Lieber
Herr Jarchow, im Namen des ganzen Hauses alles
Gute zum Geburtstag und für das neue Lebens-
jahr.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Wir kommen zu Punkt 43 unserer Tagesordnung,
Drucksache 20/3235, Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE: Bürgerinnen und Bürger entlasten: Kommuna-
le Wohnungsvermittlung statt Gewinne für Makle-
rinnen und Makler.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
BürgerInnen entlasten: Kommunale Woh-
nungsvermittlung statt Gewinne für MaklerIn-
nen
– Drs 20/3235 –]

Frau Sudmann, Sie haben das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE: Liebe Kollegen und
liebe Kolleginnen! Da ich schon die ersten Läste-
reien höre, will ich noch einmal erklären, warum wir
für eine kommunale Wohnungsagentur sind.

Ich weiß nicht, wie Ihre Erfahrungen auf dem Woh-
nungsmarkt in den letzten Jahren waren. Ich per-
sönlich bin aber sehr froh, dass ich seit acht Jah-
ren keine Wohnung mehr suchen musste. Damals
war es schon relativ schwer, eine preisgünstige
Wohnung zu finden. Heute geht es Ihnen wahr-
scheinlich wie mir, wenn Sie an langen Schlagen
vor bestimmten Hauseingängen vorbeifahren,

(Erster Vizepräsident Frank Schira über-
nimmt den Vorsitz.)

dass Sie denken, Gott sei Dank muss ich da nicht
stehen.

Eine Wohnung zu haben ist ein Grundbedürfnis
– da werden Sie mir wahrscheinlich noch zustim-
men können – und alle Menschen wollen ein Dach
über dem Kopf haben. Wir sind sogar der Meinung,
dass das ein Grundrecht werden muss, und ich
würde mich sehr freuen, wenn Sie uns hier eben-
falls zustimmen würden.

(Beifall bei der LINKEN)

Nun können Sie sagen, wir haben einen Woh-
nungsmarkt und der Markt doch alles regelt. In die-
sem Fall müssen wir aber feststellen, dass der
Markt nur alles für diejenigen Menschen regelt, die
genug Geld haben, um eine Courtage oder sehr
teure Wohnungen zu bezahlen. Aber die Men-
schen, die wenig Einkommen haben, haben nur re-
lativ wenige Chancen, Wohnungen zu finden. Und
haben diese dann einmal eine Wohnung gefunden,
die sie gerade noch bezahlen können und in der
sie auch mit zwei Kindern leben könnten, auch
wenn es vielleicht nur zweieinhalb Zimmer sind,
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dann scheitert es daran, dass sie neben dem Dar-
lehen, was sie oft erbringen müssen, auch noch ei-
ne Courtage zahlen müssen. Man kann eindeutig
sagen: Courtage killt. Sie killt die Wohnungsmög-
lichkeiten für viele Menschen. Gleichzeitig kann
man aber sagen: Courtage füllt. Die Courtage füllt
das Portemonnaie von Maklerinnen und Maklern,
und daher ist es nicht verwunderlich, dass diese
gegen den Antrag sind. Ich gehe davon aus, dass
Sie nicht alle Maklerinnen und Makler sind und da-
her unseren Antrag unterstützen können.

(Beifall bei Mehmet Yildiz DIE LINKE)

In Hamburg wird mittlerweile mehr als jede zweite
Wohnung über Maklerinnen vermittelt.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Gibt es hier ei-
gentlich Makler?)

– Der Kollege Dressel hat eine Frage an Sie: Ist je-
mand von Ihnen im Maklerinnengeschäft tätig?

(Dr. Andreas Dressel SPD: Der möge sich
jetzt outen!)

– Der/die mögen sich outen möchte Herr Dressel.
Niemand? Die sind wohl alle gerade draußen we-
gen Befangenheit.

(Jens Kerstan GAL: Nee, die bleiben sitzen!)

Herr Dressel, das heißt, dass Sie nichts dagegen
haben, wenn wir einen Vorschlag unterbreiten, der
dazu führt, dass wir in vielen Fällen Makler und
Maklerinnen nicht mehr brauchen, denn sie gehö-
ren nicht zu der schutzbedürftigen Klientel. Aber
ich glaube trotzdem, dass Maklerinnen und Makler
noch Arbeit haben werden, weil es immer noch ge-
nug hochpreisige Wohnungen geben wird.

Wir wollen, dass Menschen mit wenig Einkommen
eine Chance am Wohnungsmarkt haben, dass die-
ser Markt sozialer und transparenter wird, sodass
man nachvollziehen kann, wo man noch eine
Chance hat, eine Wohnung zu bekommen. Wir
wollen auch auf den Erfahrungen anderer Städte
aufbauen, die nicht so groß sind wie Hamburg,
aber mindestens so groß wie unsere Bezirke. Es
geht uns um eine kommunale Wohnungsagentur
auf Bezirksebene. Duisburg ist beispielhaft zu nen-
nen, Duisburg und hat jetzt auch wieder einen
SPD-Bürgermeister, der hilft Ihnen dann weiter.

(Dirk Kienscherf SPD: Duisburg, wissen Sie,
wie es in Duisburg ist? Die reißen Häuser
ab!)

– Herr Kienscherf, gucken Sie mich an?

(Dirk Kienscherf SPD: Ja!)

– Gut.

Es gibt noch andere Sozialdemokratinnen und -de-
mokraten, die so etwas sehr gut finden.

Herr Lohmann sprach mich gestern an, ob dieser
Antrag überhaupt noch notwendig sei. Wir haben

am Dienstag im Stadtentwicklungsausschuss ge-
meinsam beschlossen, dass Hamburg mit einer
Bundesratsinitiative tätig werden soll, um das Ge-
setz der Wohnungsvermittlung insoweit zu ändern,
dass die Maklergebühr entweder nur noch vom
Vermieter bezahlt wird oder zu 50 Prozent von den
Mieterinnen und den Vermieterinnen. Da wir nicht
wissen, ob Sie erfolgreich sein werden, und weil
gerade auch Frau Blankau große Bedenken hat,
auf Bundesebene aktiv zu werden, schlagen wir Ih-
nen einen Weg vor, den Sie in Hamburg umsetzen
können. Hier können Sie nicht auf CDU und FDP
verweisen, sondern könnten etwas für viele Miete-
rinnen und Mieter tun.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Herr Loh-
mann hat das Wort.

Uwe Lohmann SPD:* Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Frau Sud-
mann, ich bin kein Makler und weit davon entfernt,
jemals damit etwas zu tun haben zu wollen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Herr Dressel
wollte das wissen! – Roland Heintze CDU:
Was sind Sie denn?)

Nach der Sitzung des Stadtentwicklungsausschus-
ses hatte ich gedacht, dass dieser Antrag überflüs-
sig ist. In dem Petitum "Besserer Schutz für Ham-
burgs Mieterinnen und Mieter" wurde die Initiative
auf den Weg gebracht, die Maklerkosten nach dem
Bestellerprinzip zu erheben oder zumindest zur
Hälfte zwischen Mieter und Vermieter aufzuteilen.
Lassen Sie uns alle daran arbeiten, dass die Initia-
tive erfolgreich wird.

(Beifall bei der SPD)

Aber nun zu Ihrem Antrag "Bürger/-innen entlas-
ten: Kommunale Wohnungsvermittlung statt Ge-
winne für Makler/-innen".

(Olaf Ohlsen CDU: Just for show!)

Im Petitum sprechen Sie eine Untersuchung von
"Immobilienscout 24" aus dem Jahre 2011 an. Laut
dieser Untersuchung soll mehr als jede zweite
Wohnung in Hamburg über einen Makler vermittelt
worden sein. Das glaube ich nicht, wahrscheinlich
haben sie nur diejenigen Wohnungsangebote aus-
gewertet, die über das Portal angeboten worden
sind. Denn wenn man die circa 130 000 Wohnun-
gen der SAGA GWG und knapp 140 000 Wohnun-
gen der Hamburger Wohnungsbaugenossenschaf-
ten gegenüberstellt, vermitteln diese ihre Wohnun-
gen in der Regel über ihre Geschäftsstellen und
nicht über Makler.

(Beifall bei der SPD)

Sie sprechen im Petitum das Duisburger Modell
an, das aber leider auf Hamburg so nicht übertrag-
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bar ist. In Duisburg gibt es 6 bis 7 Prozent Leer-
standsquote, und das stellt die Duisburger vor
ganz andere Herausforderungen. Übrigens exi-
stiert dieses Modell seit 30 Jahren mit wechseln-
den Regierungen. Dort kümmern sich 1,5 Stellen
um die Wohnungsvermittlung und vermitteln pro
Jahr etwa 1500 Wohnungen bei circa
200 000 Mietwohnungen, die dort im Angebot sind.
Ob das eine volle Auslastung der Stellen bedeutet,
vermag ich nicht zu beurteilen, aber die Kosten
von über 100 000 Euro erscheinen mir doch sehr
hoch für das erzielte Ergebnis. Außerdem wäre es
interessant gewesen, wenn Sie gesagt hätten, wo
das Geld für die Stellen herkommen soll. Wo sollen
wir es an anderer Stelle einsparen? Diese Antwort
sind Sie uns schuldig geblieben.

(Beifall bei der SPD – Hans-Detlef Roock
CDU: Richtig!)

Und was stimmt Sie von der LINKEN eigentlich so
optimistisch, dass die Vermieter diese staatlichen
Wohnungsvermittlungen nutzen werden, wo es
doch leider bei der heutigen Wohnungsmarktlage
für die Vermieter äußerst bequem ist, einen Makler
zu beauftragen?

Zudem unterstützt der Senat Wohnungssuchende
schon jetzt auf vielfältige Weise. Die Kooperations-
verträge mit SAGA GWG sowie zehn Wohnungs-
baugenossenschaften verbessern die Integration
von vordringlich Wohnungssuchenden und insbe-
sondere von Wohnungslosen in Wohnraum. Es
stehen zielgerichtete Förderinstrumente zur Ver-
besserung der Wohnraumversorgung der verschie-
denen Zielgruppen zur Verfügung, zum Beispiel
das Förderprogramm zum Ankauf von Belegungs-
bindungen für Menschen mit besonderen Zu-
gangsschwierigkeiten zum Wohnungsmarkt, der
Förderweg für Haushalte mit geringem Einkommen
sowie für Menschen mit mittlerem Einkommen. Die
Wohnungsämter der Bezirksämter stellen Wohnbe-
rechtigungsscheine für den Bezug von öffentlich
gefördertem Wohnraum aus und vermitteln zum
Teil auch direkt in diesen Wohnraum.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Mit welcher
Quote denn?)

Vor diesem Hintergrund ist die Einrichtung einer
neuen Stelle zur Wohnraumvermittlung in der öf-
fentlichen Verwaltung weder notwendig noch fach-
lich sinnvoll.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen wird die SPD-Bürgerschaftsfraktion Ih-
ren Antrag ablehnen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das ist aber
schade!)

Das beste Instrument gegen Maklergebühren ist
immer noch der Wohnungsbau. Über 6800 Bauge-
nehmigungen im Jahr 2011 sind ein Erfolg dieses

Senats, und wir gehen diesen anstrengenden Weg
weiter.

(Beifall bei der SPD)

Erlauben Sie mir zum Schluss, wenn wir bei dem
Thema Wohnungsbau sind, noch eine kleine Zwi-
schenbemerkung. Mit Erstaunen habe ich am Mon-
tag in der Presse verfolgt, was am Wochenende
bei der CDU entstanden ist.

(Hans-Detlef Roock CDU: Nicht am Wo-
chenende, das hat Monate gedauert!)

– Monate hat das gedauert?

Zahn Jahre in der Regierung sein, die Hamburger
Wohnungsbaupolitik verschlafen und dann nach
einem Jahr die Forderung aufstellen, dass in Ham-
burg 8000 bis 10 000 Wohnungen pro Jahr gebaut
werden sollen, das nenne ich eine mutige Aussa-
ge. – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Das Wort hat
Herr Roock.

(Jan Quast SPD: So, nun erzählen Sie mal,
was Sie da in zehn Jahren ausgebrütet ha-
ben!)

Hans-Detlef Roock CDU: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Herr Lohmann, ich fange
gleich mit Ihnen an. Sie machen hier dicke Backen,
aber den Beweis, dass das bei Ihnen funktioniert,
müssen Sie erst noch antreten, und dann spre-
chen wir uns wieder.

(Beifall bei der CDU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der LINKEN,
es wird Sie sicherlich nicht überraschen, dass wir
Ihre Forderung nach einer kommunalen Woh-
nungsvermittlung ablehnen,

(Dora Heyenn DIE LINKE: Dabei haben Sie
so einen schönen roten Pullover an!)

und wir befinden uns damit offenbar in guter Ge-
sellschaft in diesem Hause. Aus Ihrem Antrag
spricht wieder einmal die für Sie so typische sozia-
listisch anmutende Versorgungsmentalität.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Diese ist uns nach wie vor fremd, und wir halten
sie auch in diesem Fall weder für notwendig noch
sinnvoll.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren! Wann immer sich eine
Gelegenheit bietet, Frau Sudmann, rufen Sie nach
einer überbordenden Versorgung durch Vater
Staat und wollen bloß nichts dem privaten Sektor
überlassen. Aber zwischen Sozialismus und Raub-
tierkapitalismus gibt es durchaus noch Abstufun-
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gen. Auch wir Christdemokraten wollen nicht alles
dem freien Spiel des Marktes überlassen, das
zeichnet unsere soziale Marktwirtschaft aus.

(Beifall bei der CDU – Jens-Peter Schwieger
SPD: Und Ihr roter Pullover!)

Wir stimmen mit Ihnen überein, dass es hinsicht-
lich Maklercourtagen und der Frage, wer diese zu
tragen hat, Handlungsbedarf gibt. Am Dienstag ha-
ben wir uns, Sie haben das schon angeführt, im
Stadtentwicklungsausschuss klar positioniert. Aber
das, was Sie, Frau Sudmann, als Kompromiss mit
der SPD beschlossen haben, ist weder Fisch noch
Fleisch und wird uns nicht wesentlich weiterbrin-
gen. Herr Lohmann, ich prognostiziere Ihnen, dass
Sie in Berlin damit wenig Erfolg haben werden.

(Andy Grote SPD: Ihre Prognose ist jetzt
schon widerlegt, das wissen Sie, oder?)

Frau Sudmann, das von Ihnen angeführte Beispiel
aus Duisburg ist mir nicht bekannt. Unabhängig
davon würde die Einrichtung einer wie auch immer
gearteten kommunalen Wohnungsvermittlung wie-
der ein erhebliches Mehr an bürokratischem Auf-
wand und vor allen Dingen Kosten bedeuten, zu-
mal Sie sie intensiv bewerben lassen wollen. Die
hierfür erforderlichen personellen und finanziellen
Mittel kann man wirklich sinnvoller einsetzen.

Des Weiteren halten wir es nicht nur für guten Stil,
sondern auch für fachlich sinnvoll, die Fachverbän-
de der Immobilien- und Wohnungsbranchen mit in
den Entscheidungsprozess hinsichtlich der Courta-
gekosten einzubeziehen.

(Andy Grote SPD: Warum haben Sie die
denn eigentlich nie einbezogen in irgend-
was?)

So weit uns bekannt, haben diese bereits Bereit-
schaft signalisiert, an einer einvernehmlichen Lö-
sung mitzuwirken. Ihr Vorschlag einer kommunalen
Wohnungsvermittlung ist dem in keiner Weise
dienlich. Damit würde man einer ganzen Branche
den Boden unter den Füßen wegziehen.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Oh, die armen
Makler!)

Es kann nicht unser Ziel sein, die Makler aus dem
Geschäft zu treiben.

Zum Abschluss noch ein kleiner Zusatz, liebe Kol-
legin Sudmann; Herr Lohmann hat auch schon
darauf hingewiesen. Ich halte das von Ihnen ange-
führte Untersuchungsergebnis von "Immobiliens-
cout 24" für sehr zweifelhaft und denke nicht, dass
tatsächlich jede zweite Wohneinheit über einen
Makler vergeben wird. Aber unabhängig davon leh-
nen wir Ihren Antrag ab. – Danke schön.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Herr Duge
hat das Wort.

Olaf Duge GAL:* Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Es mag zunächst sehr reizvoll klingen,
ein Wohnungsvermittlungssystem in staatlicher
Hand zu führen und darüber eine gerechte Wohn-
raumverteilung zu erreichen. Auf den zweiten Blick
ist das Ganze aber etwas komplizierter, als das zu-
nächst in diesem Antrag erscheint. Der Antrag ist
wahrlich mehr als unausgegoren.

Die Wohnraumvermittlung in staatlicher Hand
müsste über verschiedene Instrumentarien verfü-
gen, die sowohl personell als auch finanziell gesi-
chert sind. Dazu ist nichts zu finden. Zweitens ist
zu überlegen, wie und nach welchen Kriterien die
Verteilung eigentlich laufen sollte. Die nächsten
Fragen wären, ob diejenigen, die Wohnungen im
frei finanzierten Markt anbieten, verpflichtet sind,
die zugewiesenen Mieter anzunehmen, wie häufig
sie diese ablehnen können und vieles mehr. Das
ist alles völlig offen und nicht weiter nachvollzieh-
bar.

Was in Duisburg gemacht wird, ist nicht ohne Wei-
teres auf die Bezirke zu übertragen. Die Woh-
nungssituation, insbesondere was die Zahl der Be-
legungsbindungen betrifft, ist deutlich anders als
hier. Es wird dort im frei finanzierten Wohnungs-
markt besonders im unteren Segment gesucht. Die
Mitarbeiter, so wurde uns erzählt, müssen Klinken
putzen, um solche Wohnungen überhaupt requirie-
ren zu können. Ich befürchte, ein solches System
wird mehr Kosten verursachen wird als Nutzen ein-
bringen. Und deswegen ist es besser, auf dem von
uns eingeschlagenen Weg weiterzugehen und die
Kosten nach dem Bestellerprinzip zu verteilen. Die-
sen Weg halten wir für richtig.

(Beifall bei der GAL)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Herr Dr. Du-
we hat das Wort.

Dr. Kurt Duwe FDP: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Die FDP-Fraktion wird diesem
Antrag nicht zustimmen.

Es wurde schon viel gesagt. Ich möchte noch ein-
mal betonen, dass, abgesehen vom Kostenfaktor
und den Verhältnissen in Hamburg, wo sehr große
Wohnanbieter wie die SAGA GWG und die Woh-
nungsbaugenossenschaften existieren, die mei-
stens von Beziehern mittlerer und kleiner Einkom-
men angesprochen werden, so etwas nur für Ein-
zelnutzer interessant sein könnte beziehungsweise
für Inhaber von Häusern oder zwei, drei Wohnun-
gen, die keine Gelegenheit sehen, ihre Immobilien
an den Mann oder an die Frau zu bringen. Das ist
gerade in Hamburg nicht der Fall. Sie wissen, wel-
che angespannte Wohnraumsituation wir haben.
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Wenn die Verhältnisse so wären, dass die Vermie-
ter händeringend nach Mietern suchen würden,
dann würden sie vielleicht eine kommunale Woh-
nungsvermittlung in Anspruch nehmen. Das wer-
den sie aber in Hamburg nicht tun. Das ist wieder
einmal ein reiner Show-Antrag der LINKEN. – Vie-
len Dank.

(Beifall bei der FDP)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Das Wort hat
die Abgeordnete Heyenn.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Herr Präsident, ich
möchte nur ganz kurz zu Herrn Duge Stellung neh-
men. Sie haben gesagt, dass das nicht geht und
dass wir das noch nie gemacht haben. Das ist völ-
lig falsch. In den Siebzigerjahren gab es in den Co-
lonnaden eine kommunale Wohnungsvermittlung,
da zahlte man 30 DM und konnte so lange suchen,
bis man eine Wohnung hatte.

(Klaus-Peter Hesse CDU: Früher war alles
besser, da hatten wir auch noch eine DDR!
– Olaf Ohlsen CDU: Da hatten wir auch
noch einen Kaiser!)

Dort haben viele private Wohnungsvermittler ihre
Wohnung angeboten. Wenn ich Herrn Roock beim
Wort nehme, dann war Hamburg in den Siebziger-
jahren offenkundig sozialistisch, so haben Sie das
dargestellt.

In der Zeit haben die Makler in Hamburg nach wie
vor Geld gemacht, kein Maklerbüro hat geschlos-
sen und es hat wunderbar funktioniert. Es ist ein
Jammer, dass das eingestellt wurde, und wir plä-
dieren dafür, das wieder einzurichten.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Frau Sud-
mann hat das Wort.

(Olaf Ohlsen CDU: Jetzt geht’s los!)

Heike Sudmann DIE LINKE: – Wenn Sie jetzt
schon durchdrehen, wir haben noch sechs weitere
Abgeordnete, die alle nacheinander sprechen
könnten.

Erstens, liebe Kolleginnen und Kollegen, entschul-
dige ich mich dafür, dass wir es nicht in einem An-
trag geschafft haben, all Ihre Fragen zu beantwor-
ten. Sie müssten den Antrag dafür aber nur an den
Ausschuss überweisen.

(Beifall bei der LINKEN)

Zur richtigen Vorbereitung, Herr Kienscherf, die mir
gerade bei Herrn Lohmann und Herrn Roock fehl-
te. Sie sagten, sie könnten nicht glauben, dass je-
de zweite Wohnung über Makler und Maklerinnen
vermietet wird. Herr Lohmann, Sie haben gut an-
gefangen mit Genossenschaftswohnungen, aber

wir haben noch nicht einmal 400 000 Genossen-
schaftswohnungen und Sozialwohnungen im SA-
GA-Wohnungsbestand, sondern wesentlich weni-
ger. Wir haben aber über 800 000 Wohnungen, in-
sofern kommt das schon hin, wenn "Immobiliens-
cout 24" sagt, jede zweite Wohnung werde über
einen Makler vermittelt. Da geben Sie mir recht,
oder? Man muss nur rechnen können.

Zweitens weiß ich nicht, ob Sie am Montag auch
etwas schockiert waren über die Meldung, dass
das Statistikamt Nord festgestellt hat, dass wir in
Hamburg ungefähr 45 000 leerstehende Wohnun-
gen haben müssten. Das entspricht der Leerstand-
quote von Duisburg, ich weiß also nicht, wo Ihr Ar-
gument jetzt noch bleibt.

(Andy Grote SPD: Weil das nicht stimmt!)

Bei der Paragraph-5-Schein-Vermittlung, Herr Loh-
mann, haben Sie einen ganz wichtigen Punkt ver-
gessen. Sehr viele Menschen haben Anspruch auf
einen Paragraph-5-Schein, aber die Vermittlungs-
quote ist unter aller

(Dirk Kienscherf SPD: Kanone!)

– Kanone, danke. Das geht also auch nicht.

Herr Roock, Ihre schönste Vorlage ist die Frage,
wie die Werbung bezahlt werden soll. Ich möchte
an ein Projekt aus der schwarz-grünen Zeit erin-
nern, als Hamburg Marketing eine wunderbare
Werbung für ein Wohnprojekt junger Menschen für
500 000 Euro erstellt hat. Dafür könnte ich schon
ganz viele Wohnungen für unsere Wohnungsagen-
tur finden. – Vielen Dank.

Erster Vizepräsident Frank Schira: Danke.
– Wenn keine weiteren Wortmeldungen vorliegen,
kommen wir zur Abstimmung.

Wer möchte den Antrag der Fraktion DIE LINKE
aus Drucksache 20/3235 annehmen? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Damit ist dieser Antrag ab-
gelehnt.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 58, Drucksa-
che 20/3529, Antrag der SPD-Fraktion: Gesetz zur
Einführung des Rechtsanspruchs auf Kindertages-
betreuung ab dem vollendeten zweiten Lebens-
jahr.

[Antrag der SPD-Fraktion:
Gesetz zur Einführung des Rechtsanspruchs
auf Kindertagesbetreuung ab dem vollendeten
zweiten Lebensjahr
– Drs 20/3529 –]

Diese Drucksache möchte die SPD-Fraktion an
den Familien-, Kinder- und Jugendausschuss über-
weisen. Wer wünscht das Wort? – Frau Dr. Leon-
hard hat das Wort.

2190 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 29. Sitzung am 29. März 2012

(Dr. Kurt Duwe)

http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=3529&dokart=drucksache


Dr. Melanie Leonhard SPD:* Sehr geehrter Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Mit diesem
Antrag bringen wir den Rechtsanspruch ab dem
vollendeten zweiten Lebensjahr auf den Weg. Mit
der Einführung dieses Rechtsanspruchs auf eine
fünfstündige Betreuung ab dem 1. August 2012 er-
möglicht Hamburg ein Jahr früher als vom Bund
vorgesehen diesen Kindern aus allen Familien un-
abhängig von der Beschäftigung der Eltern Zugang
zu früher Bildung und Betreuung.

(Beifall bei der SPD)

Darüber hinaus leistet der erweiterte Rechtsan-
spruch einen Beitrag zur Integration und sprachli-
chen Entwicklung von Kindern aus Familien mit Mi-
grationshintergrund. Diese Punkte sind nicht allein
individuell für die Lebenschancen der einzelnen
Kinder von Bedeutung, diese Kinder sind zukunfts-
weisend und entscheidend für ein ganzes Land,
insbesondere für eine Metropole wie Hamburg.
Dank des Elternwahlrechts – Eltern können in
Hamburg entscheiden, in welcher Weise sie ihren
Rechtsanspruch einlösen möchten – wird von die-
sem Rechtsanspruch auch die Kindertagespflege
profitieren. Gute Kinderbetreuung und frühe Bil-
dung sind nicht nur unverzichtbar für Familien,
sondern spielen auch bei der Standortbewertung
von Unternehmen eine große Rolle, und diese wird
immer bedeutender. Das sollte auch diejenigen
überzeugen, die diesen Aspekt gern aus kamerali-
stischer oder wirtschaftlicher Sicht betrachten. Be-
reits jetzt wird weit über die Stadtgrenzen von
Hamburg hinaus bemerkt, dass Hamburg gute Vor-
aussetzungen liefert, die mit Beginn der SPD-Re-
gierung noch einmal deutlich verbessert wurden
und weiter verbessert werden.

(Beifall bei der SPD)

Die bisherigen Schritte, die spürbare Entlastung
von Familien durch die Rücknahme von Gebühren-
erhöhungen, die Erweiterung des Rechtsan-
spruchs auf die Betreuung bis zum 14. Lebensjahr
und die Abschaffung von Mittagessenbeiträgen
werden mit dem heute vorgelegten Antrag mit dem
Ziel, Hamburg zur kinder- und familienfreundlich-
sten Stadt zu machen, fortgeschrieben.

(Beifall bei der SPD)

Das ist familien- und wirtschaftspolitisch ein wichti-
ges Ziel. Wir laden alle Fraktionen in der Bürger-
schaft ein, hieran mitzuwirken.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Das Wort hat
Herr de Vries.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Da kann man
doch einfach zustimmen, oder? – Gegenruf
von Juliane Timmermann SPD: Er nicht!)

Christoph de Vries CDU:* Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Frau Leonhard, um an die De-
batte von eben anzuknüpfen: Die Erweiterung des
Rechtsanspruchs ab dem zweiten vollendeten Le-
bensjahr ist mit Sicherheit kein Sozialismus, son-
dern ein guter und richtiger Schritt auf dem langen
Weg für ein kinder- und familienfreundliches Ham-
burg, so wie es Frau Leonhard eben richtig gesagt
hat.

(Beifall bei der CDU und der SPD)

Rund 24 000 Kinder mehr in Kitas und Horten so-
wie mehrere Hundert neue Kitas seit 2001 haben
Hamburg schon heute zum vorbildlichen Spitzen-
reiter der Kinderbetreuung aller westdeutschen
Bundesländer gemacht. Diesen Weg beschreitet
Hamburg seit zehn Jahren konsequent und konti-
nuierlich. Der Rechtsanspruch ab dem vollendeten
zweiten Lebensjahr reiht sich in diese Kette wichti-
ger Fortschritte nahtlos ein.

Ich will die Meilensteine der letzten zehn Jahre
kurz nennen. 2003 wurde in Hamburg als erster
deutscher Großstadt das nachfrageorientierte Kita-
Gutscheinsystem eingeführt.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

– Da freuen sich sogar die Kollegen der FDP,
große Übereinstimmung im Saal.

2005 wurde die Hamburger Kinderbetreuung mit
Inkrafttreten des Kinderbetreuungsgesetzes neu
ausgerichtet. Wir haben den Rechtsanspruch auf
eine fünfstündige Betreuung mit Mittagessen in
den Kitas eingeführt. Das ging über das bundes-
weite Maß hinaus, dort gab es überall nur eine
vierstündige Kita-Betreuung.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

2005 trat der Landesrahmenvertrag in Kraft, der
die Leistungen und Standards in Hamburger Kitas
geregelt und verbindlich vorgeschrieben hat. Auch
die CDU, damit kommen wir zum Thema von heu-
te, wollte 2008 den Rechtsanspruch auf das zweite
vollendete Lebensjahr vorziehen, wir hatten es in
den Koalitionsvertrag und zuvor ins Wahlpro-
gramm geschrieben. Sie kennen die Geschichte,
ich will es nicht wiederholen, es gab die Finanz-
und Wirtschaftskrise, sodass es damals zu einer
Verschiebung dieser Maßnahme kam. Auch der
Bund hat einiges getan und 2008 das Kinderförde-
rungsgesetz mit dem Ausbau der Krippenbetreu-
ung bundesweit verabschiedet. 2009, und damit
schließe ich vorerst, entfielen die Elternbeiträge für
die halbtägige Betreuung in Kita, Tagespflege und
Vorschule im letzten Jahr vor der Einschulung. Mit
der Verschiebung dieses Rechtsanspruchs, zu der
wir uns 2009 und 2010 entschließen mussten, hat
sich im Bereich Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf im Grunde nichts geändert. Schon damals war
es so, dass Kinder berufstätiger Eltern in Hamburg
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ab dem ersten Jahr für eine bis zu zwölfstündige
Betreuung einen Kita-Gutschein bekommen ha-
ben.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

2013 wird ebenfalls das wirken, was der Bund
2008 beschlossen hat, nämlich der Rechtsan-
spruch für alle Kinder ab dem ersten vollendeten
Lebensjahr ab dem 1. August 2013. Das gilt bun-
desweit. Auf unsere Frage, was das bedeutet, hat
der Senat geantwortet, dass dies rund 5000 zu-
sätzliche Betreuungsplätze für ein- bis dreijährige
Kinder nach sich ziehen wird. Aber wir brauchen in
Hamburg auch 750 weitere Erzieherinnen und Er-
zieher als Erst- und Zweitkräfte. Für uns bedeutet
das, dass Hamburg sich anstrengen muss, um ge-
nügend qualifiziertes Personal zu finden, damit die
Kinder, die diesen Rechtsanspruch haben, auch
tatsächlich betreut werden können.

(Beifall bei der CDU)

Ein Aspekt von zentraler Bedeutung, den wir im-
mer hochhalten, wird sein, dass unter dem Ausbau
nicht die Qualität der Betreuung leidet. Wir müssen
die Vorgaben des Landesrahmenvertrags einhal-
ten, die Qualität und die Standards müssen auch
in der Praxis gewährleistet sein, und deswegen for-
dern wir die SPD noch einmal auf, ihre Blockade-
haltung gegen die Kita-Inspektion in Hamburg auf-
zugeben.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Ich komme zum Fazit: Der Rechtsanspruch für
zweijährige Kinder setzt den Ausbau und die Ver-
besserung der Kinderbetreuung in Hamburg fort.
Er ist richtig und er ist insofern auch eine Verbes-
serung, als dass der bundesweite Rechtsanspruch
um ein Jahr vorgezogen wird. Allerdings müssen
wir auch die Kirche im Dorf lassen, denn im näch-
sten Jahr haben wir einen bundesweiten Rechts-
anspruch bereits für Kinder ab dem ersten Lebens-
jahr und nicht erst ab dem zweiten. Insofern geht
das etwas weiter und – ich sagte es bereits – Kin-
der berufstätiger Eltern hatten auch in der Vergan-
genheit schon ab dem ersten Lebensjahr einen
Rechtsanspruch. Es muss uns aber auch klar sein,
dass der weitere Ausbau neue finanzielle Mehrbe-
darfe nach sich ziehen wird, die im Haushalt zu fi-
nanzieren sind. Wie viele Eltern dann tatsächlich
die Plätze in Anspruch nehmen, werden wir sehen.
Unsere Hoffnung als CDU-Fraktion ist, dass der
vorgezogene Rechtsanspruch nicht von Senatssei-
te erneut zum Anlass genommen wird, um an an-
derer Stelle zu kürzen, nämlich, was auch die Kol-
legin Frau Blömeke vorhin angesprochen hat, bei
den Einrichtungen der offenen Kinder- und Ju-
gendhilfe. Dort darf es dann keine herben Kürzun-
gen hierfür geben. Es darf in Hamburg nicht so
sein, dass wir die Kinderbetreuung ausbauen, was
richtig ist, aber Jugendliche am Ende die Zeche
zahlen müssen, weil Bauspielplätze und Jugend-

treffs geschlossen werden. Der eine Schritt ist rich-
tig, aber Kürzungsarien an anderer Stelle werden
wir als CDU nicht die Hand reichen.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Frau Blöme-
ke hat das Wort.

Christiane Blömeke GAL: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Verehrte Kollegen der SPD-
Fraktion, für sich betrachtet findet Ihr Antrag heute
unsere volle Zustimmung. Frau Leonhard hat
schon alle Vorteile beschrieben, die ein vorgezoge-
ner Rechtsanspruch mit sich bringen würde, und
für die GAL-Fraktion ist vor allen Dingen der
Aspekt der verbesserten Bildungsgerechtigkeit ein
ganz wesentlicher, denn in der Tat haben Studien
belegt, dass wesentlich mehr Kinder aus benach-
teiligten Elternhäusern das Gymnasium besuchen,
wenn sie vorher in der Krippe waren.

(Vereinzelter Beifall bei der GAL)

Auch der Punkt 2 Ihres Antrags ist durchaus posi-
tiv, denn es ist natürlich sinnvoll, dass der Rechts-
anspruch, der vom dritten auf das zweite Lebens-
jahr vorgezogen wird, auch für Kinder mit Behinde-
rung gilt. Wenn ich diesen Antrag isoliert betrachte,
ist er durchweg positiv; es gibt da wenig zu
meckern. Aber wenn ich ihn im Gesamtzusammen-
hang mit Ihrer Familienpolitik sehe, dann ist es vor-
bei mit den positiven Gedanken und dann graut es
mir geradezu.

(Beifall bei der GAL – Dirk Kienscherf SPD:
Das ist schön, aber hier geht es um diesen
Antrag!)

Ich will Ihnen auch gerne erklären, warum. Die
SPD verfolgt gemeinsam mit ihrem Sozialsenator
Scheele ein Weltbild,

(Dirk Kienscherf SPD: Können Sie nicht zum
Thema reden?)

das den Staat und die staatliche Kontrolle in den
Vordergrund rückt und Selbstbestimmung und Hilfe
zur Selbsthilfe in den Keller verfrachtet. Das Welt-
bild der SPD folgt dabei einer Familienpolitik, die
eigentlich ganz einfach ist. Wenn wir erst einmal
alle Kinder in der Kita und in der Schule haben, so
denkt die SPD, dann brauchen wir weder die teu-
ren individuellen Hilfen in den Familien noch die of-
fene Kinder- und Jugendarbeit. Ich sage Ihnen
auch, was Sie weiter denken: Hilfen zur Erziehung
können in Gruppen in der Kita und in der Schule
stattfinden. Ziel ist also, so auch die Äußerung von
Senator Scheele, die Kinder wieder fit für die
Schule zu machen.

(Beifall bei der SPD)
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– Dass Sie genau zu dem Punkt klatschen, zeigt,
dass Sie das Prinzip der Familienhilfe überhaupt
nicht verstanden haben. Das ist Ihr Problem.

(Beifall bei der GAL)

Was passiert nämlich mit den Eltern? Die Empfeh-
lung von Senator Scheele war, die Eltern könnten
sich Hilfe in Beratungsstellen holen und wenn sie
das nicht machten, dann sei es ihr Problem. Die
Familie wird nicht mehr als Ganzes gesehen und
die Gründe, warum Eltern nicht mehr in der Lage
sind, sich so um ihre Kinder zu kümmern, wie sie
es sollten, verschwinden im Nirwana. Ursachenfor-
schung ist für das Weltbild der SPD anscheinend
nicht relevant.

(Beifall bei der GAL)

Vor diesem Hintergrund ist es aus Sicht der SPD
nur logisch, dass sie sich auf Rahmenbedingungen
für Kita und Schule konzentriert. Wir unterstützen
das Konzept der Ganztagsschulen genauso wie
heute den vorgezogenen Rechtsanspruch.

(Ksenija Bekeris SPD: Na, da sind wir aber
froh!)

Ich stelle aber die Frage, ob wir uns die Millionen
für ein kostenloses Mittagessen in der Kita und für
die Gebührenfreiheit aller Eltern, unabhängig vom
Einkommen, jetzt schon leisten können, wenn da-
für gleichzeitig bei der Jugendhilfe gekürzt wird.
Das ist das, was Herr de Vries auch sagte.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Meine Damen und Herren der SPD! Nehmen Sie
zur Kenntnis, dass Sie so die Familien und Kinder
dieser Stadt gegeneinander ausspielen, und das
ist ein politisches Handeln, das wir nicht mittragen.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU – Dr. Andreas Dressel SPD: Wer ge-
gen wen? Wer ist A und wer ist B?)

– Gegeneinander, Herr Dr. Dressel, Sie können ja
einmal eine Zwischenfrage stellen.

Die Familien, ihre Kinder und auch die Jugendli-
chen dieser Stadt werden die Auswirkungen direkt
zu spüren bekommen, nämlich genau dann, wenn
es die Beratungsstelle oder den Jugendklub um
die Ecke nicht mehr gibt, und das wird die SPD-
Fraktion dann zu verantworten haben. Aber Ihrer
Logik und Ihrem Weltbild folgend ist das sogar in
Ordnung, denn nach Ihren Vorstellungen brauchen
die Kinder und Jugendlichen diesen Jugendklub
gar nicht mehr. Ich weiß nicht, ob Sie das Thesen-
papier Ihrer eigenen Behörde kennen; Senator
Scheele wird es kennen. Darin steht, dass im Ide-
alfall die Kinder neben dem Unterricht ihre gesam-
te Freizeit in der Schule und auf dem Schulgelän-
de verbringen sollen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das steht da
nicht drin! Das müssen Sie auch richtig zitie-
ren!)

Welche Vorstellung haben Sie von der Lebensrea-
lität unserer Jugendlichen?

(Beifall bei der GAL)

All das steht natürlich in Zusammenhang mit die-
sem Antrag.

(Andy Grote SPD: Was ist eigentlich das
Problem, wenn die Kinder in der Schule
sind?)

– Wenn Sie das Problem noch nicht verstanden
haben, Herr Grote, dann müssen Sie das vielleicht
einmal in einem Einzelgespräch mit mir klären.

(Beifall bei der GAL)

Einzelfallhilfe, da zeigt sich einmal wieder, wie
wichtig das ist. In der Gruppe verstehen Sie es
nicht, als Einzelfallhilfe wäre es vielleicht möglich.

(Heiterkeit und Beifall bei der GAL)

Mit diesem Bewusstsein, dass Sie die zusätzlichen
Ausgaben für die Kitas auf Kosten der Jugendhilfe
und der Kinder- und Jugendarbeit durchführen wol-
len, ist unsere Zustimmung zu Ihrem Antrag, das
werden Sie verstehen, absolut ohne Begeisterung.

(Beifall bei der GAL)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Herr Ritter
hat das Wort.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Da muss man
erst mal durchatmen! – Jens Kerstan GAL:
Da muss man erst mal mithalten können!)

Finn-Ole Ritter FDP: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Zurück zur Sachlichkeit: Wir ha-
ben in Hamburg schon jetzt eine erfreulich hohe
Betreuungsquote bei den Kleinsten, den unter
Dreijährigen. Wir sind sogar westdeutscher Spit-
zenreiter und ich möchte lobend erwähnen, dass
wir mit dem von der FDP eingeführten Kita-Gut-
schein ein gut funktionierendes und viel gelobtes
System eingeführt haben,

(Beifall bei der FDP)

das schon jetzt sicherstellt, dass viele unter Drei-
jährige einen Betreuungsplatz bekommen.

(Christiane Blömeke GAL: Das war aber in
einer anderen Welt!)

– Frau Blömeke, nur weil Sie isoliert in irgendeiner
Welt leben, müssen Sie doch uns jetzt nicht vor-
werfen, dass wir nicht in Ihrer Welt vorkommen.

(Beifall bei der FDP)

Aber gute FDP-Politik alleine reicht nicht, um alle
mitzunehmen,
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(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

denn insbesondere die Kinder, die von einem Kita-
Besuch besonders profitieren könnten, sei es, weil
sie sonst selten mit Kindern in Kontakt kommen
oder weil sie es zu Hause schwerer haben, die
deutsche Sprache zu lernen, besuchen zurzeit
noch keine Kita. Und wir wissen alle, dass die früh-
kindliche Bildung die meisten Früchte trägt. Wir Li-
beralen begrüßen daher natürlich auch die frühzei-
tige Ausweitung des Rechtsanspruchs in Hamburg,
denn zukünftig werden so noch mehr Kinder und
Eltern davon profitieren können. Es bleibt für uns
Liberale jedoch ein großes Aber, Herr Dressel.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Schade!)

Wer in der Kirche schon beim ausgiebigen Einsatz
von Weihrauchdämpfen Sternchen sieht, der sollte
bei dieser Debatte wahrscheinlich besser schnell
den Plenarsaal verlassen, denn so viel Selbstbe-
weihräucherung, Herr Dressel, wie sich die SPD-
Fraktion in ihrem Antrag zugesteht, gibt es selten
in diesem Haus.

(Beifall bei der FDP)

Das finden wir Liberalen folglich auch befremdlich,
denn mit einem in Teilen über das Ziel hinaus-
schießenden Kita-Sofortpaket, bei dem es vor-
nehmlich um die von den Eltern gezahlten Gebüh-
ren und die Ausweitung des Rechtsanspruchs
geht, ist es doch nicht getan. Uns fehlt ein ganz
wichtiges Stichwort, das im kompletten Antrag
nicht vorkommt, nämlich das Wort Qualität.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Der notwendige Ausbau der Betreuungsplätze darf
nicht zulasten der Qualität gehen, und eine qualita-
tiv hochwertige Kinderbetreuung gelingt nur, wenn
es qualifiziertes und engagiertes Personal in Kitas
gibt. Wir haben aber schon jetzt viel zu wenige Er-
zieherinnen und Erzieher und die Kitas haben zu-
nehmend Probleme, Bewerber zu finden und ihre
freien Stellen zu besetzen. Eine Ausweitung des
Rechtsanspruchs wird dazu führen, dass mehr Kin-
der einen Kita-Platz in Anspruch nehmen werden,
also werden wir auch entsprechend mehr ausgebil-
dete Erzieherinnen und Erzieher brauchen. Wo
sollen die denn plötzlich herkommen? Dieses Pro-
blem wird im SPD-Antrag mit keinem Wort er-
wähnt.

Wer sich mit dem Thema frühkindliche Bildung nä-
her auseinandersetzt, weiß auch, dass unter Drei-
jährige andere Bedürfnisse haben als die Größe-
ren. Auch hierfür scheint bei der SPD kein Pro-
blembewusstsein vorhanden zu sein. Es wird mit
keinem Wort erwähnt, welche spezifischen Zusatz-
qualifikationen Kitas und Erzieherinnen für die Be-
treuung der unter Dreijährigen benötigen, ge-
schweige denn, wie und wo sie erworben werden
sollen. Aus Sicht des Senats wäre das auch nicht

notwendig, wie aus einer Antwort auf meine
Schriftliche Kleine Anfrage zum Thema Krippen-
qualität hervorgeht. Da hören wir aus der Praxis
leider anderes, dass sich nämlich viele Erzieherin-
nen eben nicht ausreichend auf die Betreuung von
Kleinkindern vorbereitet fühlen. Hier muss der Se-
nat gegensteuern.

(Beifall bei der FDP)

Ich bin mir sicher, dass in den allermeisten Kitas
dieser Stadt hervorragende Arbeit geleistet wird.
Damit das so bleibt, müssen Senat und Bürger-
schaft die Kitas auch bei ihrer Arbeit unterstützen.
Wenn der Rechtsanspruch ausgeweitet wird, dann
müssen folglich auch vorher schon die Rahmenbe-
dingungen stimmen. Die Mittel dafür wären auch
da gewesen, wenn die SPD nicht so viele Wahlge-
schenke auf einmal versprochen und die richtigen
Prioritäten gesetzt hätte.

(Beifall bei der FDP und bei Roland Heintze
CDU – Dr. Andreas Dressel SPD: Wir halten
unsere Versprechen!)

– Herr Dressel, nur halten heißt leider nicht finan-
ziert. Vielleicht sehen auch Sie das noch einmal
ein.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Gehen wir mal
die Wahlversprechen der FDP im Bund
durch!)

Wir Liberalen unterstützen die Ausweitung des
Rechtsanspruchs, aber das Motto darf nicht "Mas-
se statt Klasse" heißen, sondern Platzausbau und
Qualität müssen Hand in Hand gehen und entspre-
chend finanziert sein. Deshalb befürworten wir Li-
beralen die Überweisung des Antrags an den Fa-
milienausschuss und freuen uns darauf, mit den
Kolleginnen und Kollegen sowie dem Senat zu dis-
kutieren, wie wir Quantität und Qualität der Kitas
verbessern können. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Herr Yildiz
hat das Wort.

Mehmet Yildiz DIE LINKE:* Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Bertolt Brecht hat mal gesagt:

"Wer kämpft, kann verlieren. Wer nicht
kämpft, hat schon verloren."

Durch den Kampf der Eltern, Gewerkschaften und
der linken Opposition haben wir es geschafft, dass
die Gebühren zurückgenommen worden sind, der
Verpflegungsanteil abgeschafft worden ist und jetzt
auch der Rechtsanspruch für Zweijährige kommt.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das ist aber eine
sehr selektive Wahrnehmung!)

Das begrüßen und das unterstützen wir auch, Herr
Dressel.
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(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Schon in der letzten Wahlperiode hatten wir in der
Bürgerschaft mehrmals diese Forderung erhoben.
Damals wurden unsere diesbezüglichen Anträge
von allen Parteien abgelehnt, die FDP ausgenom-
men, weil sie auch nicht in der Bürgerschaft vertre-
ten war. Gemeinsam mit dem Landeselternaus-
schuss LEA, den Gewerkschaften ver.di und GEW
und den Verbänden SOAL und DPWV hatten wir
daraufhin eine Volksinitiative gestartet und unter
anderem einen sechsstündigen Rechtsanspruch
für alle Kinder gefordert.

Wir halten die Schaffung eines fünfstündigen
Rechtsanspruchs für Kindertagesbetreuung ein-
schließlich Mittagessen für alle Kinder ab dem
zweiten Lebensjahr für einen Schritt in die richtige
Richtung. Deswegen unterstützen wir auch Ihren
Antrag. Dennoch möchte ich festhalten, dass die in
der Volksinitiative geforderten sechs Stunden für
die Kinder eine besondere Grundlage wären, weil
die Teilhabe der Kinder an dem Mittagsprogramm
das soziale Lernen und den Spracherwerb fördert.
Unsere langfristige Forderung lautet nach wie vor:
Ganztagsplätze für alle Kinder ab dem ersten Le-
bensjahr, unabhängig vom Erwerb der Eltern steu-
erfinanziert.

(Beifall bei der LINKEN)

Frau Leonhard, an dieser Stelle möchte ich auch
daran erinnern, dass in die Vereinbarung zwischen
LEA und der SPD zu dem Punkt "Frühe Förderung
und Sprachentwicklung" Folgendes aufgenommen
wurde – ich möchte zitieren –:

"Sprachförderbedarf muss künftig ein festes
Kriterium sein, das zu einem Rechtsan-
spruch auf einen Kita-Platz führt. Die vor-
schulische Sprachstandserhebung muss so
gestaltet werden, dass alle Kinder rechtzeitig
erreicht werden."

– Zitatende.

DIE LINKE findet das richtig; Sprachförderung
muss ein Kriterium für den dringlichen sozial be-
dingten oder pädagogischen Bedarf werden. Viele
Kinder, bei denen der Spracherwerb in der Familie
nur ungenügend oder gar nicht erfolgt, könnten so
früher einen Rechtsanspruch erhalten oder höher-
wertige Gutscheine bekommen. Nach meinem In-
formationsstand ist dieses Thema bis jetzt leider
nicht in der Vertragskommission erörtert worden.
Ich kann nicht verstehen, dass hier so zögerlich
vorgegangen wird. Sprachförderung als ein Kriteri-
um für den Rechtsanspruch auf einen Ganztags-
platz hat auch eine nachhaltige positive Wirkung
auf den Haushalt, weil dadurch hohe Folgekosten
vermieden werden können.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich möchte auch diesen Punkt mit einem Beispiel
zu Ende bringen. Ich habe letzte Woche in der
Sprechstunde einen Mitbürger gehabt, dessen
Sohn mit meinem Sohn in die Kita geht. Das Kind
hat Sprachprobleme, und die Kita hat eine Be-
scheinigung für das Jugendamt geschrieben, aber
der zuständige Beamte sagt, wenn keine Kindes-
vernachlässigung stattgefunden habe, könne er
das nicht bewilligen. Sie müssen zum Arzt und
wenn der Arzt das bescheinigt, überlegen wir es
uns. Daher finden wir es richtig, dass das Thema
weiterhin aktuell bleibt und auch von der Verhand-
lungskommission aufgenommen wird. – Vielen
herzlichen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Danke.
– Frau Senatorin Prüfer-Storcks hat das Wort.

Senatorin Cornelia Prüfer-Storcks: Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Ich spreche nicht
als Gesundheitssenatorin zu dem Thema, sondern
in Vertretung von Herrn Senator Scheele.

(Birgit Stöver CDU: Wo ist er denn?)

Ich könnte allerdings auch als Gesundheitssenato-
rin sprechen, weil eine Verbesserung der frühkind-
lichen Bildung und Betreuung ganz viel mit den
Chancen für ein gesundes Aufwachsen zu tun hat.

(Beifall bei der SPD)

Der Senat verfolgt mit seinem Arbeitsprogramm
das Ziel, die Infrastruktur für Hamburger Familien
und damit die Zukunftschancen für Kinder durch
Angebote frühkindlicher Bildung zu verbessern.
Das hat vor allen Dingen zum Ziel, Chancenge-
rechtigkeit herzustellen für alle Hamburger, unab-
hängig vom sozialen Hintergrund ihres Eltern-
hauses. Chancen- und Teilhabegerechtigkeit, das
ist der rote Faden der Kinder- und Familienpolitik
des Senats.

(Beifall bei der SPD)

Insofern wollen wir Kinder nicht fit für die Schule,
sondern fit für ihr Leben machen, und wir wollen in
diesem Zusammenhang eben gerade nicht den
Ausbau der Kinderbetreuung gegen die Familien-
politik ausspielen. Wir wollen Kinder überall da för-
dern, wo sie sind, und sie sind in den Kindertages-
einrichtungen und da können sie sehr gut gefördert
werden.

(Beifall bei der SPD)

Um Barrieren, die vielleicht vor einer Inanspruch-
nahme solcher Einrichtungen stehen, nicht auf-,
sondern abzubauen, wurde das Kita-Sofortpro-
gramm gestartet mit der Rücknahme der Kita-Bei-
tragserhöhung, der Beitragsfreistellung der Mit-
tagsverpflegung und der Wiedereinführung des
Rechtsanspruchs auf Hortbetreuung bis zum
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14. Lebensjahr. Alles das sollte die Inanspruch-
nahme steigern und Barrieren abbauen.

(Beifall bei der SPD)

Mit dem Antrag der SPD-Fraktion wird ein weiteres
wichtiges Vorhaben aus dem Arbeitsprogramm des
Senats umgesetzt: die Einführung eines landesge-
setzlichen Rechtsanspruchs auf Kinderbetreuung
ab dem zweiten Lebensjahr schon ab
1. August 2012. Das ist ein familienpolitischer Mei-
lenstein und auch bundesweit ein starkes Signal.

Meine Damen und Herren! Der Grundstein für eine
erfolgreiche Bildungsbiografie wird in den ersten
Lebensjahren gelegt. Kindertageseinrichtungen als
Bildungsorte spielen gerade bei der Förderung so-
zial benachteiligter Kinder eine große Rolle. Sie
leisten einen wichtigen Beitrag dafür, dass die
Chancen dieser Kinder auf Bildung und auch auf
ein gesundes Aufwachsen steigen. Sie ermögli-
chen ihnen gesellschaftliche Teilhabe völlig diskri-
minierungsfrei in den Einrichtungen, wo alle Kinder
sind. Das Vorziehen des Rechtsanspruchs unter-
streicht die hohe Priorität, die der Senat der früh-
kindlichen Bildung in Hamburg gibt, denn das ist
auch mit Geld, und zwar mit viel Geld hinterlegt.

Hamburg geht über die bundesgesetzlichen
Rechtsansprüche deutlich hinaus, und der Schlüs-
sel zur nachhaltigen Überwindung von Benachteili-
gung liegt im Aufbau einer Infrastruktur, die Kin-
dern hilft, unabhängig von ihrer Herkunft die Chan-
cen dieser Stadt wahrzunehmen. Das ist ein we-
sentlicher Schwerpunkt der aktuellen Senatspolitik.
Mit dem Ausbau der Kinderbetreuung und der Er-
leichterung des Zugangs zu Kinderbetreuung wol-
len wir allen Hamburger Kindern einen guten Start
ins Leben geben. Langfristig soll damit das Ausein-
anderdriften unserer Gesellschaft verhindert wer-
den.

(Beifall bei der SPD)

Ein finanzieller Anreiz, solche Angebote nicht
wahrzunehmen, wie ihn das Betreuungsgeld dar-
stellt, ist absolut kontraproduktiv für diesen Ham-
burger Weg.

(Beifall bei der SPD)

Von dem Vorziehen dieses Rechtsanspruchs auf
den August dieses Jahres, der auch bei einer Ta-
gesmutter oder einem Tagesvater eingelöst wer-
den kann, wird auch eine positive Wirkung auf die
Kindertagespflege in Hamburg ausgehen. Ab dem
1. Januar 2013 soll dieser Anspruch auf die einjäh-
rigen Kinder ausgeweitet werden, da dann zu-
gleich der bundesweite Rechtsanspruch greift. Da-
mit wird allen Kindern ab dem vollendeten ersten
Lebensjahr der Zugang zu frühkindlichen Bildungs-
angeboten ermöglicht. Und nebenbei bemerkt: Wir
leisten damit auch einen Beitrag zur Vereinbarkeit
von Familie und Beruf. Wir leisten auch einen Bei-
trag dazu, dass Frauen eine möglichst kontinuierli-

che Erwerbsbiografie haben und gerade nicht
langjährig aus dem Beruf ausscheiden müssen.
Und damit leisten wir auch einen Beitrag zur Be-
wältigung der demografischen Entwicklung in
Deutschland und zur gerechten Teilhabe von Frau-
en und Männern am Erwerbsleben.

(Beifall bei der SPD)

Das wird nicht die letzte Verbesserung der Kinder-
tagesbetreuung und der Infrastruktur für Familien
in Hamburg bleiben. Wir werden ganz konkret die
Verbesserung der Erzieher-Kind-Relation in ausge-
wählten Gebieten ab 2013 auf den Weg bringen,
wir werden die Beitragsfreistellung der fünfstündi-
gen Betreuung von Kindern in Krippen, Kitas und
Tagespflege für alle Kinder von der Geburt bis zur
Einschulung auf den Weg bringen, und wir lassen
uns diese Schritte einiges kosten. Ich bin sicher,
dass es die Kosten wert ist, denn es geht nicht um
die Frage, wer um wie viel entlastet wird und ob im
Einzelfall auch Familien davon profitieren, die sich
vielleicht die Gebühren leisten könnten. Es geht
um Grundsatzfragen. Wenn es richtig ist, dass frü-
he Förderung im Kindesalter am sinnvollsten und
nachhaltigsten ist, wenn es stimmt, dass Sprach-
förderung schon weit vor der Einschulung einset-
zen muss, wenn sie erfolgreich sein soll, und wenn
wir das Signal an alle Familien in unserer Gesell-
schaft aussenden wollen, dass unsere Gesell-
schaft Kinder braucht und sie mit offenen Armen
aufnimmt, dann muss der allererste Bildungsweg in
Deutschland kostenfrei sein. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Frau Blöme-
ke hat das Wort.

Christiane Blömeke GAL: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Frau Senatorin, in den Ausfüh-
rungen, die Sie wahrscheinlich im Auftrag von Se-
nator Scheele verlesen haben, haben Sie gesagt,
dass Sie die Kinder da fördern wollen, wo sie sind.
Dann frage ich Sie: Sind die Kinder nicht auch in
den Jugendtreffs,

(Jan Quast SPD: Ihr Geschwätz kann keiner
mehr hören!)

sind sie nicht auch im Haus der Jugend oder auf
dem Bauspielplatz? Warum konzentrieren Sie die
Förderung auf Kita und Schule? Wenn Ihnen das
so wichtig ist, dass Sie die Kinder dort fördern, wo
sie sind, warum sorgen Sie dann mit Ihrer Kürzung
von 10 Prozent in den Bezirken dafür, dass Ein-
richtungen in den Bezirken geschlossen werden
müssen und die Kinder eben nicht mehr da geför-
dert werden, wo sie sich aufhalten? Das Leben der
Kinder und Jugendlichen spielt sich nicht nur in der
Schule ab oder, wenn sie jünger sind, in der Kita,
sondern eben auch in der Familie und auch in die-
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sen Einrichtungen. Ich finde das durchaus wider-
sprüchlich in Ihren Darstellungen.

(Beifall bei der GAL und bei Robert Heine-
mann CDU)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Frau
Dr. Leonhard.

Dr. Melanie Leonhard SPD:* Sehr geehrter Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Liebe GAL-
Fraktion, wir sind heute hier anlässlich dieses An-
trags und haben eigentlich große Einigkeit über ei-
nes der Zukunftsthemen unserer Stadt erreicht.
Die Senatorin Prüfer-Storcks hat es gerade richtig
gesagt: Wenn es richtig ist, dass die Inanspruch-
nahme früher Bildung Auswirkungen auf die ge-
samte Biografie hat, und zwar positive, dann muss
man diese auch kostenfrei gestalten. Das ist ein
ganz wichtiges Thema.

(Beifall bei der SPD und bei Mehmet Yildiz
DIE LINKE)

In diesem Zusammenhang ist die Frage von Be-
deutung, welche Schwerpunkte wir da setzen. Da-
zu ist vieles gesagt worden, auch von meinen Vor-
rednern und insbesondere von der Senatorin. In
diesem Zusammenhang muss es doch unabhängig
davon, wie wir die Familienhilfen weiterentwickeln
wollen, wie wir die Zukunftsfähigkeit der offenen
Kinder- und Jugendarbeit sicherstellen wollen und
wie sie inhaltlich ausgestaltet werden soll im Zei-
chen einer flächendeckenden ganztägigen Bildung
und Betreuung auch an Schulen, allererste Pflicht
von Politik sein, Familien in die Lage zu versetzen,
solche Erziehungshilfen gar nicht erst in Anspruch
nehmen zu müssen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Richtig! Genau!)

Und dabei leistet die Ausweitung von Rechtsan-
sprüchen hamburgweit einen wichtigen Beitrag.

(Beifall bei der SPD)

Zwei wichtige Dinge möchte ich zu den Ausführun-
gen der FDP noch einmal abschließend anmerken
und zu einem Thema, das die CDU hier angespro-
chen hat. Sie haben vonseiten der CDU sehr
schön geschildert, welche Schritte wir in Hamburg
gegangen sind – immer federführend bundesweit,
das kann man gar nicht oft genug betonen –, um
die Betreuungsinfrastruktur so zu gestalten, wie wir
sie heute vorfinden. Was den Ausbau der Infra-
struktur in Wahrheit vorangebracht hat, sind die
Rechtsansprüche der Eltern, und zwar die allge-
meinen Rechtsansprüche, unabhängig von der
Notwendigkeit, das wegen beruflicher Verpflichtun-
gen in Anspruch zu nehmen. Das hat in Wahrheit
nachfrageorientiert zum Ausbau des Systems in
Hamburg beigetragen, und das kann man gar nicht
oft genug sagen. Das ist den Regierenden jeweils

aufgezwungen worden von einer starken Oppositi-
on und vom Elternwillen dieser Stadt.

(Beifall bei der SPD)

Zur Qualitätsfrage ist hier schon vieles gesagt wor-
den und vieles davon sehr richtig. Unter anderem
ist das Thema Krippenerziehung, wer in einer Kita
Krippenbetreuung leistet und in welcher Form sie
qualitativ geleistet wird, auch in den Landesrah-
menverträgen geregelt. Das sollte man nicht ver-
schweigen. Liebe FDP, man darf nicht so tun, als
hätten wir keine Vorsorge getroffen. Das haben wir
alle zusammen schon in vielen Jahren Landesrah-
menvertragsgeschichte auf den Weg gebracht.

(Beifall bei der SPD)

Zum guten Schluss eine Bemerkung zum Thema
Betreuungsgeld. Auch Frau Prüfer-Storcks hat das
schon sehr richtig gesagt. In Bezug auf das ge-
samte Krippenausbauprogramm Ihrer eigenen Re-
gierung bitte ich Sie, den erfolgreichen Weg der
Großstadtintervention fortzusetzen, den Sie letztes
Wochenende begonnen haben. Setzen Sie sich
beim Bund dafür ein, dass dieser Unsinn des Be-
treuungsgeldes wieder zurückgedreht wird. Sie
konterkarieren das eigene Krippenausbaupro-
gramm und das ist wirklich tragisch.

(Anhaltender Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Frank Schira: Herr de Vries
hat das Wort.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Herr de Vries ist
jetzt auch gegen das Betreuungsgeld! Ha-
ben wir Sie da auf unserer Seite?)

Christoph de Vries CDU:* – Da werde ich Sie
noch überraschen, Herr Dressel.

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Drei
Bemerkungen, die die Beiträge eben nahezu her-
ausgefordert haben:

Erstens, Frau Prüfer-Storcks – das ist gar kein Vor-
wurf, da hat man Ihnen vielleicht etwas Falsches
aufgeschrieben,

(Heiterkeit bei der CDU)

Sie können die Kritik an Herrn Scheele weiterlei-
ten –, zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Ich
habe eingangs schon gesagt, dass die Erweite-
rung des Rechtsanspruchs auf Kita-Betreuung ab
dem vollendeten zweiten Lebensjahr nichts mit ei-
ner verbesserten Vereinbarkeit von Familie und
Beruf zu tun hat, denn schon heute haben berufs-
tätige Eltern einen Anspruch auf einen Kita-Gut-
schein, und zwar sogar für bis zu zwölf Stunden.
Diesen Fortschritt, den Sie angeführt haben, gibt
es nachweislich nicht.

(Beifall bei der CDU)
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Zweitens zum Thema Beitragsfreistellung versus
Kita-Ausbau. Frau Leonhard, ich bin beim Thema
Kita-Ausbau Ihrer Meinung, das ist unstrittig, aber
Sie können die Zusammenhänge doch nicht leug-
nen.

(Gabi Dobusch SPD: Genau! Zusammen-
hänge!)

Ich will das an dieser Stelle einmal ganz klar sa-
gen: Wenn Sie in den nächsten Jahren die fünf-
stündige Betreuung beitragsfrei machen wollen,
und zwar völlig unabhängig vom Einkommen der
Eltern, und gleichzeitig in der offenen Kinder- und
Jugendhilfe sparen, dann ist das eine unsoziale
Politik, die die SPD in Hamburg betreibt.

(Beifall bei der CDU – Gabi Dobusch SPD:
Unsinn!)

Ich verstehe nicht, dass sich da in Ihren Reihen
kein Widerstand regt. Ich habe es abgefragt, künf-
tig werden wirklich gut verdienende Menschen
– und da rede ich nicht nur von Millionären, son-
dern auch von denen, die 200 000 Euro pro Jahr
an Einkommen haben – von Ihnen Jahr für Jahr
um mehrere Tausend Euro entlastet, wenn sie
zwei Kinder haben. Gleichzeitig sagen Sie zur
Steuerreform, wenn die kleinen Leute ein paar
Hundert Euro mehr haben sollen, nein, weil das
Geld dafür fehle. Das ist eine widersprüchliche Po-
litik und dieser Widerspruch muss benannt werden.

(Beifall bei der CDU)

Diese Politik führt dazu, dass Sie nicht einmal die
700 000 Euro für die gesetzlich verankerte Kita-In-
spektion übrig haben. Es ist kein Geld dafür da,
um zu überprüfen, ob das, was im Landesrahmen-
vertrag vereinbart ist, in den Kitas auch tatsächlich
erbracht wird, sodass die Eltern sich darauf verlas-
sen können. Dafür fehlt dann das Geld.

(Beifall bei der CDU – Gabi Dobusch SPD:
Wollen Sie wieder die Beiträge erhöhen?)

Ein dritter Punkt, der mir wirklich am Herzen liegt
– Herr Dressel, gut, dass Sie das ansprechen –,
das Betreuungsgeld.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Jetzt kommt die
Offenbarung! – Vizepräsidentin Barbara Du-
den übernimmt den Vorsitz.)

Schauen Sie sich doch die Studien an, machen
Sie sich einmal die Mühe: Die Entwicklung von
Kindern unter drei Jahren ist in staatlichen Einrich-
tungen nachweislich nicht grundsätzlich besser als
im elterlichen Umfeld zu Hause. Das können Sie
überall nachlesen. Ihre Staatsgläubigkeit an dieser
Stelle ist völlig falsch

(Zurufe von der SPD)

und impliziert den Generalverdacht, dass Eltern
nicht in der Lage wären, ihre Kinder ordentlich, ver-
nünftig und liebevoll zu Hause zu erziehen.

(Beifall bei der CDU)

Jetzt will ich Ihnen auch sagen, warum ich für das
Betreuungsgeld bin.

(Zuruf von Dr. Andreas Dressel SPD)

– Herr Dressel, es ist im Parlament nicht so, dass
Sie der Fragesteller sind und alle umgehend zu
antworten hätten; Sie müssen sich schon ein we-
nig gedulden.

(Gabi Dobusch SPD: Gedulden sich die
Frauen bei Ihnen auch, die zwei?)

Wenn wir von Wahlfreiheit in Bezug auf Kinderbe-
treuung sprechen, dann ist es richtig, auf der einen
Seite die Kinderbetreuungsangebote zu erhöhen,
damit wir es jedem ermöglichen, Kinder zu haben
und zu arbeiten. Es ist aber genauso richtig, dieje-
nigen nicht völlig alleine zu lassen, die nicht nach
einem Jahr zurück in die Berufstätigkeit wollen,
sondern vielleicht noch ein zweites Jahr zu Hause
mit ihrem Kind verbringen wollen. Das ist keine kin-
derfreundliche Politik.

(Beifall bei der CDU – Gabi Dobusch SPD:
Kein Wunder, dass der Frauenanteil bei Ih-
nen so gering ist!)

Wenn wir die sechsstündige Betreuung in der Kita
mit 800 Euro monatlich subventionieren, dann er-
möglichen wir den Eltern die Erzielung von zwei
Einkommen; mehrere Tausend Euro im Monat.
Das wird unterstützt und das ist auch richtig so. Ist
es aber richtig, dass wir für Familien, in denen ein
Elternteil – im Regelfall die Mutter – nach einem
Jahr nicht wieder arbeiten gehen, sondern sich ih-
rem Kind ein wenig länger widmen möchte,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das ist jetzt die
moderne Großstadt-CDU?)

keinen Cent übrig haben, nur, weil sie sich mehr
Zeit für ihre Kinder nehmen? Das kann keine fami-
lienfreundliche Politik sein und das hat auch mit
Wahlfreiheit nichts zu tun. Wir brauchen beides
und das ist auch kein Widerspruch.

(Beifall bei der CDU – Gabi Dobusch SPD:
Sollen die Väter bei Ihnen auch zu Hause
bleiben?)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr, dann können wir
zur Abstimmung kommen.

Wer einer Überweisung der Drucksache 20/3529
an den Familien-, Kinder- und Jugendausschuss
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Die
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das Überwei-
sungsbegehren ist angenommen.

Tagesordnungspunkt 55, Drucksache 20/3526, An-
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trag der CDU-Fraktion: Metropolregion weiterent-
wickeln und stärken.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Metropolregion weiterentwickeln und stärken
– Drs 20/3526 –]

Diese Drucksache möchte die GAL-Fraktion an
den Ausschuss für Wirtschaft, Innovation und Me-
dien überweisen.

Wer wünscht das Wort? – Frau Prien, bitte.

Karin Prien CDU:* Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Es ist eine echte Herausforde-
rung, nach dieser leidenschaftlichen Debatte Ihr
Gehör für die Probleme der Metropolregion zu fin-
den, aber ich werde es versuchen.

(Beifall bei der CDU – Dietrich Wersich
CDU: Das schaffst du!)

Gestern haben wir sehr leidenschaftlich um Stand-
ortfragen, den Hamburger Hafen betreffend, ge-
rungen. Heute würde ich gern Ihre Aufmerksamkeit
auf ein anderes Thema lenken, das für die dynami-
sche wirtschaftliche Entwicklung Hamburgs von
ebenso großer Bedeutung ist, und ausdrücklich um
die Unterstützung aller Fraktionen werben.

Müssen Sie sich noch finden oder wird es gehen?

(Dietrich Wersich CDU: Man findet sich vor
der Tür!)

Wir alle wissen, dass das Wirtschaftsgeschehen
sich heute zunehmend auf große Städte und ihr
Umland konzentriert und die Dynamik in Deutsch-
land und in Europa von diesen großen Metropolre-
gionen ausgeht. Metropolregionen sind die Wachs-
tumsmotoren, in denen gesellschaftliche, wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Entwicklungen
schneller vorangehen als anderswo. Sie sind im
Ergebnis wesentliche Voraussetzung dafür, dass
sich unser Land als Ganzes und Europa weiter dy-
namisch entwickeln. Inzwischen gehören 14 Land-
kreise aus Schleswig-Holstein und Niedersachsen
zu unserer Metropolregion, und wir sind gerade da-
bei, uns um weitere Landkreise aus Mecklenburg-
Vorpommern zu erweitern. Neumünster, Lübeck,
Ostholstein und Nordwestmecklenburg werden hin-
zukommen.

Wie in allen anderen Metropolregionen können wir
auch bei uns einen erheblichen Strukturwandel be-
obachten, und zwar hin zu mehr wissensintensiven
Wirtschaftszweigen, die für unseren wirtschaftli-
chen Erfolg zunehmend verantwortlich sind. Soweit
in diesem Zusammenhang Vergleichsdaten aus
Studien vorliegen – ich verweise auf die aktuelle
Studie des HWWI –, steht Hamburg in Bezug auf
die Ausgangsvoraussetzungen für den Wettbe-
werb in Deutschland und in Europa zwar ganz gut
da, aber trotzdem befinden wir uns allenfalls im

Mittelfeld. Der Großraum Hamburg wird sich, wenn
jetzt nicht gegengesteuert wird, bis 2020 nicht so
dynamisch entwickeln, wie er sich entwickeln
könnte. Wir sind inzwischen abgeschlagen hinter
München, Stuttgart und Frankfurt. Unter den
großen Metropolregionen können sich alleine die
Berliner hinter uns einreihen. Hier gibt es erhebli-
chen Handlungsbedarf und der Senat ist aufgefor-
dert, auf den verschiedenen standortpolitischen
Handlungsfeldern in der Metropolregion möglichst
bald aktiv zu werden.

(Beifall bei der CDU)

Zentrale Handlungsfelder sind hier die Erfor-
schungs- und Entwicklungskapazitäten. Erlauben
Sie mir nur eine kleine Seitenbemerkung: Die Zer-
schlagung der Innovationsstiftung wäre hier eine
Katastrophe.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Stefanie von
Berg und Dr. Anjes Tjarks, beide GAL)

Eine zweite Herausforderung ist die Sicherung des
Fachkräftepotenzials. Da ist es zwar keine Kata-
strophe, aber zumindest fahrlässig, sich solange
wie der Senat mit der Entwicklung eines Hambur-
ger Fachkräftekonzepts Zeit zu lassen.

Darüber hinaus ist es wichtig, dass wir zu einer
besseren Nutzung der funktionalen Arbeitsteilung
in der Metropolregion gelangen und die Informati-
onsbasis und das gemeinsame Marketing für alle
an der Metropolregion Beteiligten verbreitern. Aus
unserer Sicht kann dies aber nur gelingen und
kann die Dynamik in der Metropolregion signifikant
nur dann erhöht werden, wenn wir uns auch den
institutionellen Rahmen der Metropolregion genau-
er anschauen und ihn modernisieren und an die
aktuellen Anforderungen anpassen.

Mit unserem Antrag fordern wir den Senat auf, die
Metropolregion entsprechend weiterzuentwickeln.
Es geht hierbei im Einzelnen darum, eine Rechts-
persönlichkeit für die Metropolregion zu schaffen
und insbesondere die Wirtschaft und ihre Reprä-
sentanten in angemessener Form an der Strategie-
beratung in der Metropolregion zu beteiligen und
auch in die Umsetzung einzubinden.

(Beifall bei der CDU)

Die Metropolregion Hamburg braucht, gerade im
internationalen Standortwettbewerb, einen Reprä-
sentanten, der der Metropolregion ein Gesicht gibt.
Für diesen Umbau werben wir. Wir bitten den Se-
nat, alsbald ein entsprechendes Konzept vorzule-
gen.

Daneben spielt für den nachhaltigen Wachstums-
kurs unserer Metropolregion der Ausbau der Infor-
mationsbasis durch ein professionelleres Regional-
monitoring und Marketingkonzept eine große Rolle,
so wie es uns die Metropolregionen München,
Nürnberg und Bremen-Oldenburg vormachen.
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Auch hier bitten wir den Senat, bis zum 31. August
dieses Jahres ein Konzept vorzulegen.

(Beifall bei der CDU)

Wichtig in diesem Zusammenhang wäre auch, die
Datenbasis so zu verbreitern, dass bundesweit der
Vergleich der Metropolregionen auf bessere und
solidere Füße gestellt werden kann. Wir haben gu-
te Chancen, die Boomregion in Deutschland zu
werden und die Dynamik der wirtschaftlichen Ent-
wicklung in unserer Region deutlich zu steigern.
Dafür aber muss der Senat jetzt seine Hausaufga-
ben machen und auf den wesentlichen Handlungs-
feldern aktiv werden. Der institutionelle Umbau der
Metropolregion ist einer der wesentlichen Schritte.
Wir werben daher um Ihrer aller Unterstützung.
– Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Balcke.

(Olaf Ohlsen CDU: Wo sind denn Ihre Ge-
nossen, Herr Balcke? – Erck Rickmers SPD:
Hier!)

Jan Balcke SPD:* – Da sind sie. Alle meine ge-
schätzten Kollegen sind anwesend und sie passen
auf.

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Zu
meiner Schulzeit hatte ich eine Klassenkameradin,
die mir der vorliegende Antrag wieder ins Gedächt-
nis gerufen hat. Sie hat sich vor allem dadurch
ausgezeichnet, dass sie durchaus freundlich, aber
etwas blässlich und besserwisserisch und vor al-
lem zeitversetzt all jenes wiederholte, was andere
Mitschüler an Ideen schon längst geäußert hatten.
Kurzum: Sie kam immer zu spät. Und so verhält es
sich leider auch mit dem vorliegenden Antrag.

(Robert Heinemann CDU: Sie waren der
Oberstreber!)

Liebe Frau Prien, alles, was genannt wurde – die
meisten Punkte sind ohnehin Allgemeinplätze –,
teilen wir. Das, was Sie thematisch aufgeführt ha-
ben, befindet sich derzeit in der Umsetzung. Die
Abstimmungen zu den Punkten, die Sie erwähnt
haben, laufen. In einer der letzen Bürgerschaftssit-
zungen haben wir beispielsweise der Erweiterung
der Metropolregion zum 20. April zugestimmt. Vor
wenigen Tagen habe ich diese Einladung zum
Festakt anlässlich der Unterzeichnung eines
Staatsvertrags zur Erweiterung der Metropolregion
erhalten. Die Chancen, die sich damit verbinden,
sind großartig für Hamburg. Das ist längst Allge-
meingut in diesem Haus, das bedarf also keines
Antrags.

In Zukunft wird die Metropolregion Hamburg 5 Mil-
lionen Einwohner umfassen, das Spektrum reicht
von Wismar bis Cuxhaven, von Lauenburg bis Lü-

beck. Wir werden Ostseeanrainer. Die Chancen,
die sich mit der Fehmarnbeltquerung ergeben, sind
groß. Zudem sind wir als einzige Metropolregion in
Deutschland jene, die auch ein ostdeutsches Bun-
desland in dieses Konzept integriert. Das ist gut so
und es ist sinnvoll, dass der Senat in den vergan-
genen Monaten und Jahren diesen Weg in enger
Abstimmung und Kooperation beschritten hat.

Nun gilt es – das ist vollkommen richtig und unbe-
stritten –, die Strukturen effizienter zu gestalten
und Synergieeffekte zu nutzen. Hamburg muss
seine zentrale Rolle als Wirtschaftszentrum aus-
bauen. Ganz wichtig dabei ist allerdings, dass
Hamburg als Primus inter Pares agieren sollte. Wir
als eines von vier in der Metropolregion vertrete-
nen Bundesländern unter 17 Kreisen und zwei
kreisfreien Städten sollten das gemeinsam mit un-
seren Partnern machen, anstatt Vorgaben zu defi-
nieren, wie es zu laufen hat. Gerade in diesem
Punkt haben wir in den letzten Wochen und Mona-
ten Erfahrungen gemacht, die hier im Hause regel-
mäßig zu Diskussionen geführt haben. Obwohl ich
zugestehen möchte, dass ich im Zuge der Ausein-
andersetzung mit unserem nördlichsten Bundes-
land, was die Frage von Messeansiedlungen an-
geht, einen sehr patriotischen Ansatz verfolge
– das will ich gar nicht verhehlen –,

(Olaf Ohlsen CDU: Das ist aber verkehrt!)

ist es dennoch wichtig, dass Derartiges natürlich
gemeinsam und diplomatisch verhandelt wird. Dem
läuft dieser Antrag etwas zuwider.

Reserven an erschlossenen Industriegeländen in
der Nähe von Arbeitsmarktzentren sollten aktiviert
und, das haben Sie richtig gesagt, das Marketing
anders positioniert werden. Wir haben gute Chan-
cen dadurch, dass die Hamburg Marketing ent-
sprechend aufgestellt ist. Es gilt, die Potenziale
des Clusters Erneuerbare Energien zu nutzen.
Hamburg hat in diesem Zusammenhang hervorra-
gende Perspektiven.

Zu Ihrem Antrag, Sie sind im zweiten Teil Ihrer Re-
de auf die einzelnen Punkte eingegangen: Die
Weiterentwicklung der Metropolregion findet der-
zeit statt. Die Träger der Metropolregion haben,
wie Sie auch wissen, vereinbart, Strukturen und in-
haltliche Ausrichtung zu Ende 2013 zu evaluieren.
Dabei wird auch die Frage der Rechtspersönlich-
keit erörtert.

Zur Einbeziehung der Wirtschaft: Der Senat dringt
auf eine schnelle Vereinslösung für die sogenann-
te Wirtschaftssäule; das ist in unserem Interesse.
Der Ball liegt aber – das dürfte Ihnen auch nicht
entgangen sein – derzeit nicht auf unserer Seite,
sondern auf der Seite der wirtschaftlichen Akteure,
die sich noch nicht ganz einig sind über das Säu-
lenkonstrukt. Es ist also durchaus denkbar, dass
ab 2014 beide Säulen unter einem Dach agieren.
Ich möchte in Ergänzung zur Region München die
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Region Rhein-Neckar erwähnen, die ein solches
Konstrukt recht erfolgreich praktiziert. Die Gesprä-
che mit den Akteuren laufen also. Gerade heute
beginnen nach intensiver Vorarbeit durch die Trä-
ger und Gremien der Metropolregion Hamburg
Verhandlungen zur stufenweisen Beteiligung der
Kammern, Verbände und Gewerkschaften.

Zum Regionalmonitoring: Das erfolgt bereits seit
2006. Es ist im Internet einsehbar und es ist abso-
lut transparent, was dort passiert. Mir ist also nicht
ganz klar, was Sie in Ihrem Antrag als zusätzliches
Instrument wünschen. Das Gleiche gilt für die Bun-
desebene. Regelmäßig und ebenfalls seit 2006 fin-
det in den deutschen Metropolregionen ein zwei-
jähriges Monitoring statt. Die Version für 2012 ist
gerade in Vorbereitung und wird demnächst prä-
sentiert.

Wie gesagt, die Klassenkameradin war nett,
freundlich, aber kam immer etwas zu spät. Das gilt
auch für diesen Antrag, der als erledigt durch Se-
natshandeln bezeichnet werden kann. – Ich danke
Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Tjarks.

Dr. Anjes Tjarks GAL:* Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Herr Balcke, wenn Sie sagen
– und ich teile vieles aus Ihrer Rede –, bis Ende
2013 werde sich ein Großteil der Forderungen er-
ledigt haben, dann ist das doch ein guter Grund,
das auch parlamentarisch zu begleiten. Vor die-
sem Hintergrund verstehe ich nicht, warum Sie die-
sen Antrag nicht an den Ausschuss überweisen,
denn sonst haben wir die gleiche Situation wie bei
IBA und igs: Alle finden das doof, aber es hat sich
vorher keiner im Parlament darum gekümmert.
Nach Ihrer Rede sollten Sie sich einen Ruck ge-
ben, das im Ausschuss vertieft zu diskutieren.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Ich teile durchaus eine Menge von dem, was Frau
Prien und Herr Balcke ausgeführt haben, aber da
geht es um Fragen, über die man aus parlamenta-
rischer Sicht noch einmal ausführlich diskutieren
muss: die Frage der Rechtspersönlichkeit, die Fra-
ge der Einbeziehung der Wirtschaft und die Frage,
ob man einen gemeinsamen Repräsentanten der
Metropolregion schaffen möchte. Wenn man bei-
spielsweise die Frage der Rechtspersönlichkeit
nimmt – da ist es egal, ob Sie die Form eines Ver-
eins oder eines Zweckverbands wollen –, dann ist
das Entscheidende, ob diese Rechtspersönlichkeit
über ausreichend demokratische Legitimation ver-
fügt. Das sollte zumindest diskutiert werden, denn
eine Metropolregion, die immer stärker die Form
eines quasi-staatlichen Gebildes annimmt, braucht

auch eine gewisse Legitimation. Das ist ein wichti-
ger Punkt. Das sollten wir uns als Parlament nicht
vom Senat vorgeben lassen, sondern das sollten
wir zumindest einmal diskutiert haben.

(Beifall bei der GAL)

Wenn Sie den Geschäftsführer zu einem gemein-
samen Repräsentanten der Metropolregion aufwer-
ten wollen, dann muss man sich fragen, in wessen
Namen dieser Repräsentant eigentlich spricht. Die
Hamburgische Bürgerschaft sollte sich zumindest
einmal damit beschäftigt haben. Und auch deswe-
gen wäre eine Ausschussüberweisung sinnvoll.

Die Frage der Einbindung der Wirtschaft sehe ich
genauso. Das ist auch in Bezug auf die Land-
schaftsplanung eine wichtige Frage. Aber wenn
man über Landschaftsplanung redet, dann kommt
man nicht drumherum – Herr Horch hat es beim
Hafenentwicklungsplan vorgemacht –, auch die
Umweltverbände mit einzubeziehen, weil Nachhal-
tigkeit eine zentrale Frage der Landschaftsplanung
ist. Vor diesem Hintergrund sollte man über den
Tellerrand hinausschauen, nicht nur auf die wirt-
schaftlichen Interessen, sondern auch darauf, wel-
che anderen, nichtstaatlich organisierten Akteure
man in der Metropolregion einbinden könnte.

Schließlich muss ich gestehen, dass ich mich mit
dem Regionalmonitoring für Bremen-Oldenburg
noch nicht befasst habe. Das könnte man auch im
Ausschuss machen. Ich glaube aber, dass dieser
Antrag durch Senatshandeln nicht einfach erledigt
ist. Wir sollten uns als Parlament durchaus das
Recht nehmen und in diesen Fragen selber han-
deln und darüber nachdenken. Deswegen wäre ei-
ne Überweisung an den Ausschuss gut. In der jet-
zigen Form ist der Antrag nicht entscheidungsreif,
deswegen werden wir ihn in der Sache ablehnen.
– Danke.

(Beifall bei der GAL)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Kluth.

Dr. Thomas-Sönke Kluth FDP:* Sehr geehrte
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Eine
vernünftige Kooperation, eine Zusammenarbeit
über die Ländergrenzen hinweg ist richtig. Das
wurde von der FDP unterstützt und das werden wir
auch weiterhin unterstützen. Daher sind wir der
Auffassung, dass der von der CDU vorgelegte An-
trag in zwei wichtigen Punkten in die völlig richtige
Richtung geht.

Der erste Punkt betrifft die Schaffung einer eige-
nen Rechtspersönlichkeit. Die Schaffung einer ei-
genen Rechtspersönlichkeit für die Koordination
der Metropolregion ist eine gute Voraussetzung für
eine internationale Vernetzung innerhalb der Euro-
päischen Union. So besteht auf europäischer Ebe-
ne bereits der Rat der Gemeinden und Regionen,
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der den Regionen eine starke Stimme verleiht. Will
die Metropolregion Hamburg hier auf gleicher Au-
genhöhe mitspielen, sollte auch eine angemesse-
ne und geeignete Struktur hierfür geschaffen wer-
den.

Der zweite Punkt: Die Metropolregion wurde nicht
zuletzt deshalb geschaffen, um die wirtschaftliche
Vernetzung unserer Stadt mit den umliegenden
Gemeinden voranzutreiben. Die Gremien der Me-
tropolregion – Frau Prien hat es dargestellt – sind
aber bislang nahezu ausschließlich in der Hand
von Politik und Verwaltung. Die Wirtschaftsbeteilig-
ten mit Sitz und Stimme im Regionsrat, im Len-
kungsausschuss und auch in den Regionalkonfe-
renzen der Metropolregion Hamburg zu versehen,
sie einzubeziehen, dieser Ansatz findet unsere
ausdrückliche Zustimmung.

Aber bei aller Unterstützung für die Zusammenar-
beit in und um Hamburg herum möchte ich auf
einen Sachverhalt aufmerksam machen. Jenseits
der Gremienfragen und der rechtlichen Veranke-
rung muss sich die Metropolregion auch immer an
den Ergebnissen ihrer Arbeit messen lassen. Hier
habe ich erhebliche Zweifel daran, ob man den
hochgesteckten Zielen, die mit der Zusammenar-
beit in der Metropolregion verbunden sind, auch
immer gerecht wird.

Was sind diese Ziele? Die beteiligten Länder und
Kommunen haben sich auf vier Schwerpunkte ver-
ständigt, die in ihrer politischen Zusammenarbeit
im Mittelpunkt stehen sollen: Erstens die Stärkung
der internationalen Wettbewerbsfähigkeit, zweitens
die Verbesserung der Daseinsvorsorge, drittens ei-
ne engere Zusammenarbeit bei Raum-, Struktur-
und Flächenmanagement und schließlich viertens
eine engere Zusammenarbeit in Fragen des Kli-
mas und des Klimafolgenmanagements. Soweit zu
den Zielen, ausgesprochen hochgesteckte Ziele.

Wir haben im Rahmen mehrerer Schriftlicher Klei-
ner Anfragen einmal hinterfragt, welche konkreten
Maßnahmen und Projekte tatsächlich gefördert
werden, wie also die Förderpraxis mit Hamburger
Steuergeldern in der Realität aussieht. Das hat ge-
radezu exotische Ergebnisse zutage gefördert. Da
finden Sie zum Beispiel, steuerfinanziert aus Ham-
burger Mitteln, als gefördertes Projekt die – so der
Projekttitel – Modernisierung des ozeanblauen Zu-
ges. Da fragt man sich, was das denn sein soll.
Nach Auskunft des Senats eine – ich zitiere –:

"[…] logistische Basis für Theateraufführun-
gen und rollendes Theater – bisher an Ne-
benstrecken zwischen Elbe und Weser."

– Zitatende.

Die Modernisierung dieses ozeanblauen Zuges
diene, so der Senat weiter, der – Zitat –

"Stärkung […] der internationalen Wettbe-
werbsfähigkeit"

der Metropolregion Hamburg. Das ist aus meiner
Sicht nichts anderes als Realsatire.

(Beifall bei der FDP)

Ich habe Zweifel daran, ob diese 37 400 Euro
Hamburger Steuergelder in den ozeanblauen Zug
gut angelegt oder nicht in Wahrheit versenkt wor-
den sind.

Mein persönlicher Favorit bei den geförderten Pro-
jekten ist jedoch ein anderer, nämlich das Projekt
"Touristische Aufwertung des Weinbergs in
Hitzacker".

(Jan Quast SPD: Waren Sie da schon mal?
Haben Sie ihn sich angeguckt?)

In Hitzacker wird Wein angebaut. Ob Hitzacker
hieran wirklich gut tut, das müssen wir von Ham-
burg aus sicherlich nicht zwingend politisch beur-
teilen. Dass aber die Schaffung eines Rundwan-
derwegs mit – Zitat –

"Ausblicken auf Elbe, Elbtalaue,"

vorbei an den wenigen Reben der vermeintlichen
Winzermetropole – wir sprechen von 99 Reben –
den Steuerzahler in Hamburg etwa 100 000 Euro
gekostet hat, ist unseren Bürgern ausgesprochen
schwer zu vermitteln.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Wir halten dieses auch für keine effektive Förde-
rung im Rahmen der vertraglichen Vereinbarung
zwischen den beteiligten Städten und Kommunen,
wir halten das für eine Verschwendung von Steuer-
mitteln.

(Beifall bei der FDP)

Unser Plädoyer daher: Weiterentwicklung der Me-
tropolregion ja, aber mit sinnvollen Maßahmen und
schonendem und effektivem Umgang mit Steuer-
geldern. Wir werden dem Überweisungsantrag zu-
stimmen, aber auch dem Antrag selbst. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Artus.

Kersten Artus DIE LINKE:* Frau Präsidentin, sehr
geehrte Herren und Damen! Lassen Sie mich nur
wenige Facetten dieses Themas beleuchten, um
unsere Haltung zu dem Antrag der CDU zu ver-
deutlichen. Bereits in den Neunzehnhundertzwan-
zigerjahren erkannte man die großen Chancen, die
im Miteinander der Stadt Hamburg und ihren um-
liegenden Provinzen lagen. Anfang der Neunzehn-
hundertsechtziger wurden die Förderfonds Ham-
burg/Schleswig-Holstein und Hamburg/Nieder-
sachsen gegründet, mittlerweile wird die Metropol-
region Hamburg getragen von Hamburg, den Krei-
sen Steinburg, Cuxhaven, Soltau-Fallingbostel,
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Lüchow-Dannenberg, Uelzen und dem Wirtschafts-
raum Brunsbüttel. Seit 2005/2006 sind diese Krei-
se Mitträger, und auch der Kreis Dithmarschen
wurde in die Metropolregion aufgenommen. Herr
Balcke wies zudem richtigerweise auf den neuen
Staatsvertrag hin; natürlich werde ich am 20. April
auch an dieser Festveranstaltung teilnehmen.

Die Organisationsstruktur der Metropolregion Ham-
burg fußt auf dem Prinzip Konsens und freiwillige
Mitwirkung. Die Strukturen über Regionalkonfe-
renz, regionale Akteurinnen und Akteure, Regions-
rat, Lenkungsausschuss, Geschäftsstelle und
Facharbeitsgruppen haben sich bewährt. Die
Schwerpunkte der Zusammenarbeit sind ein aus-
gewogenes Verhältnis zwischen den Themen Wirt-
schaft und Arbeitsmarkt, Verkehr und Tourismus,
Wissenschaft und Forschung sowie Kultur, Regio-
nalmanagement und Wirtschaftsförderung.

Diese sind an den Leitlinien einer regionalen Inter-
nationalisierungsstrategie ausgerichtet. Weitere
Themen sind der demografische Wandel und die
Daseinsvorsorge in den kommenden Jahrzehnten
sowie die Finanzprobleme der kommunalen Haus-
halte, vor allem für das Umland der Metropole.
Auch knüpft das Themenfeld Raumstruktur und
Flächenmanagement an die raumplanerischen
Kernkompetenzen der Metropolregion Hamburg
an, unter anderem Siedlungsentwicklung, Natur-
haushalt und Verkehr bis hin zu einer abgestimm-
ten Stadt-Umland-Planung. Und seit dem Jahr
2010 wurde als weiteres Schwerpunktthema Kli-
ma- und Klimafolgenmanagement aufgenommen.
Der Förderfonds, der zielgerichtet die Ausfinanzie-
rung der Maßnahmen sichern soll, ist seit 2005
über einen Staatsvertrag für die kommenden Jahre
fortgeschrieben worden und mit jährlich 2,4 Millio-
nen Euro dotiert.

Nun weckt ein solches Konzept natürlich auch Be-
gehrlichkeiten und die Wirtschaft dürfte allergröß-
tes Interesse an stärkerer Beteiligung beziehungs-
weise an einem weitergehenden Zugriff und an der
Kontrolle haben. Und um die Ausgewogenheit ins-
besondere hinsichtlich Nachhaltigkeit, Klima, Kli-
maschutz, Natur und Umwelt nicht zu gefährden,
lehnen wir den Antrag der CDU entschieden ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Linke Metropolenpolitik fordert Wirtschaftsdemo-
kratie, Demokratisierung öffentlicher Betriebe und
Sicherung der Daseinsvorsorge. Privatwirtschaft
hingegen setzt auf Konkurrenz; die damit in der
Regel verbundenen Mechanismen von Profit und
Markt sind damit nicht vereinbar.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Frau Prien, Sie
haben das Wort.

Karin Prien CDU:* Lieber Herr Balcke, von Ihnen
bin ich das gar nicht gewohnt, aber Ihre Überheb-
lichkeit wird dem Thema wirklich überhaupt nicht
gerecht.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Thomas-
Sönke Kluth FDP)

Der Senat hat sich bei den Verhandlungen mit un-
seren Nachbarn in Niedersachsen und Schleswig-
Holstein in den vergangenen Monaten nun wahr-
lich nicht durch einen besonders sensiblen Um-
gang hervorgetan. Wir haben es in dieser Woche
wieder in der Zeitung verfolgen können. Das ist im
Zusammenhang mit der Elbvertiefung im Übrigen
außerordentlich bedauerlich.

(Arno Münster SPD: Das stimmt doch gar
nicht! Was erzählen Sie denn da?)

Wenn der Senat nun auf diesem für uns ausge-
sprochen wichtigen Feld tatsächlich Aktivitäten ent-
faltet, dann begrüßen wir das selbstverständlich.
Ich hätte mir dann heute aber vielleicht einen Be-
richt des Senats gewünscht und weniger Ihre flap-
sigen Bemerkungen.

(Beifall bei der CDU)

Ich will es deutlich sagen: Es genügt nicht, dass
der Senat sich irgendwie oder anders mit dem
Thema beschäftigt, sondern wir möchten Konzepte
sehen und wir möchten an der parlamentarischen
Beratung des Themas beteiligt werden. Sie arbei-
ten im Senat angeblich auch am Masterplan Indu-
strie und an der Mittelstandsvereinbarung bezie-
hungsweise deren Fortschreibung. Ergebnisse ha-
ben wir auch da noch nicht gesehen. Deshalb
bleibt es bei unserem Antrag. Wir würden gerne
Konzepte von Ihnen sehen.

(Beifall bei der CDU und bei Olaf Duge, Ka-
tharina Fegebank und Dr. Anjes Tjarks, alle
GAL)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Nun hat Herr
Balcke das Wort.

Jan Balcke SPD:* Frau Präsidentin! Liebe Frau
Prien, um Himmels willen, ich wollte nicht überheb-
lich sein. Das nehme ich selbstverständlich zurück,
wenn das so angekommen ist. Ganz kurz: Ich ha-
be nur Bezug genommen auf den Text, den Sie
beschließen wollen. Und darin steht nun einmal
das, was dort steht, und das wird getan. Und alles
andere können wir nicht beschließen, deswegen
hat sich das erledigt.

(Beifall bei der SPD – Birgit Stöver CDU:
Dann können Sie doch zustimmen, das ist
doch wunderbar!)
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Vizepräsidentin Barbara Duden: Ich sehe jetzt
keine weiteren Wortmeldungen mehr, sodass wir
zur Abstimmung kommen können.

Wer einer Überweisung der Drucksache 20/3526
an den Ausschuss für Wirtschaft, Innovation und
Medien zustimmt, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Die Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das
Überweisungsbegehren ist abgelehnt.

Dann lasse ich in der Sache abstimmen. Wer den
Antrag der CDU-Fraktion aus Drucksache 20/3526
annehmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Dann ist
der Antrag mit großer Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zum Punkt 49, Drucksache 20/3501,
dem Antrag der SPD-Fraktion: Inklusion als Leitori-
entierung für Hamburg.

[Antrag der SPD-Fraktion:
Inklusion als Leitorientierung für Hamburg
– Drs 20/3501 –]

Wird hierzu das Wort gewünscht? – Frau Jäck, bit-
te.

Regina-Elisabeth Jäck SPD: Sehr geehrte Frau
Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Wer
von uns ist vollkommen?

(Olaf Ohlsen CDU: Sind wir nicht alle voll-
kommen!)

Wer von uns ist schon makellos? Ist nicht ein jeder
von uns in irgendeiner Weise eingeschränkter als
viele andere? Wenn wir uns diese Fragen beant-
worten, sind wir schon beim Thema unseres An-
trags, der Inklusion als Leitorientierung für Ham-
burg.

Wir erinnern uns an folgenden gesellschaftlichen
Entwicklungsprozess: In der Vergangenheit wur-
den Menschen mit Behinderung ausgegrenzt und
verwahrt und – in einem dunklen Kapitel unserer
deutschen Geschichte – wurden sie verfolgt und
getötet. In den letzten Jahrzehnten hat man ver-
sucht, Menschen mit Behinderung zu fördern und
zu integrieren, das heißt, sie in das gesellschaftli-
che Leben einzubinden. Das Ziel für die Gegen-
wart und für die Zukunft muss lauten: Inklusion von
Menschen mit Behinderung.

(Beifall bei der SPD)

Was ist Inklusion? Inklusion als Konzept des Zu-
sammenlebens von Menschen geht weiter als Ein-
bindung und Integration – ich zitiere –:

"Inklusion beschreibt die Gleichwertigkeit ei-
nes Individuums, ohne dass dabei Normali-
tät vorausgesetzt wird. Normal ist vielmehr
die Vielfalt, das Vorhandensein von Unter-

schieden. Die einzelne Person ist nicht mehr
gezwungen, nicht erreichbare Normen zu er-
füllen, vielmehr ist es die Gesellschaft, die
Strukturen schafft, in denen sich Personen
mit Besonderheiten einbringen und auf die
ihnen eigene Art wertvolle Leistungen erbrin-
gen können."

Und das ist gut so.

(Beifall bei der SPD)

Wie kann Inklusion in diesem genannten Sinne in
Hamburg gelebt werden? Wir müssen lernen, die
Welt so wahrzunehmen, wie es die Menschen mit
Behinderung tun. Was bedeutet dies für die Pra-
xis? In der Praxis soll es darauf hinauslaufen, dass
in allen Politikfeldern, wie zum Beispiel Verkehr,
Stadtentwicklung oder auch Kultur und Sport, das
Handeln in Bezug auf seine Relevanz für die Inklu-
sion von Menschen mit Behinderung mitbedacht
und mitgeprüft wird.

(Beifall bei der SPD und bei Olaf Ohlsen
CDU)

Welche Hürden müssen wir nehmen? Bislang ha-
ben wir es als Gesellschaft noch nicht geschafft,
die Welt wie Menschen mit Behinderung zu erle-
ben und wahrzunehmen. Wenn wir mit Menschen
mit Behinderung in Kontakt kommen, gibt es häufig
noch Berührungsängste, Vorbehalte und Vorurtei-
le. Menschen mit Behinderung haben schlechtere
Chancen und Startbedingungen. Dies gilt es abzu-
bauen, doch das ist ein Lernprozess. Dafür werden
wir uns als SPD-Fraktion in Hamburg einsetzen.

(Beifall bei der SPD)

Welchen Gewinn werden wir in einer inklusiven
Gesellschaft haben? Sie wird unseres Erachtens
geprägt sein von Vielfalt, Facettenreichtum, dem
Nutzen individueller Stärken, einem umsichtigen
Miteinander und solidarischer Gemeinschaft.

Sehr geehrte Damen und Herren! Die SPD-Frakti-
on fordert daher, den Inklusionsgedanken als Leit-
orientierung in allen Politikfeldern der Stadt Ham-
burg zu verankern. Die Leitorientierung soll nach
innen, in die Behörden und politischen Gremien,
handlungsleitend und motivierend wirken und in
der Außenwirkung den Inklusionsgedanken weiter-
tragen. Der Senat wird um die Prüfung der Umset-
zung gebeten. Mit dem Inklusions-Check wird
Hamburg auf dem Weg zu einer inklusiven Gesell-
schaft im Sinne der UN-Konvention über die Rech-
te von Menschen mit Behinderung einen großen
Schritt vorankommen. Stimmen Sie unserem An-
trag zu. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Wolff.

2204 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 29. Sitzung am 29. März 2012

http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=3501&dokart=drucksache


Katharina Wolff CDU:* Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren! Dem vorliegen-
den Antrag könnten wir bestimmt noch einiges hin-
zufügen, es steht aber auch nichts Falsches drin.
Von daher wollen wir gar nicht lange daran herum-
meckern. Es kommt nicht jeden Tag vor, dass die
SPD eine gute Idee einbringt, von daher wollen wir
dem Antrag auch gerne zustimmen.

(Ksenija Bekeris SPD: Wir hatten eine gute
Idee, Frau Wolff!)

Aber wir möchten natürlich noch die eine oder an-
dere Bemerkung dazu machen. Grundsätzlich ist
die Inklusion natürlich ein wichtiges Thema, das
wir auch im Ausschuss immer wieder gemeinsam
und überparteilich gut diskutieren. Ich hoffe nur,
dass wir diesen ganzheitlichen Ansatz, den Sie,
Frau Jäck, jetzt wählen wollen, in der Umsetzung
des Landesaktionsplans tatsächlich auch wieder-
finden können und dass er nicht – wie der Landes-
aktionsplan zur öffentlichen Unterbringung – um
knapp ein Jahr verschoben wird, sondern dass wir
ihn relativ bald vorgelegt bekommen.

(Beifall bei der CDU)

Die Umsetzung der UN-Konvention wird für uns al-
le und auch für die Stadt eine große Herausforde-
rung sein, birgt aber natürlich auch ganz große
Chancen für die betroffenen Menschen. Dazu kann
bestimmt das neu eröffnete Inklusionsbüro einen
wertvollen Beitrag leisten und wir als CDU freuen
uns sehr darüber, dass Thomas Bösenberg die
Leitung übernommen hat und diesen wertvollen
Beitrag leisten kann. Und auch wenn Herr Scheele
heute nicht da ist, möchte ich doch ganz herzlich
darum bitten – vielleicht kann ihm jemand diese
Bitte überbringen –, dass er und die SPD mit Herrn
Bösenberg dieses Mal ein bisschen pfleglicher um-
gehen als in seiner letzten Funktion.

(Dirk Kienscherf SPD: Wenn er gut funktio-
niert, machen wir das! – Jan Quast SPD:
Wenn er durch Leistung überzeugt!)

Nichtsdestotrotz finde ich nicht wahnsinnig viel
Konkretes in dem Antrag, aber auch nichts
Falsches. Von daher bleibt uns in dem Fall nichts
anderes übrig als ihn anzunehmen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Fegebank.

Katharina Fegebank GAL:* Sehr verehrte Frau
Präsidentin, meine Damen und Herren! Als ich Ih-
ren Worten gelauscht habe, Frau Jäck, und auch
die Überschrift zu diesem Antrag gelesen habe, "In-
klusion als Leitorientierung für Hamburg", dachte
ich, das wird jetzt die große gesellschaftspolitische
Grundsatzdebatte zum Thema Inklusion, also zu
einem weitaus bedeutenderen Thema als zu dem,

was Sie als Prüfauftrag in Ihr Petitum geschrieben
haben. Deshalb muss ich in der Sache, ähnlich wie
Frau Wolff, sagen, da steht nichts Falsches drin.
Und sicherlich kann man auch den Senat auffor-
dern zu prüfen, wie der Inklusionsgedanke in künf-
tigen Drucksachen als Prüfauftrag verankert wird.
Aber dies wird dem Thema in keiner Weise ge-
recht, das wir als Haus gesamtgesellschaftlich na-
türlich auch bewegen wollen, wie wir in früheren
Debatten immer wieder angesprochen haben.

(Beifall bei der GAL und bei Katharina Wolff
CDU)

Ich finde es geradezu absurd – das soll in keiner
Weise die Gedanken, die Sie geäußert haben,
schmälern, Frau Jäck –, dass Sie als Fraktion den
Senat mit etwas beauftragen, das der Senat doch
bei der Verkündung der Drucksachen von sich aus
ganz einfach machen könnte. Dieser Antrag hat für
mich eher den Charakter eines Abgeordnetenbe-
schäftigungsprogramms und ich frage mich, ob Ih-
nen die Anträge und die Debattenanmeldungen
ausgegangen sind.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Auch von Senatsseite – ich spreche nicht für den
Senat –

(Dirk Kienscherf SPD: Gott sein Dank!)

würde ich das als Aufforderung begreifen, Nachhil-
fe von der SPD-Bürgerschaftsfraktion anzuneh-
men, wie künftig Drucksachen ausgestaltet sein
sollen und können. Und auch das finde ich einfach
der Debatte nicht wert.

(Gabi Dobusch SPD: Nee, wir machen es
einfach, das ist besser so!)

Deshalb mache ich es jetzt auch sehr kurz und
knapp: Über Inklusion, über Abbau von Barrieren,
über gleichberechtigte Teilhabe, über einen eman-
zipatorischen Sozialbegriff, über die Haltung und
Handlungsweise von Behörden und Verwaltungen
rede und diskutiere ich hier sehr gern. Aber ein rei-
ner Prüfauftrag an den Senat, der so gewichtig ein-
geleitet wird und so gewichtig als Leitorientierung
beschrieben wird, ist eigentlich eine längere Debat-
te nicht wert. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Kaesbach.

Martina Kaesbach FDP: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Ich sage
gleich vorweg, wir unterstützen ebenso den SPD-
Antrag,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Nichts anderes
wollen wir!)
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aber erklären genauso wie zuvor Frau Wolff und
Frau Fegebank, dass wir ungeduldig auf den Lan-
desaktionsplan warten. Und dieser Antrag ist nur
ein kleiner Baustein in dem ganzen Thema Behin-
dertenpolitik.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ja!)

Der Inklusionsgedanke ist wesentlicher Bestandteil
der UN-Konvention über die Rechte von Menschen
mit Behinderung, die Deutschland – und damit
auch Hamburg – im Jahr 2009 ratifiziert hat. Die-
sem Leitmotiv fühlen wir uns verpflichtet. Das be-
deutet nun aber nicht, dass Inklusion, also die
Schaffung von Bedingungen, die Menschen mit
Behinderung gleichberechtigt teilhaben lassen
– Frau Jäck hat noch eine etwas differenziertere
Definition geliefert –, sofort in allen gesellschaftli-
chen Bereichen eingeführt wird. Das wäre zwar
ideal, aber weder finanziell noch organisatorisch
umsetzbar. Doch bedeutet das zu prüfen, wie der
Inklusionsgedanke besser in der Arbeit des Se-
nats, der Bürgerschaft, der Behörden und der Be-
zirke verankert werden kann. Die Berücksichtigung
des Inklusionsgedankens ist zum einen ein wichti-
ger Beitrag zur Bewusstseinsbildung und zum an-
deren ein wichtiger Präventionsansatz.

Meine Damen und Herren! Vor nicht allzu langer
Zeit haben wir an dieser Stelle über die Lebenssi-
tuation von Menschen mit Behinderung gespro-
chen. Dabei wurde deutlich, dass noch viel zu tun
ist. Viele Mobilitäts- und Teilhabeeinschränkungen
können vermieden werden, wenn Menschen mit
Handicap und ihre speziellen Bedürfnisse von An-
fang an mitgedacht werden.

(Beifall bei der FDP)

Die Einbeziehung des Inklusionsgedankens bei
Gesetzesinitiativen und politischen Vorhaben von
Anfang an stärkt nicht nur die Teilhabemöglichkei-
ten von Menschen mit Handicap – wie zum Bei-
spiel die Schaffung von kreativen Anreizmodellen
für Unternehmen, Menschen mit Handicap einzu-
stellen, oder die verstärkte Betreibung der Ambu-
lantisierung, indem Träger unterstützt werden, ge-
eignete Wohnprojekte zu bauen –, die Berücksich-
tigung des Inklusionsgedankens von vornherein
verhindert auch teure Nachbesserungen und Um-
baumaßnahmen, Stichwort: Barrierefreiheit im öf-
fentlichen Nahverkehr. Hier greift zwar schon das
AGG, die Implementierung des Prüffaktors wirkt
aber als Verstärker.

Auf eines möchte ich noch hinweisen. Das Petitum
des Antrags lautet:

"[…] zu prüfen, wie der Inklusionsgedanke
als regelhafter Prüfpunkt im Rahmen der Er-
stellung von Mitteilungen des Senats an die
Bürgerschaft vorgesehen […] werden kann".

So weit, so gut. Aber es darf natürlich nicht sein,
dass die Prüfung übermäßig viel neue Bürokratie

zur Folge hat, ohne dabei echte Vorteile für Men-
schen mit Behinderung zu schaffen. Da aber erst
einmal die Ausgestaltung der Prüfung geprüft wer-
den soll, unterstützen wir den Antrag.

(Beifall bei der FDP – Dr. Andreas Dressel
SPD: Ja, das ist doch gut!)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Özdemir.

Cansu Özdemir DIE LINKE: Sehr geehrte Frau
Präsidentin, meine Damen und Herren! Es ist na-
türlich erfreulich, dass sich der SPD-Senat

(Dr. Andreas Dressel SPD: Und die Frakti-
on!)

zu den Zielen der UN-Behindertenrechtskonventi-
on bekennt. Aber noch schöner wäre es, Herr
Dressel, wenn er endlich für die Umsetzung sorgen
würde.

(Beifall bei der LINKEN)

Es braucht eigentlich gar kein Bekenntnis, denn
die Konvention ist seit dem Jahr 2009 ohnehin gel-
tendes Recht. Wir brauchen auch nicht schon wie-
der neue Beschlüsse zur Prüfung des Inklusions-
gedankens, und wir müssen auch nicht lernen, die
Welt so wahrzunehmen wie die Menschen mit Be-
hinderung, Frau Jäck, denn Menschen mit Behin-
derung sind ebenso unterschiedlich in ihrer Wahr-
nehmung wie Sie und ich und alle anderen hier.

(Beifall bei der LINKEN und bei Phyliss De-
mirel und Heidrun Schmitt, beide GAL)

Inklusion als Politikansatz erfordert ein neues Den-
ken, das ist richtig. Darin enthalten ist aber auch
der Gedanke, dass die Menschen nicht behindert
sind, sondern durch Barrieren in ihrem Umfeld be-
hindert werden. Diese Barrieren gilt es abzubauen,
da sind wir uns einig.

Der nationale Aktionsplan zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention liegt nun schon eine
Weile vor. Viele Organisationen und Verbände von
Menschen mit Behinderung haben dieses bereits
massiv kritisiert. Es fehlt neben der menschen-
rechtspolitischen Ausrichtung insbesondere an ei-
ner klaren Struktur mit deutlichen, auch zeitlichen
Zielvorgaben und gesetzgeberischen Initiativen.
Das sind grundsätzliche Anforderungen, die ein
Aktionsplan erfüllen muss. Der Hamburger Lan-
desaktionsplan befindet sich weiterhin in Arbeit, die
Beschlussfassung ist für Ende dieses Jahres vor-
gesehen. Es bleibt zu hoffen, dass damit ein ver-
bindliches konkretes Konzept vorgelegt wird.

Trotz aller Kritik an dem SPD-Antrag stimmen wir
diesem zu. Möge er dazu beitragen, dass Barrie-
ren in Hamburg abgebaut werden.

(Beifall bei der LINKEN und bei Phyliss De-
mirel und Christa Goetsch, beide GAL)
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Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Senatorin Prüfer-Storcks.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Cornelia hat
heute Großkampftag!)

Senatorin Cornelia Prüfer-Storcks: Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren! Die UN-Behin-
dertenrechtskonvention meint mit Inklusion volle
und wirksame Teilhabe an der Gesellschaft und
Einbeziehung in die Gesellschaft. Umfassender
wäre dieser Anspruch kaum zu formulieren. Des-
halb ist die Antwort auf die Frage, wer im Hambur-
ger Senat eigentlich für Inklusion zuständig ist: al-
le. Inklusion ist kein Thema für Spezialisten, son-
dern zieht sich als Querschnittsthema durch alle
Politikbereiche und geht alle Politikbereiche an.
Und diesen Anspruch wollen wir als Senat einlö-
sen.

(Beifall bei der SPD)

Entsprechend haben alle Behörden diesen Gedan-
ken als Leitidee und als Ziel genommen, als sie
Vorschläge für den Hamburger Landesaktionsplan
erarbeitet haben. Dieser Entwurf liegt vor, er wird
im Moment breit diskutiert mit allen gesellschaftli-
chen Gruppen. Ich gehe davon aus, dass er nach
dieser Diskussion noch besser werden wird, und er
wird dann auch der Bürgerschaft vorgelegt werden.
Zentrale Aspekte sind Inklusion als Auftrag zur Ge-
staltung gesellschaftlicher Rahmenbedingungen,
Abbau von Barrieren in allen Bereichen gesell-
schaftlichen Lebens und Anerkennung und Wert-
schätzung von Vielfalt.

Der Landesaktionsplan bezieht die gesamte Ge-
sellschaft ein. Das Gelingen dieses Prozesses
setzt auch voraus, dass sich möglichst alle daran
beteiligen, genauso wie alle, nicht nur behinderte
Menschen, davon profitieren werden. Barrierefreie
U-Bahn-Stationen nützen auch alten Menschen,
Menschen mit Kinderwagen oder Menschen, deren
Mobilität aufgrund eines Unfalls eingeschränkt ist.
Texte in leichter und verständlicher Sprache kom-
men auch allen zugute, die nicht Experten in ei-
nem bestimmten Bereich sind. Deshalb ist Inklusi-
on etwas, von dem die Gesellschaft insgesamt pro-
fitieren will.

(Beifall bei der SPD)

Für Politik und Verwaltung heißt das in erster Linie,
liebgewonnene Denkmuster, insbesondere die
einengende Frage nach der eigenen Zuständigkeit,
zu verlassen und das Denken zu erweitern. Belan-
ge von Menschen mit Behinderung von vornherein
zu berücksichtigen, ist Aufgabe in allen Politikbe-
reichen. Und das setzt die Bereitschaft von Men-
schen in der Verwaltung und in der Politik voraus,
deren Perspektive einzunehmen und auch im All-
tag behindernde Situationen kennenzulernen.

Der Senat hat diesem Aspekt schon bei der Vorbe-
reitung der Vorschläge für den Landesaktionsplan
Rechnung getragen. Das gesamte Kollegium der
Staatsräte ist Lenkungsgremium für den Landesak-
tionsplan und hat den Prozess der Umsetzung in
seine Hände genommen. Es gibt keine Behörde,
die exklusiv für Inklusion zuständig ist, und es gibt
keine Behörde, die damit nichts zu tun hat. Minde-
stens einmal jährlich werden sich die Staatsräte
mit den Vertretern und Vertreterinnen der Selbsthil-
fe behinderter Menschen treffen und austauschen
und so soll auch der Prozess der Umsetzung des
Landesaktionsplans, der Umsetzung der Inklusion,
begleitet werden. Auch die Beschäftigten der Stadt
müssen von vornherein in die Lage versetzt wer-
den, den Anspruch, Inklusion zu denken, auch tat-
sächlich umsetzen zu können. Dafür werden sie in-
formiert und geschult und dafür wird es klare Vor-
gaben der Personalverwaltungen geben.

Der Senat plant ganz konkret, das Vorblatt für
Drucksachen neu zu gestalten. Hier wird in Zukunft
bei allen Verfahren deutlich gemacht werden, ob
und wie die Belange von Menschen mit Behinde-
rung im Sinne der Inklusion berücksichtigt worden
sind.

(Beifall bei der SPD)

Das Ganze wird begleitet durch ein Vorhaben der
Senatskoordinatorin für die Gleichstellung behin-
derter Menschen, die die Umsetzung der Inklusion
in der Verwaltung im Sinne des Mainstreaming un-
tersuchen lassen und daraus neue Handlungser-
fordernisse und -vorschläge ableiten wird. Ich hof-
fe, dass sich an der Debatte über den Landesakti-
onsplan viele beteiligen, ich hoffe auf eine rege
Diskussion und darauf, dass wir Ihnen bald ein gu-
tes Ergebnis vorlegen können. – Danke schön.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen. Dann können wir zur Ab-
stimmung kommen.

Wer dem Antrag der SPD-Fraktion aus Drucksa-
che 20/3501 seine Zustimmung geben möchte,
den bitte ich um das Handzeichen. – Die Gegen-
probe. – Enthaltungen? – Dann ist der Antrag ein-
stimmig angenommen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 62, Druck-
sache 20/3533, Antrag der SPD-Fraktion: Arten-
vielfalt erhalten – Biotopverbund umsetzen.

[Antrag der SPD-Fraktion:
Artenvielfalt erhalten – Biotopverbund umset-
zen
– Drs 20/3533 –]
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Hierzu liegen Ihnen als Drucksachen 20/3646 und
20/3675 Anträge der Fraktionen der FDP und der
LINKEN vor.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Artenvielfalt erhalten – Biotopverbund umset-
zen
– Drs 20/3646 –]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Erhaltung der biologischen Vielfalt in Koopera-
tion mit den Umweltverbänden
– Drs 20/3675 –]

Wer wünscht das Wort? – Herr Buschhüter, bitte.

Ole Thorben Buschhüter SPD: Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Die GAL erhebt gerne
den Vorwurf – hören Sie gut zu –, Naturschutz
spiele in Hamburg keine Rolle mehr, seitdem die
SPD regiert. Und das werden wir bestimmt auch
gleich wieder hören. Was für ein Unsinn.

(Beifall bei der SPD)

Diese Behauptung wird auch nicht dadurch wahrer,
dass Sie sie ständig wiederholen. Aber die Strate-
gie der GAL ist ganz subtil: Sie suggeriert nämlich,
dass es um den Naturschutz besser gestellt war,
solange die GAL mitregierte.

(Jan Quast SPD: Das hat da schon nicht ge-
klappt!)

Bei unserem heutigen Thema merken wir, dass
auch diese Behauptung jeder Grundlage entbehrt
und pure Legendenbildung darstellt.

(Beifall bei der SPD – Jens Kerstan GAL:
Butter bei die Fische!)

Es geht heute um den Schutz der Artenvielfalt und
den Biotopverbund. Rund 20 Prozent unserer Lan-
desfläche sind als Landschaftsschutzgebiete und
über 8 Prozent als Naturschutzgebiete ausgewie-
sen. Damit nimmt Hamburg einen Spitzenplatz in
Deutschland ein. Zusammen mit den landwirt-
schaftlich genutzten Flächen sind 40 Prozent der
Hansestadt grüne Freiräume. Damit wird die Stadt
Hamburg einerseits ihrem Ruf als grüne Metropole
und andererseits ihrer Verantwortung für die Stadt-
natur gerecht.

(Beifall bei der SPD – Vizepräsidentin
Dr. Eva Gümbel übernimmt den Vorsitz.)

Aber die Artenvielfalt ist auch in Hamburg stark ge-
fährdet, denn durch die Ausweisung getrennter
Schutzgebiete können nur etwa 30 bis 40 Prozent
der schutzwürdigen seltenen Arten erhalten wer-
den. Die übrigen Arten brauchen zum Überleben
die räumliche Verbindung zwischen ihren Habita-
ten. Diese räumlichen Verbindungen schafft ein
Biotopverbund und darum geht es heute.

Mit sehr markigen Worten wurde im Zuge der Be-
ratungen des Hamburgischen Gesetzes zur Aus-
führung des Bundesnaturschutzgesetzes im Früh-
jahr 2010 von CDU und GAL beschlossen, in Ham-
burg nicht nur 10 Prozent, wie es das Bundesna-
turschutzgesetz vorsieht, sondern sogar 15 Pro-
zent der Landesfläche als Biotopverbund auszu-
weisen. Dieser Auftrag des Landesgesetzgebers
an den Senat wurde aber unter Schwarz-Grün
nicht umgesetzt, schlimmer noch: Der Vorgänger-
senat war nicht einmal in der Lage, im Zuge des
Gesetzgebungsverfahrens einen Sachstandsbe-
richt dazu abzugeben. Das hat dann aber der
Rechnungshof nachgeholt. In seinem Jahresbe-
richt 2010 stellte er fest, dass der schwarz-grüne
Senat weder eine Fachkonzeption Arten- und Bio-
topschutz erarbeitet noch nennenswerte Fortschrit-
te beim Biotopverbund erzielt hatte.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Die vollmundige Ankündigung erwies sich als hei-
ße Luft.

(Beifall bei der SPD)

Der SPD-Senat stellt sich der Herausforderung
und räumt mit diesem Versäumnis der schwarz-
grünen Ära auf. Hamburg wird endlich den schon
lange geplanten Biotopverbund bekommen. Was
CDU und GAL nicht hinbekommen haben, setzen
wir jetzt um.

(Beifall bei der SPD)

Dabei muss erwähnt werden, dass es in einer
wachsenden Stadt, die dringend weiteren Woh-
nungs- und Gewerbebau braucht, große Flächen-
konkurrenz gibt. Wir wollen aber auch eine grüne
Stadt bleiben, denn das macht Hamburg so lie-
bens- und lebenswert. Deshalb wollen wir den Bio-
topverbund jetzt rechtlich, aber vor allen Dingen
auch faktisch absichern.

Zu den Zusatzanträgen: Den Antrag der FDP-Frak-
tion lehnen wir ab, weil wir den Ehrgeiz haben, die
gesetzlich vorgegebenen Ziele auch schon eher zu
erreichen, wenn es denn möglich ist. Ihr Antrag
hört sich zunächst einmal gut an, aber zu großzü-
gige Fristen können sich auch als Bremse erwei-
sen. Das wollen wir nicht. Dass das Ihr eigentli-
ches Ziel ist, können wir uns schon vorstellen.
Dem Antrag der LINKEN stimmen wir gern zu.

Und noch etwas zum Schluss: Noch im Laufe die-
ses Jahres soll die Bürgerschaft über den Stand
der Arbeiten zum Biotopverbund informiert werden,
wann diese abgeschlossen sein werden und wie
der Biotopverbund gesichert wird. Das hätten wir
auch alles schon viel früher haben können, aber
der Vorgänger-Senat hatte weder eine Konzeption
für den Arten- und Biotopschutz noch eine Vorstel-
lung davon, wie er seine großen Ziele erreichen
wollte. Doch auch diese Baustelle wird von uns fer-
tiggestellt. Haben Sie keine Sorge, Herr Kerstan,
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Hamburg ist auf gutem Kurs, auch im Naturschutz.
– Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD – Jan Quast SPD: Auch
ohne Grüne!)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Frau Stöver,
Sie haben das Wort.

Birgit Stöver CDU: Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Lieber Herr Buschhüter, Sie ha-
ben eindrucksvoll die Prosa des Antrags wieder-
holt. Sie haben auch eindrucksvoll den Spitzen-
platz Hamburgs als grüne Metropole dargestellt.
Herzlichen Glückwunsch dafür, ich hoffe, Sie hören
auch die Ironie in meiner Stimme dabei.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Es ist genug Rechtfertigung im Eingangstext Ihres
Antrags zur grünen Metropole. Hamburg ist eine
grüne Metropole,

(Ole Thorben Buschhüter SPD: Das konnten
Sie auch nicht verhindern!)

und das ist auch einer der Gründe, warum wir den
Titel "Umwelthauptstadt 2011" erlangt haben.

Die Intention des schwarz-grünen Senats für den
Biotopverbund war und ist, auch heute hoffentlich
noch, in der Tat die Erhaltung der Artenvielfalt. Wir
hätten ansonsten nur formal das Bundesnatur-
schutzgesetz umsetzen müssen. Das haben wir
nicht, sondern wir haben Elemente hinzugefügt wie
die Gewässerrandstreifen, die die Voraussetzung
für die Umsetzung des Biotopverbunds bilden, und
das Verbot des Dauergrünland-Umbruchs haben
wir nicht umsonst in das Hamburger Gesetz aufge-
nommen.

Selbstverständlich erwarten wir, dass der jetzige
Senat unsere Konzeption nach dem Gesetzesbe-
schluss aus dem Mai 2010 weiter umsetzt und
dass er die Zielmarke, 15 Prozent der Landesflä-
che in einem Biotopverbund abzubilden, weiter
vorantreibt. Ein Sachstandsbericht, meine lieben
Kollegen von der SPD, ist hilfreich und zum jetzi-
gen Zeitpunkt angesagt.

Ich kann mir eine Kritik nicht verkneifen, und zwar
greift sie wieder die Form Ihres Vorgehens an. Es
geht darum, dass wir einen Sachstandsbericht ha-
ben müssen. Es ist wieder eher ein Fall für eine
parlamentarische Anfrage, denn wenn Erfolgrei-
ches berichtet werden soll – und davon gehe ich
bei Ihrer Ankündigung aus, Herr Buschhüter –,

(Ole Thorben Buschhüter SPD: Das hoffe
ich!)

warum wählen Sie dann die Form des Antrags?
Antwort: Weil Sie nichts Besseres zu bieten haben
im Umweltschutz, das haben Sie schon vorher
selbstkritisch gesagt. Daher müssen Berichtsanträ-
ge her.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU und bei
Jens Kerstan GAL)

Die nächste Frage wäre für mich, warum die Be-
hörde so viel Vorlauf benötigt, wenn sie die Kon-
zeption hat und das Ganze als Konzept und Zeit-
plan in der Tasche hat. Warum muss dann dieser
weite Vorlauf sein, warum kann sie den Bericht
nicht auch jetzt abgeben?

Den Zusatzantrag der FDP und der LINKEN neh-
men wir dann auch noch mit, denn uns interessie-
ren in der Tat weitere Details zum Biotopverbund,
zum Beispiel, wie die regional verträgliche Umset-
zung der Gewässerrandstreifen-Regelung erfolgt.
Wir sind nämlich auch daran interessiert, dass die
Beteiligung der Bürger, die wichtig für die Akzep-
tanz ist, umgesetzt wird. Aber das sparen wir uns
dann für den Ausschuss auf. – Danke schön.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Herr Kerstan,
Sie haben das Wort.

Jens Kerstan GAL:* Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Wir begrüßen die Initiative der
SPD-Fraktion und wir werden sie auch gern unter-
stützen, denn es ist sicherlich gut und richtig, den
Senat über den Stand der Umsetzung des Biotop-
verbunds berichten zu lassen und das Thema im
Umweltausschuss zu besprechen. Die Sorge, dass
Ihre Wohnungsbausenatorin den Naturschutz kom-
plett aus dem Auge verliert, teilen wir durchaus; die
teilen auch die Naturschutzverbände. Und etwas
anderes als eine solche Sorge, die auch die
SPD-Fraktion teilt, kann hinter Ihrem Antrag gar
nicht stehen.

(Gabi Dobusch SPD: Wir interpretieren uns
immer selbst!)

In Ihrem Antrag steht nichts anderes als das, was
der schwarz-grüne Senat bereits beschlossen hat.
Sie sagen selbst, dass die Behörde diesen Plan
bereits umsetzt. Als wir damals beschlossen hat-
ten, die Fläche auf 15 Prozent auszuweiten, haben
der damalige Senat und die damalige Umweltsena-
torin auch gehandelt. Es wurde eine Arbeitsgruppe
eingerichtet und eine eigene Stelle für den Biotop-
verbund geschaffen.

Auf die berechtigte Kritik des Rechnungshofs hat
der damalige Senat reagiert und einen Zeitplan
vorgelegt. Das war übrigens im Juni 2010 und
nicht, wie Sie in Ihrem Antrag fälschlicherweise be-
haupten, erst im Oktober. In Ihrem Antrag steht je-
der einzelne Schritt des damaligen Zeitplans des
schwarz-grünen Senats noch einmal. Es steht dort
zum einen, dass Ihre Senatorin das jetzt machen
soll, obwohl Sie andererseits wortwörtlich sagen,
dass die BSU den Verpflichtungen aus der damali-
gen Planung zur dauerhaften Sicherung eines Bio-
topverbunds nachkomme. Inhaltlich haben Sie also
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überhaupt nicht den Ehrgeiz, mehr zu tun, als be-
reits beschlossen worden ist. Sie trauen sich nicht
zu, auch nur einen Tag schneller zu sein oder viel-
leicht etwas Neues zu machen. Sie wollen offenbar
verhindern, dass Ihre Senatorin trotz der Beschlus-
slage hinter diesen Plan zurückfällt.

(Gabi Dobusch SPD: Wir wollen verhindern,
dass es bei der Arbeitsstelle bleibt!)

Wenn Sie diese Sorge nicht hätten, dann wäre der
Antrag vollkommen überflüssig. Wir unterstützen
Sie in Ihrer Sorge, dass der Naturschutz in dieser
Behörde nicht in guten Händen ist. Wir unterstüt-
zen Sie auch – und um dem Senat noch einmal zu
verdeutlichen, wozu er sich schon selbst verpflich-
tet hat –, damit Ihre Senatorin das macht.

Den Zusatzantrag der LINKEN werden wir in bei-
den Punkten unterstützen. Wenn man einen Bio-
topverbund in Hamburg will, dann braucht man mit
Sicherheit die Naturschutzverbände, denn die ha-
ben einen großen Sachverstand. Ohne ihre Arbeit
würde im Hamburger Naturschutz wenig passie-
ren. Dass man beim Biotopverbund auch die Ab-
stimmung mit den Nachbarländern braucht, ist
wichtig und Teil des gesetzlichen Auftrags und in
der Metropolregion Hamburg – wir hatten eben die
Debatte – natürlich besonders bedeutsam. Interes-
sant fand ich, dass das in der Tat die beiden einzi-
gen Punkte waren, die im SPD-Antrag nicht er-
wähnt wurden. Sie wurden damals im Zeitplan des
schwarz-grünen Senats erwähnt; insofern ist dies
ein hilfreicher Antrag der Links-Fraktion.

Der Zusatzantrag der FDP-Fraktion ist da aller-
dings nicht hilfreich. Sie haben eine ganze Reihe
von Juristen in Ihren Reihen. Ich frage mich immer,
wo die eigentlich sind, wenn Sie solche Anträge
beschließen. Erstens sagen Sie, dass dieser Senat
sicherstellen solle, dass im Jahr 2025 dieses Ziel
auch umgesetzt werde. Dazwischen liegen noch
zwei Wahlen und ich hoffe, dass in der Zwischen-
zeit vielleicht auch noch andere Senate, bei denen
der Naturschutz einen etwas höheren Stellenwert
hat, daran arbeiten.

(Beifall bei Robert Heinemann CDU)

Insofern geht es gar nicht, was Sie da beschlie-
ßen.

Den zweiten Punkt finde ich für eine Bürger-
schafts-Fraktion am bemerkenswertesten. Sie sa-
gen, dass dieser Senat sicherstellen solle, dass
das Geld im Haushaltsplan bereitgestellt wird. Das
Budgetrecht über den Haushalt hat das Parlament.
Der Senat bringt einen Antrag ein, aber wir be-
schließen es. Wenn Sie sagen, der Senat solle das
sicherstellen, dann kennen Sie die Verfassungsla-
ge nicht und auch nicht Ihre eigene Rolle. Darum
werden wir diesen Zusatzantrag der FDP in beiden
Punkten ablehnen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und bei Dora Heyenn
DIE LINKE)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Herr Dr. Duwe,
Sie haben das Wort.

Dr. Kurt Duwe FDP: Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Ich interpretiere diese Antworten
auf unseren Antrag so, dass alle anderen Fraktio-
nen sich nicht in der Lage sehen, irgendein Ziel zu
definieren. Es wäre in der Tat möglich gewesen,
einen Änderungsantrag zu unserem Zusatzantrag
zu stellen. Die Tatsache, dass das nicht gesche-
hen ist, und vor allem die Tatsache, dass die GAL
überhaupt keinen Zusatzantrag zu diesem ökologi-
schen Thema gestellt hat, zeigt, wie der Stellen-
wert der Ökologie bei der GAL heute ist.

(Beifall bei der FDP – Jens Kerstan GAL:
Dann haben Sie mir nicht zugehört, Herr Dr.
Duwe!)

Der SPD-Antrag ist selbstverständlich sehr vage.
Man muss feststellen – das wurde bisher noch
nicht genügend getan –, dass wir in Zeitverzug
sind. Da gibt es mehrere Möglichkeiten. Die eine
Möglichkeit ist, dass der Vorgänger-Senat ge-
schlampt beziehungsweise nicht genug gearbeitet
hat. Eine weitere Möglichkeit ist, dass momentan
Sand im Getriebe ist. Man wusste wohl nicht, dass
die Arbeit, die man sich vorgenommen hat, so auf-
wendig ist und diese 15 Prozent, die man sich aus
der Luft geholt hat, vielleicht doch nicht so einfach
zu erreichen sind, wie man sich das vorgestellt hat.
Deshalb werden der Senat beziehungsweise die
BSU wahrscheinlich vor dem 30. September keine
Antworten geben können. Ich interpretiere diesen
Termin einmal so, dass sich dann der Senat in der
Lage sehen wird, diese Antworten zu geben. Ich
hoffe, dass dies dann auch so sein wird.

Der Antrag der LINKEN ist vernünftig, dem werden
wir auch zustimmen. Mich wundert allerdings, dass
die GAL es zwar toll findet, dass DIE LINKE diesen
Antrag gestellt hat, aber selbst seinerzeit nicht dar-
an gedacht hat, die Naturschutzverbände vorher
einzubeziehen.

(Ole Thorben Buschhüter SPD: Genau!)

Dieser Biotopverbund mit einer Vernetzung der
einzelnen Lebensräume in Hamburg bietet die
Chance, Umweltschutz und Stadtentwicklung in ei-
ner Stadt miteinander zu verbinden. Er bietet auch
die Chance, dass Hamburg in diesem Punkt Um-
welthauptstadt wird, indem man die dazu erforderli-
chen Konzepte hier erarbeitet, um sie dann in an-
deren Metropolregionen anwenden zu können.

Ich denke allerdings, dass wir sehr langsam sind.
Und wenn wir nicht zustimmen wollen, dass späte-
stens im Jahre 2020 mindestens 90 Prozent der
zum Biotopverbund notwendigen Vernetzungs-
strukturen hergestellt sind, so ist das Ihre Wahl.
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Sie hätten den Antrag auch verbessern können,
das haben Sie nicht getan.

(Jens Kerstan GAL: Ich bin ja zufrieden,
wenn das so umgesetzt wird, wie wir es wol-
len!)

Wir werden dem Antrag der SPD und auch dem
Antrag der LINKEN zustimmen. Wir hätten wahr-
scheinlich auch einem Antrag der GAL zuge-
stimmt, aber der ist nicht gestellt worden. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Frau Heyenn,
bitte.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Der NABU Hamburg
hat festgestellt, dass in Hamburg 34 Prozent aller
Brutvögel, 39 Prozent der Säugetiere, 55 Prozent
aller Farn- und Blütenpflanzen und 83 Prozent der
Tagfalter auf der Liste der gefährdeten Tier- und
Pflanzenarten stehen und der Artenschwund ra-
sant zunimmt. Städte tragen bezüglich der Biodi-
versität eine besondere Verantwortung, und im
Vergleich zum landwirtschaftlich geprägten Um-
land gelten städtische Lebensräume als sogenann-
te Hotspots der Biodiversität. Und Hamburg ist ei-
ner von diesen acht Hotspots der Artenvielfalt.

DIE LINKE hat in der letzten Wahlperiode eine Rei-
he von Schriftlichen Kleinen Anfragen zum Thema
"Biologische Vielfalt in Hamburg" gestellt. Einige
Kollegen haben mich sogar gefragt, ob ich damit
meinen Unterricht vorbereite. Das war nicht der
Fall, ich habe mich wirklich intensiv damit ausein-
andergesetzt. Und die Antworten des Senats ha-
ben deutlich gemacht, dass der Erhalt der Biodi-
versität in Hamburg ein drängendes Thema ist.

Hamburg ist in der Pflicht, endlich zu handeln. Die
im Hamburger Naturschutzgesetz für den Biotop-
verbund vorgesehenen 15 Prozent der Stadtfläche
müssen schnellstmöglich planungsrechtlich gesi-
chert werden. Für die Sicherung und Schaffung ei-
nes Netzes von ökologisch wertvollen Flächen, na-
turnahen Landschaften und zugehörigen Vernet-
zungskorridoren müssen ausreichend Mittel bereit-
gestellt werden.

Darüber hinaus verschärfen vor allem der hohe
Flächenverbrauch und die intensive Flächennut-
zung in der Metropolregion Hamburg den Erhalt
der Artenvielfalt. Laut dem NABU hat Hamburg in
den letzten Jahren den höchsten Flächenver-
brauch aller deutschen Großstädte zu verzeichnen.
Der Flächenverbrauch lag bei 360 Hektar pro Jahr.
Naturverträglich sollen maximal 60 Hektar pro Jahr
sein; das muss aufhören. Und wenn die SPD in ih-
rem Antrag richtigerweise schreibt, dass zur Le-
bensqualität natürlich auch gehöre, dass zusätzli-
che Wohnungen und Gewerbegebiete ausgewie-
sen werden und zusätzliche Wohnungen gebaut

werden müssten, dann ist das richtig, aber Land-
schaftsschutz und Naturschutzgebiete dürfen dafür
nicht angeknabbert werden.

(Beifall bei der LINKEN und bei Jens Ker-
stan GAL)

Sie weisen darauf hin, dass Paragraf 9 Absatz 1
des Hamburgischen Naturschutzausführungsge-
setzes vom letzten Senat unzulänglich umgesetzt
wurde. Wir begrüßen Ihren Berichtsantrag, haben
allerdings genau wie Herr Kerstan den Eindruck,
dass Sie damit Ihrer Senatorin Blankau Beine ma-
chen wollen. Ich glaube, das ist auch nötig. Gera-
de das, was Herr Buschhüter gesagt hat, bestätigt
es noch einmal eindrücklich. Es war so ein
bisschen wie das Singen im Wald. Gelingt es nicht,
in den kommenden Jahren finanzielle und perso-
nelle Ressourcen in die fachlichen Konzepte und
die Umsetzung des Biotopverbunds zu investieren,
bleibt die 15-Prozent-Marke eine leere Hülse. DIE
LINKE unterstützt die Sicherung von 15 Prozent
der Stadtfläche, um ein zusammenhängendes
Netz von Biotopen zu errichten. Damit kann die
Natur so geschützt werden, dass der Erhalt der na-
türlichen Lebensgrundlagen möglich ist. Gerade
angesichts des fortschreitenden Klimawandels ist
es notwendig, dass zusammenhängende Flächen
geschaffen und zur Verfügung gestellt werden.

Für DIE LINKE ist eine Beteiligung der Umweltver-
bände sehr wichtig, darauf haben auch schon an-
dere Redner hingewiesen. Daher haben wir diesen
Zusatzantrag eingebracht, und wir freuen uns,
dass er von allen unterstützt wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich komme zum FDP-Antrag. Er ist wirklich aben-
teuerlich. Diese Terminierung finde ich geradezu
angsteinflößend. Wenn ich mir vorstellen soll, dass
im Jahre 2020 und 2025, das heißt, in acht oder in
13 Jahren, immer noch derselbe Senat die Regie-
rung stellt, dann wird mir angst und bange. Das ist
etwas, was ich mir wirklich nicht wünsche.

(Beifall bei der LINKEN und bei André Tre-
poll CDU, Christa Goetsch und Jens Ker-
stan, beide GAL)

Ich bin eigentlich auch ziemlich sicher, dass es
Sie, wenn Sie dies in acht oder 13 Jahren vom Se-
nat sichergestellt haben wollen, in dieser Bürger-
schaft gar nicht mehr gibt.

(Beifall bei der LINKEN und bei Christa
Goetsch GAL)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Nun hat Frau
Senatorin Blankau das Wort.

Senatorin Jutta Blankau: Frau Präsidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Wir kennen
Hamburg nicht nur als Hafenstadt und Metropole.
Hamburg ist für uns – das sage ich auch für uns al-
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le in der Bürgerschaft – genauso selbstverständlich
eine grüne Stadt am Wasser.

(Beifall bei der SPD)

Eine grüne Stadt am Wasser ist sie nicht nur we-
gen ihrer vielen Straßenbäume und den vielen
Parks, wegen des Grüns rund um Alsterlauf und
Alstersee, sondern auch wegen der großen Zahl
der von Ihnen eben schon erwähnten Natur- und
Landschaftsschutzgebiete. Ich möchte nur darauf
hinweisen, dass wir im vergangenen Jahr mehrere
Naturschutzgebiete erweitert haben, ich erwähne
nur das Rodenbeker Quellental, und wir werden
das dieses Jahr fortsetzen.

(Beifall bei der SPD)

Mit dieser großen, geschützten Fläche nehmen wir
übrigens bundesweit einen Spitzenplatz ein, und
das ist etwas, worauf wir alle gemeinsam stolz sein
können. Diese Flächen bieten vielen Arten Schutz,
sie sorgen für Freiräume und bringen handfeste
Lebensqualität für die Hamburgerinnen und Ham-
burger mit sich. Sie bieten für sich genommen aber
noch nicht den nötigen Schutz für die vielen Arten,
die wir zu Hause in unserer Stadt gefunden haben.
Genau dafür brauchen wir den Biotopverbund, und
deswegen begrüße ich auch die Initiative der
SPD-Bürgerschaftsfraktion.

(Beifall bei der SPD und Heiterkeit bei der
GAL und der LINKEN – Dora Heyenn DIE
LINKE: Das hätte ich jetzt nicht gedacht! –
Jens Kerstan GAL: Echt Glück gehabt!)

Entscheidend ist, dass die Arten in der Stadt nicht
nur Schutzräume haben, sondern dass sie sich
auch vernetzen können und dass es räumliche
Verbindungen zwischen den einzelnen Biotopen
und Rückzugsräumen gibt. Frau Heyenn, insoweit
haben Sie recht, wir müssen natürlich auch mit den
anderen Nachbarbundesländern zusammenarbei-
ten, und das tun wir auch.

(Beifall bei Anne Krischok [SPD] und Dr. Mo-
nika Schaal SPD)

Darüber hinaus verhindern solche Bewegungsräu-
me, dass Lebensräume voneinander abgeschnit-
ten sind, dass Teilpopulationen genetisch vonein-
ander getrennt werden und schützen auch vor ne-
gativen Einflüssen von außen. Auch das ist ein
Grund dafür, warum wir schon mit den Nachbarlän-
dern zusammenarbeiten.

Der Biotopverbund ist also ein entscheidend wichti-
ges Element des Naturschutzes, deswegen wird
auch schon lange darüber diskutiert. Es geht jetzt
aber tatsächlich darum, ihn nach langen Ankündi-
gungen praktisch umzusetzen.

(Beifall bei der SPD)

Ähnlich wie es uns vor Kurzem gelungen ist, ge-
meinsam mit Niedersachsen und Schleswig-Hol-
stein den integrierten Bewirtschaftungsplan "Elbe-

ästuar" zu erstellen, werden wir mit Niedersachen
und Schleswig-Holstein an dem Biotopverbund
weiter arbeiten. Wir arbeiten bereits intensiv daran,
und deswegen fand ich den Antrag der LINKEN
unterstützenswert, weil die Umweltverbände mit
einbezogen werden müssen; auch das tun wir be-
reits. Es mag sein, dass es hin und wieder, Herr
Kerstan, Anmerkungen von den Umweltverbänden
gibt, dass ihnen etwas nicht gefällt.

(Antje Möller GAL: Anmerkungen!)

Aber darüber müssen wir auch diskutieren, und ich
bin mir sicher, dass die Diskussion über die im An-
trag bereits genannten Eckpunkte zwischen uns
mit den Bürgerschaftsfraktionen im Umweltaus-
schuss und mit den Umweltverbänden zu einem
Ergebnis führen, das nicht in weiter Ferne liegt,
sondern nahe dran ist. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Wenn keine
weiteren Wortmeldungen vorliegen, kommen wir
zur Abstimmung. Zunächst zum Antrag der
FDP-Fraktion aus Drucksache 20/3646.

Wer möchte diesen annehmen? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Damit ist dieser Antrag abge-
lehnt.

Weiter zum Antrag der Fraktion DIE LINKE aus
Drucksache 20/3675.

Wer diesem seine Zustimmung geben möchte, den
bitte ich nun um das Handzeichen. – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Damit ist dieser Antrag einstim-
mig angenommen.

Schließlich zum SPD-Antrag aus Drucksache
20/3533.

Wer möchte diesem seine Zustimmung geben?
– Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist auch
dieser Antrag einstimmig angenommen.

Ich rufe nun die Punkte 52, 53 und 54 auf. Das
sind die Drucksachen 20/3523, 20/3524 und 20/
3525, Anträge der CDU-Fraktion: 50er-Schuppen
und Hafenmuseum durch neuen Anleger attraktiver
machen!
Hafenmuseum: Sanierungsfonds 2020 – Hochwas-
serschutz der 50er-Schuppen sichern!
Hafenmuseum: Projekt Oral History sichern – Ha-
fengeschichte bewahren.

[Antrag der CDU-Fraktion:
50er-Schuppen und Hafenmuseum durch neu-
en Anleger attraktiver machen!
– Drs 20/3523 –]

[Antrag der CDU-Fraktion:
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Hafenmuseum: Sanierungsfonds 2020 – Hoch-
wasserschutz der 50er-Schuppen sichern!
– Drs 20/3524 –]

[Antrag der CDU-Fraktion:
Hafenmuseum: Projekt Oral History sichern
– Hafengeschichte bewahren!
– Drs 20/3525 –]

Zu den Drucksachen 20/3523 und 20/3525 liegen
Ihnen als Drucksachen 20/3647 und 20/3648 je-
weils Anträge der FDP-Fraktion vor.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Antrag 20/3523 – 50er-Schuppen und Hafenmu-
seum durch neuen Anleger attraktiver machen!
– Drs 20/3647 –]

[Antrag der FDP-Fraktion:
Antrag 20/3525 – Hafenmuseum: Projekt Oral
History sichern – Hafengeschichte bewahren
– Drs 20/3648 –]

Alle fünf Drucksachen möchte die FDP-Fraktion an
den Kulturausschuss überweisen. Wer wünscht
das Wort? – Herr Wankum, bitte, Sie haben es.

Bevor der Redner anfängt, bitte ich Sie, ein
bisschen Ruhe zu bewahren. Wenn Sie Gespräche
führen wollen, gehen Sie bitte aus dem Plenarsaal
hinaus, sodass wir auch dieser Debatte mit der nö-
tigen Aufmerksamkeit folgen können. – Herr Wan-
kum, bitte.

Andreas C. Wankum CDU: Vielen Dank. Sehr ge-
ehrte Präsidentin, meine Damen und Herren! Mit
dem deutschen Hafenmuseum hätte Hamburg die
nicht so schnell wiederkehrende Chance, zumin-
dest mithilfe von Bundes- und Sponsorenmitteln,
vielleicht auch mit europäischen Mitteln, den deut-
schen Museen von internationalem Rang wie der
Völklinger Hütte, der Zeche Zollverein oder der
Berliner Museumsinsel eine weitere Perle hinzuzu-
fügen und, wenn man es richtig macht, gleichzeitig
wesentliche Probleme der Historischen Museen zu
lösen.

(Beifall bei der CDU)

Bis dahin ist es noch ein weiter Weg. Doch jeder
noch so mühsame Weg, jeder noch so lange
Marsch, jedes noch so ambitionierte Ziel beginnt
mit den ersten Schritten. Wenn man diese nicht
geht, dann wird das Ziel nicht erreicht.

An dieser Stelle möchte ich meinen Dank und den
Dank unserer Fraktion an die zahlreichen ehren-
amtlichen und hauptamtlichen Helfer des Hafen-
museums richten, die sich bereits seit Langem mit
Leib und Seele für das Hafenmuseum an der
Strecke der 50er-Schuppen einsetzen.

(Beifall bei der CDU und bei Christa Goetsch
GAL und Norbert Hackbusch DIE LINKE)

Mit ihnen gemeinsam hoffen wir, dass dort, welt-
weit wohl einmalig, in der lebendigen und kraftvol-
len Umgebung des Hamburger Hafens etwas ent-
steht, das daran erinnert, dass Hamburg und
Deutschland stark geworden sind und was Ham-
burg und Deutschland wohlhabend gemacht hat.
Die Zeche Zollverein in Essen erinnert an das The-
ma Rohstoff und Rohstoffförderung. Die Völklinger
Hütte erinnert an das deutsche Ingenieurwesen
und die Herstellung deutscher Industrieprodukte.
All das hätte aber nicht zu unserem Wohlstand ge-
führt, wenn nicht über Deutschlands Tor zur Welt
seit Jahrhunderten der Warenaustausch stattge-
funden hätte.

An diese Geschichte zu erinnern, an die Geschich-
te der Menschen, die im wahrsten Sinne des Wor-
tes ihren Buckel hingehalten haben und dafür ge-
sorgt haben, dass die Schiffe be- und entladen
wurden, an wagemutige Unternehmer, an Men-
schen, deren Schicksal mit Hamburg dadurch ver-
bunden ist, dass sie von hier aus den Sprung in ei-
ne neue Welt, in neue Hoffnung gewagt haben, ist
unsere Aufgabe, die heutige und zukünftige Gene-
ration daran zu erinnern, unsere Verpflichtung.

Die drei historischen Gebäude auf dem Kleinen
Grasbrook durch die Einbeziehung in den Hoch-
wasserschutz zu sichern, muss uns doch 2 Millio-
nen Euro aus dem Sanierungsfonds 2020 wert
sein. 700 000 Euro aus den zu erwartenden Ein-
nahmen der Kulturtaxe, die auf Initiative unserer
Fraktion zustande kommen wird,

(Christa Goetsch GAL: Das ist aber jetzt Ge-
schichtsklitterung!)

für den Bau eines Anlegers zur Verfügung zu stel-
len, damit das Museumsgelände künftig auch von
der Wasserseite vernünftig erreicht werden kann,
ist eine sinnvolle Investition. Und je 250 000 Euro
aus der Kulturtaxe 2013/2014 für das wertvolle
Projekt "Oral History" zu investieren, ist mehr als
richtig.

(Beifall bei der CDU)

Wir wissen, nicht zuletzt durch das berühmte ähn-
lich gelagerte Projekt von Steven Spielberg, wie
wichtig, wie unaufschiebbar es ist, die heutigen
und vor allen Dingen die zukünftigen Generationen
durch gefilmte Zeitzeugenberichte daran zu erin-
nern, wie es einmal war, um es heute zu verstehen
und für das Morgen zu lernen.

Mit diesen Investitionen bringen wir vor allen Din-
gen zum Ausdruck, wie wirkungsvoll die Einnah-
men aus der von uns initiierten Kulturtaxe gleich-
zeitig für den Erhalt von Kulturdenkmälern und die
Förderung des Tourismus beziehungsweise die
Stärkung der Wirtschaftskraft unserer Stadt einge-
setzt werden können.

(Beifall bei der CDU)
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Dieses, liebe Kolleginnen und Kollegen von der
SPD, sind keine Projekte für eine Partei, keine für
eine gesellschaftliche Gruppe, im Gegenteil, die-
ses sind Projekte für jeden Hamburger, so wie das
Deutsche Hafenmuseum ein Museum für jeden
Hamburger, ja sogar – und da greife ich weit hin-
aus – für jeden Europäer sein wird.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Für jeden
Weltbürger!)

– Für jeden Weltbürger, Frau Schneider, völlig rich-
tig.

In diesem Sinne werbe ich um Ihre fraktionsüber-
greifende Zustimmung zu unseren Anträgen. Liebe
Kolleginnen und Kollegen von der SPD, geben Sie
sich einen Ruck. Gerade bei dem Projekt "Oral Hi-
story" ist jeder Tag, an dem wir mit diesem Projekt
warten, ein verlorener Tag. Wir haben nicht viel
Zeit, darauf zu warten, dass Sie unsere guten An-
träge, leicht modifiziert und mit bürokratischen
Hemmnissen überfrachtet, als Ihre eigenen wieder
einbringen. Die Hamburger werden es Ihnen dan-
ken, so wie wir auch. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU – Jan Quast SPD: Das
ist jetzt aber eine echte Werbung für die Zu-
stimmung!)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Frau Dobusch,
Sie haben das Wort.

Gabi Dobusch SPD:* Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Wankum, Sie wissen doch,
wie wir alle in diesem Saal, dass der Umstrukturie-
rungsprozess rund um die Stiftung Historische Mu-
seen in vollem Gange ist. Dazu hatten wir die Kul-
turbehörde im letzten November ersucht und daran
wird, das kann ich Ihnen versichern, aktuell auch
ganz kräftig gearbeitet. Daher muss ich einfach
feststellen, dass der Zeitpunkt für diese Anträge
zum Hafenmuseum denkbar schlecht gewählt ist.
Sie wollen uns vielleicht zuvorkommen, das ist in
Ordnung, aber der Zeitpunkt ist schlecht gewählt.

(Beifall bei Ksenija Bekeris SPD)

Das gilt insbesondere, soweit die Anträge nicht nur
das aktuelle Hafenmuseum als Außenstelle des
Museums der Arbeit betreffen, sondern sich auf ein
zukünftiges Großprojekt Hafenmuseum à la Heller
beziehen. Dazu kann ich nur wiederholen, was ich
bereits in der Ausschussberatung gesagt hatte.
Dieses Hafenmuseum ist eine tolle Vision, an der
sich bereits viele, übrigens sehr, sehr unterschied-
liche Fantasien und Vorstellungen festmachen und
festmachen lassen.

(Andreas C. Wankum CDU: Interessant, in-
teressant!)

Es ist aber auch ein weiteres Leuchtturmprojekt, so
wie wir es von dem früheren Senat kennen, ver-
bunden mit den bekannten, nicht unerheblichen fi-

nanziellen Risiken für die Stadt und bei der derzei-
tigen Haushaltslage auch nur durch drastische
Kürzungen und Schließungen im übrigen Muse-
umsbereich zu realisieren.

Das wollen wir nicht. Diese Schließungen und Kür-
zungen hat Herr Heller übrigens schon in sein Kon-
zept eingearbeitet. Solch eine Umsteuerung ist,
Bundesmittel hin oder her, derzeit aus unserer
Sicht nicht zu verantworten. Zunächst einmal soll-
ten wir jedenfalls unsere bestehende Museums-
landschaft in Ordnung bringen und abwarten, zu
welchen Ergebnissen die Kulturbehörde kommt
und welche Vorschläge sie uns machen wird.

(Olaf Ohlsen CDU: Das werden wir hier nicht
mehr erleben!)

Dem vorzugreifen wäre absolut falsch. Unser Ziel
ist mehr Bürgernähe, nicht weniger. Wir setzen auf
Partizipation, Beteiligung und lokale Bezüge statt
auf Zentralisierung.

Meine Damen und Herren! Ich kann Ihnen aber
versichern, dass die SPD-Fraktion ebenfalls
großes Interesse daran hat, alle Optionen für eine
Weiterentwicklung des bestehenden Hafenmuse-
ums aufrechtzuerhalten.

(Andreas C. Wankum CDU: Sie sind lernfä-
hig!)

Die Finanzierungsvorschläge, die jetzt von der
CDU und auch von der FDP gemacht wurden, leh-
nen wir jedoch rundweg ab.

(Beifall bei der SPD)

Wir teilen das Anliegen Hochwasserschutz, aber
eine derartige Zweckentfremdung des Sanierungs-
fonds kommt überhaupt nicht in Frage. Warten Sie
doch einfach ab, wir werden eine gute Lösung fin-
den, und wir werden sie Ihnen auch rechtzeitig vor-
stellen.

In puncto Kulturtaxe – ich wiederhole es gern noch
einmal und werde es auch gern beim nächsten An-
trag Ihrerseits wiederholen – verteilen wir potenzi-
elle Erträge aus einer wie auch immer gearteten
Kulturtaxe nicht, bevor wir sie nicht wenigstens be-
schlossen haben. Sie kennen doch das aktuelle
Urteil zu München. Der negative Ausgang dieses
Prozesses bestätigt uns noch einmal in unserer
vorsichtigen, bedächtigen Haltung in dieser Frage.
Mit uns sind eben keine Schnellschüsse zu ma-
chen, die wir wenige Wochen oder Monate später
wieder korrigieren müssten.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen nämlich keine Luftschlösser bauen,
auch nicht im Hafen, die dann wieder zusammen-
fallen oder die Kosten in ungeahnte Höhen schie-
ßen lassen – auch das ist zu prüfen –, während
der kulturelle Humus in dieser Stadt, auf den wir
uns verlassen müssen, die Kleinen und Freien, völ-
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lig aus dem Blick geraten, wie das unter dem Vor-
gängersenat der Fall war.

(Roland Heintze CDU: Also Stillstand!)

Wir wollen wieder verlässliche Koordinaten für die
Kulturschaffenden in dieser Stadt. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Frau Goetsch,
Sie haben das Wort.

Christa Goetsch GAL: Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Ich merke schon, heute kom-
men wir in Sachen Kultur wieder einmal nicht zu-
sammen. Die Idee, das Hafenmuseum weiterzu-
entwickeln, ist unseres Erachtens eine Chance für
Hamburg und für die historischen Museen, aber
nicht nur für die Stiftung Historische Museen, son-
dern auch zum Beispiel für das Auswanderermuse-
um Ballinstadt; das ist sehr eindrücklich bei der
Vorstellung des Masterplans Hafenmuseum deut-
lich geworden. Es hieße Eulen nach Athen tragen,
wenn ich sage, dass der Hafen die Lebensberei-
che in Hamburg geprägt hat. Das Selbstverständ-
nis der Stadt ist ohne Hafen nicht denkbar. Inso-
fern ist es folgerichtig, die Geschichte vom Hafen
her zu erzählen. Dies sagen viele Experten, dies
hat auch die Senatorin in ihrem Interview bestätigt,
als sie diese Aussage als auf den Punkt gebracht
bezeichnete. Es ist sehr sinnvoll, vom Hafen aus
Geschichte zu erzählen. Dafür gibt es in Rotter-
dam, Connecticut, Liverpool und so weiter bekann-
te internationale Beispiele, die zeigen, dass Hafen-
museen internationale Strahlkraft haben und die
Stadtgeschichte am Hafen zusammenführen kön-
nen. Auch der internationale Kongress der mariti-
men Museen hat dieses Potenzial dem Hamburger
Hafenmuseum bescheinigt. So weit, so gut. Es
geht nicht darum, Luftschlösser zu bauen, und wir
wissen alle um die finanzielle Lage. Kurz ein Wort
an Sie, Herr Wankum. Sie behaupten, Sie hätten
die Kulturtaxe erfunden, das ist Geschichtsklitte-
rung. Ich meine, dass die CDU-Anträge eine stu-
fenweise Entwicklung des Hafenmuseums an-
schieben können. Man muss dazu nicht unbedingt
einen großen Batzen Geld in die Hand nehmen,
aber man muss anfangen, die Erstellung der Zeit-
zeugenberichte von ehemaligen und auch aktiven
Hafenarbeitern in Angriff zu nehmen. Herr Mün-
ster, Sie müssten am Besten wissen, dass dies ein
notwendiger Schritt ist.

Die Erlebbarkeit von Geschichte und Gegenwart
des Hafens ist zurzeit für die Besucher absolut un-
befriedigend, abgesehen davon, dass die Erreich-
barkeit des Hafenmuseums eine Katastrophe ist.
Die Zukunft des Hafenmuseums ist natürlich an die
verbliebenen Häuser der Stiftung Historische Mu-
seen gebunden, es ist aber eine Chance, eine ge-
meinsame Fragestellung bei der Planung eines
künftigen Hafenmuseums zu entwickeln. Im Au-

genblick sind wir in dem Dilemma – die SPD ist ge-
rade nur punktuell anwesend –, dass die Stiftung
durch eine gewisse provinzielle und vorgeschichtli-
che Museumspolitik der SPD zerfasert. Es gibt nur
noch einzelne Teile, und leider ist eine gemeinsa-
me Zukunftsplanung der Stiftung mit dem Ziel, die
Geschichte Hamburgs aus einem Guss zu erzäh-
len, im Augenblick hochschwierig. Wir erwarten mit
Spannung, wie das Konzept aussehen wird, aber
Sie haben schon dazu beigetragen, dass es nicht
mehr aus einem Guss sein kann.

Ich verstehe nicht – wir haben im Ausschuss schon
darüber gesprochen –, warum Sie eine stufenwei-
se Entwicklung nicht angehen wollen. An anderer
Stelle habe ich schon deutlich gesagt, dass es
auch die Geschichte der Arbeiterbewegung, die
Geschichte der Gewerkschaften ist. Es muss doch
ein großes Interesse vorhanden sein – auch im
Hinblick auf die ehrenamtlichen Mitarbeiter, die
vielleicht jahrelang als Hafenarbeiter geschuftet
haben –, das aufzuzeigen. Wir müssen das Hafen-
museum und seine Weiterentwicklung im Auge be-
halten, vorantreiben, und dazu finde ich die CDU-
Anträge geeignet, man könnte sie zum Beispiel
überweisen. Es sind auch substanzerhaltende
Maßnahmen notwendig, da einiges schon ver-
kommt. Und wenn Sie sich einmal diese wackelige
Gangway-Konstruktion vor Augen führen, dann
muss Ihnen doch klar sein, dass es höchste Eisen-
bahn ist, am Anleger etwas zu tun. Das kann kein
dauerhafter Zustand sein. Deshalb sind die Anträ-
ge sinnvoll, sowohl zur "Oral History" als auch zum
Anleger und zum Hochwasserschutz. Es ist natür-
lich in der Perspektive eine teure Angelegenheit,
das ist nicht von heute auf morgen zu machen, ich
würde einem Stufenplan zustimmen.

Nun komme ich noch zum Thema Kulturtaxe. Dass
die FDP das nicht mitmacht, ist klar, weil sie die
Taxe grundsätzlich nicht will.

(Olaf Ohlsen CDU: Danach geht es ja nicht!)

Aber unter kulturtouristischen Aspekten ist ein Ha-
fenmuseum natürlich eine spannende Sache. So
ein Projekt hat auch mit Tourismusförderung zu tun
und kann nationale und internationale Besucher
anziehen. Insofern kann man ohne Weiteres diese
Finanzierung wählen. Ich plädiere dringend für ei-
ne Überweisung der Anträge, damit wir zum gege-
benen Zeitpunkt das Hafenmuseum nicht aus dem
Auge verlieren. Wir tun uns keinen Gefallen, es
hängen zu lassen, das Thema muss zusammen
mir der Stiftung diskutiert werden. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und bei Arno Münster
SPD)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Frau Suding,
Sie haben das Wort.
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Katja Suding FDP:* Frau Präsidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Es besteht kein Zweifel, dass
das Hafenmuseum für die kommenden Jahre eines
der zentralen Projekte für die Museumslandschaft
in unserer schönen Stadt sein wird.

(Glocke)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel (unterbre-
chend): Verzeihen Sie, Frau Suding. Ich finde es
unangemessen, wenn Frau Suding immer lauter
sprechen muss, um Sie zu übertönen. Ich fände es
angemessen, wenn Sie leiser werden würden.
– Frau Suding, Sie haben das Wort.

Katja Suding FDP (fortfahrend): Danke, Frau Prä-
sidentin. Seit einem Besuch des Kulturausschus-
ses im Hafenmuseum im Jahr 2008 bestehen die-
se grundsätzlichen Überlegungen, die Aktivitäten
aller Museen im Bereich der Hafenausstellungen
an einem zentralen Standort zu bündeln. Das
macht meiner Meinung nach durchaus Sinn. Mit
der Vorlage des Masterplans Hafenmuseum durch
das Studio Andreas Heller und der Ausschussbe-
fassung im vergangenen November liegt erstmals
ein konkretes Konzept für die Ausgestaltung vor.
Offen ist indes immer noch, wie die nötigen Investi-
tionen durch die Stadt zu schultern sind, und der
Masterplan geht darüber hinaus auch noch von ei-
nem jährlichen Defizit aus. Die Stadt und die
bestehende Stiftung Historische Museen werden
auf jeden Fall allein kaum in der Lage sein, die
Kosten aus dem eigenen Haushalt zu schultern.
Es besteht allerdings viel Hoffnung, dass das Ha-
fenmuseum Hamburg zu einer Institution mit natio-
naler und auch internationaler Strahlkraft werden
kann. Deswegen unterstützt die FDP-Fraktion die-
ses Vorhaben ausdrücklich.

(Beifall bei der FDP)

Wir sind uns aber auch bewusst, dass die Stadt in
der jetzigen Situation nicht in der Lage ist, das Pro-
jekt allein zu finanzieren. Bei der Umsetzung se-
hen wir deshalb den Bund in der Pflicht. Das Ha-
fenmuseum ist nach unserer Auffassung von ge-
samtstaatlich kultureller Bedeutung, weil es ein Teil
unseres kulturellen Erbes präsentieren soll. Des-
halb werden wir die Initiative auf Bundesebene un-
terstützen und bei der Bundesregierung und dem
Kulturstaatsminister dafür werben. Bei der Reali-
sierung liegt auf jeden Fall noch ein weiter Weg vor
uns. Eine der Grundlagen könnte durch die Aufar-
beitung der Hafengeschichte durch Zeitzeugen ge-
schehen und auch die Verbesserung der wasser-
seitigen Zugänglichkeit ist dazu geeignet, die At-
traktivität des Hafenmuseums erheblich zu stei-
gern. Zur Unterstützung der gemeinnützigen Aktivi-
täten rund um die Restaurierung der 50er Schup-
pen ist die Stadt also gefordert, die Schaffung der
notwendigen Infrastruktur zu unterstützen.

(Arno Münster SPD: Die sind doch gerade
restauriert worden!)

Ich möchte an dieser Stelle gar nicht mehr viel da-
zu sagen, Herr Wankum hat schon ausgeführt,
was im Antrag gefordert ist. Für uns als FDP-Frak-
tion ist aber grundsätzlich klar, dass die Umset-
zung des Masterplans Hafenmuseum intensiver
Vorbereitungen bedarf und nicht übers Knie gebro-
chen werden kann. Dennoch gibt es auch Maß-
nahmen, die wir bereits heute sinnvoll umsetzen
könnten und von denen ein zukünftiges Hafenmu-
seum auch profitieren kann. Die FDP-Fraktion hat
deshalb beantragt, die drei CDU-Anträge an den
Kulturausschuss zu überweisen,

(Olaf Ohlsen CDU: Da gehören sie auch
hin!)

gemeinsam mit den beiden FDP-Zusatzanträgen.
Uns geht es konkret darum, die Maßnahmen solide
zu finanzieren, um sie schließlich auch umsetzen
zu können.

(Beifall bei der FDP und bei Olaf Ohlsen
CDU)

Meine Damen und Herren! Wir haben hier schon
häufiger darüber gesprochen – auch wenn sie von
den meisten Fraktionen in diesem Hause politisch
gewollt ist, wird sie von der FDP-Fraktion konse-
quent abgelehnt –, dass keineswegs sicher ist,
dass jemals die Einnahmen aus der Kulturtaxe zur
Verfügung stehen werden. Die rechtliche Proble-
matik kennen wir, Frau Senatorin Kisseler hat be-
reits darauf hingewiesen, auch Frau Dobusch hat
darüber gesprochen, und ich muss ihr tatsächlich
einmal recht geben. Die SPD-Fraktion hat deshalb
ihre Bettensteuerpläne wenigstens auf das
Jahr 2013 verschoben, das war sinnvoll. Von den
Kollegen aus der CDU-Fraktion allerdings hätte ich
etwas mehr erwartet. Eine Fraktion, die für sich die
Oppositionsführerschaft proklamiert, kann nicht
Gelder verteilen, bevor deren Existenz überhaupt
gesichert ist.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
SPD – Jan Quast SPD: Bravo!)

Das entspricht nicht dem Anspruch der FDP an ei-
ne verlässliche Haushaltspolitik und, liebe CDU-
Fraktion, das sollte auch nicht Ihr Anspruch sein.

(Beifall bei der FDP – Jan Quast SPD: Lei-
der ist es anders!)

Aber hier geht es nicht vorrangig um die Kulturta-
xe. Wir unterstützen die vorgeschlagenen und
sinnvollen Maßnahmen, und wir wollen sie verläs-
slich finanzieren. Ohne vorliegenden Haushalts-
plan-Entwurf ist das natürlich nicht besonders ein-
fach,

(Gabi Dobusch SPD: Ja, der Zeitdruck!)
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deswegen ist es sinnvoll, die Anträge an den Kul-
turausschuss zu überweisen, um im Zuge der
Haushaltsberatungen,

(Gabi Dobusch SPD: Zu den Haushaltsbera-
tungen!)

die uns in den nächsten Monaten ereilen werden,
zu beraten und nach konkreten Finanzierungsmög-
lichkeiten zu suchen. Einfach nur abzuwarten
– Frau Dobusch, Sie haben das Wort "abwarten"
gleich dreimal benutzt – wird nicht funktionieren,
und abwarten sollte auch nicht das Motto der neu-
en SPD-Kulturpolitik sein.

(Beifall bei der FDP)

Unterstützen Sie also das von uns beantragte
Überweisungsbegehren an den Kulturausschuss
und lassen Sie uns dann gemeinsam nach Mög-
lichkeiten suchen, die Voraussetzungen für die
Umsetzung des Hafenmuseums zu schaffen.
– Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Herr Hack-
busch, Sie haben das Wort.

Norbert Hackbusch [DIE LINKE]:*

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Ich
freue mich schon seit einiger Zeit über die neue
Kulturbeflissenheit der CDU.

(Jan Quast SPD: Opposition tut auch da
gut!)

Das hebt sich wohltuend gegenüber früheren Posi-
tionen ab. Leider aber, Herr Wankum, gab es in Ih-
rer Rede für meinen Geschmack etwas zu viel
Selbstlob. Die Hinweise, was Sie alles in Gang ge-
setzt hätten, waren ein bisschen übertrieben, aber
ich will Sie trotzdem loben, weil Sie neue Initiativen
entwickeln. Ich freue mich auch, dass die Sozialde-
mokratie, nachdem sie eben so schwach vertreten
war, zu neuem Leben erwacht ist und wieder die
Reihen gefüllt hat,

(Jan Quast SPD: Wegen Deiner Rede! – Dr.
Andreas Dressel SPD: Ja, wir haben aufge-
gessen!)

sodass wir nun gemeinsam dieses Thema diskutie-
ren können. Wir wissen, dass es ein sehr wichtiges
Thema für diese Stadt ist, weil, wie wir auch
gestern festgestellt haben, der Hafen das Herz die-
ser Stadt ist und in der Entwicklung und Geschich-
te Hamburgs einen entscheidenden Platz ein-
nimmt. Dementsprechend ist es wichtig, sich lang-
fristig genaue Gedanken zu machen und die auch
nicht einzuschränken. Ich kann mir vorstellen, dass
innerhalb der SPD unterschiedliche Auffassungen
existieren. Das bedeutet aber nicht, dass wir im
Parlament nicht gemeinsam Ideen entwickeln soll-
ten, wie man das Hafenmuseum voranbringen

kann. Es geht nicht um eine Vision – die SPD hatte
schon immer Schwierigkeiten mit Visionen, Begrif-
fe wie Arzt tauchen dann auf –,

(Beifall bei Robert Heinemann CDU – Arno
Münster SPD: Bisher war es sachlich! Jetzt
wirst du unsachlich!)

Tatsache ist, dass bereits ein Hafenmuseum exi-
stiert. Es wird von sehr vielen Menschen, die im
Hafen gearbeitet haben, ehrenamtlich getragen.
Als Zeitzeugen halten sie das Museum aufrecht,
das sollten wir achten und unterstützen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Christa
Goetsch GAL)

Dazu gehört, dass wir uns damit ausführlich befas-
sen. Nur weil es eine Möglichkeit gibt, die relativ
teuer sein könnte, ist das kein Grund, das Thema
auf die lange Bank zu schieben. Unsere Aufgabe
ist trotzdem, das Projekt jetzt weiterzuentwickeln,
weil die Menschen unsere Unterstützung auf jeden
Fall brauchen. Etliche Vorschläge, die eben die
CDU gemacht hat, pragmatische kleine Schritte,
können die gegenwärtige Arbeit unterstützen. We-
nigstens in einigen Punkten, zum Beispiel beim
Flutschutz, könnten wir doch gemeinsam etwas
verbessern.

(Beifall bei der LINKEN, vereinzelt bei der
CDU und bei Christa Goetsch GAL)

Bei der SPD taucht gegenwärtig ein Politikver-
ständnis auf, das mir nicht gefällt. Ich verstehe gut,
dass Sie als Regierungspartei immer Ihre knappe
Mehrheit zusammenhalten müssen und vorsichtig
sind, weil in der Kultur, Stichwort Bergedorf, eini-
ges ins Schlittern geraten ist, und Sie nicht wollen,
dass so etwas noch einmal passiert. Es kann aber
nicht sein, dass wir als Parlament nicht zum Zuge
kommen, nur weil die SPD intern kulturpolitische
Probleme hat.

(Dr. Andreas Dressel SPD und Dirk Kien-
scherf SPD: Nein, haben wir nicht!)

Wir sollten diese Fragen weiterhin diskutieren kön-
nen.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der GAL)

Sie sollten durchaus die politische Offensive wa-
gen und gemeinsam mit dem Parlament Lösungen
entwickeln. Es muss nicht sofort zu Beschlüssen
kommen, aber es muss zumindest zu einer Diskus-
sion kommen. Die politische Art, die momentan in
der SPD heranwächst, gefällt mir nicht.

Das äußert sich übrigens auch in einer zweiten An-
gelegenheit, die zu diesem Thema gehört. Die Bet-
tensteuer oder Bettenkultursteuer – ich weiß den
Namen beim besten Willen immer noch nicht,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Kultur- und Tou-
rismus-Bettensteuer!)
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Betten-, Kultur- und Tourismussteuer, wir werden
sicher einen schönen Namen finden – haben wir
durchaus mit Leidenschaft diskutiert. Die CDU will
etwas vorschnell die Gelder schon verteilen, ich
bin auch unruhig und möchte das gern, aber ich
merke, dass wir in der Diskussion nicht vorankom-
men. Wir haben den Antrag großzügig überwiesen,
wir wollten eine Expertenanhörung, um in der Lage
zu sein, das politisch zu diskutieren. Seitdem düm-
pelt das Thema im Wirtschaftsausschuss, kaum et-
was passiert, obwohl es doch ein wichtiges Thema
für diese Stadt ist. Das bedeutet wiederum nicht,
dass wir sofort Lösungen bereit haben, sondern
dass wir eine politische Diskussion darüber führen
müssen, und zwar gemeinsam als Parlament, da-
mit das Thema nicht einschläft, wie es gegenwärtig
den Anschein hat.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das wird nicht
schlafen!)

Deshalb fordere ich, dass wir im Wirtschaftsaus-
schuss schnell zu einer Expertenanhörung kom-
men, damit dann auch der Kulturausschuss in sei-
ner großen Lebendigkeit das Thema behandeln
kann.

(Beifall bei der LINKEN und bei Christa
Goetsch GAL – Dr. Andreas Dressel SPD:
Mit einem guten Vorsitzenden! – Gabi Do-
busch SPD: Bis 2013 ist noch lange hin!)

Ich möchte Ihnen zum Schluss eine Angst neh-
men, weil ich weiß, dass entscheidend ist, wie das
damals mit der Elbphilharmonie war. Alle Pläne,
die ich gesehen habe und die jetzt diskutiert wer-
den, sehen ein völlig anderes Konzept vor. Es hat
auch nicht diese Leuchtturmfunktion und basiert
viel stärker auf schon Vorhandenem. Ich glaube,
dass wir die Situation der Historischen Museen
eher durch einen Schritt nach vorn als durch Seit-
wärtsschritte lösen. Das ist meine Auffassung, und
das sollten wir im Kulturausschuss genauer disku-
tieren.

(Beifall bei der LINKEN und bei Christa
Goetsch GAL)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Wenn keine
weiteren Wortmeldungen vorliegen, kommen wir
zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Überweisung der Drucksachen
20/3523, 20/3524 und 20/3525 sowie 20/3647 und
20/3648 an den Kulturausschuss zu? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Damit ist das Überwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Dann lasse ich in der Sache abstimmen. Zunächst
zum Antrag der FDP-Fraktion aus der Drucksache
20/3647.

Wer möchte sich diesem anschließen? – Gegen-
probe. – Enthaltungen? – Damit ist der Antrag ab-
gelehnt.

Wir kommen zum Antrag der CDU-Fraktion aus
Drucksache 20/3523.

Wer möchte diesem seine Zustimmung geben?
– Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist dieser
Antrag abgelehnt.

Weiter zum Antrag der CDU-Fraktion aus Drucksa-
che 20/3524.

Wer möchte diesen annehmen? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Damit ist auch dieser Antrag
abgelehnt.

Nun zum Antrag der FDP-Fraktion aus Drucksache
20/3648.

Wer diesen annehmen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. – Gegenprobe. – Enthaltungen?
– Damit ist auch dieser Antrag abgelehnt.

Schließlich zum CDU-Antrag aus Drucksache
20/3525.

Wer möchte diesen beschließen? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Damit ist auch dieser Antrag
abgelehnt.

Ich rufe nun den Punkt 46 auf, das ist die Drucksa-
che 20/3343, Antrag der GAL-Fraktion: Für eine
nachhaltige Essensversorgung in Schulen sorgen
– Produktionsküchen einrichten!

[Antrag der GAL-Fraktion:
Für eine nachhaltige Essensversorgung in
Schulen sorgen – Produktionsküchen einrich-
ten!
– Drs 20/3343 –]

Auch wenn Sie jetzt essen gehen wollen, bitte ich
um Ruhe, sonst wissen Sie nicht, was wir beraten.
– Danke.

Diese Drucksache möchten die Fraktionen der
GAL und der FDP an den Schulausschuss über-
weisen. Die GAL-Fraktion möchte die Drucksache
zusätzlich mitberatend an den Haushaltsaus-
schuss überweisen.

Wer wünscht das Wort? – Frau Dr. von Berg, Sie
haben es.

Dr. Stefanie von Berg GAL:* Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Schulpolitik ist nur dann
erfolgreich, wenn sie vom Kind her gedacht und
gleichzeitig für das Kind gemacht ist. Schulpolitik
soll darüber hinaus die ganze Gesellschaft stärken,
denn Schulpolitik ist immer auch Sozialpolitik. Ge-
nau das haben wir mit unserem Antrag in den Blick
genommen. Der Grund für diesen Antrag ist die
gegenwärtige Lage in den Schulen. Alle Hambur-
ger Schulen werden derzeit in Ganztagsschulen
umgewandelt und diejenigen von Ihnen, die schul-
pflichtige Kinder haben oder hatten, kennen die
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Beschwerden ihrer und anderer Kinder. Die sagen
nämlich, das Essen schmeckt nicht.

(Andy Grote SPD: Das sagen sie zu Hause
aber auch!)

Die sagen, das Essen sieht immer so komisch aus
und ist matschig, das Essen ist lauwarm. Sie sa-
gen, wir dürfen gar nicht auswählen, was es gibt.
Dann fragen sie irgendwann, Mami, kommt das
Essen eigentlich immer aus Aluboxen? Und ir-
gendwann fragen sie dann, darf ich mittags zum
Bäcker gehen? Das wollen wir mit unserem Antrag
ändern.

(Beifall bei der GAL und bei Robert Heine-
mann CDU)

Das sind nicht nur Eindrücke aus Hamburg, die üb-
rigens in der kürzlich durchgeführten Evaluation
zur ganztägigen Bildung und Betreuung bestätigt
werden. Da wurde alles als recht gut evaluiert, nur
das Mittagessen schnitt schlecht ab. Diese Ein-
drücke, die wir auch bei unseren Kindern gesam-
melt haben, werden auch von der "Frankfurter All-
gemeinen Zeitung" bestätigt, die titelt nämlich: "Es-
sen in der Schule: Wie für die Mäuse" und "DER
SPIEGEL" befindet "Mittagessen: mangelhaft".
Das wollen wir mit Produktionsküchen ändern.

(Beifall bei der GAL)

Produktionsküchen bieten viele Chancen. Sie bie-
ten die Chance, dass das Essen den Kindern wie-
der schmeckt, dass die Kinder beim Speiseplan
einbezogen werden – Partizipation schafft nämlich
auch Akzeptanz, das wissen wir alle aus der Politik
–, dass das Essen wieder zu einem gemeinschaft-
lichen Erlebnis wird, dass es sichtbar frisch zube-
reitet wird und nicht aus der Alubox kommt, dass
es alle Nährstoffe behält und nicht so komisch mat-
schig ist, dass Kinder wieder lernen, sich ausgewo-
gen zu ernähren und – nicht zu vergessen – dass
Essen aus der Region kommen kann und man die
Region damit stärken kann. Zudem kann Schule
wieder als Lebensraum wahrgenommen werden
und nicht nur als Paukanstalt, so wie wir es im Mo-
ment als Trend wahrnehmen. Mit Produktionskü-
chen können wir Schülerinnen und Schülern auch
eine berufliche Orientierung ermöglichen. Nicht zu-
letzt bedeuten sie eine Stärkung des Stadtteils,
denn die Schülerrestaurants können sich nachmit-
tags dem Stadtteil öffnen und zu Stadtteilrestau-
rants werden. Das würde sehr stark zur Stadtteil-
entwicklung beitragen.

(Beifall bei der GAL und bei Robert Heine-
mann CDU)

Nur weiß ich bereits, dass die SPD den Antrag ab-
lehnen wird. Ich habe mich im Vorfeld gefragt, was
sie zu dieser Entscheidung bewogen hat. Sind es
vielleicht die Kosten für die Mahlzeiten? Aber ei-
gentlich kann das nicht sein. Wir haben uns eine
Studie der HAW von 2010 angeschaut, und dort ist

klar belegt, dass ab 500 Mahlzeiten die Produkti-
onsküche die günstigsten Mahlzeiten liefert. Sind
es die Kosten für den Bau? Das könnte sein. Es ist
nun aber so, dass 100 Millionen Euro für 152 noch
zu bauende Küchen oder Kantinen bereitgestellt
werden. Ein unabhängiger Gutachter hat uns eine
Berechnung vorgelegt, nach der eine Produktions-
küche nur 600 000 Euro kostet. Das heißt, rein
rechnerisch könnten wir jede Schule mit einer Pro-
duktionsküche ausstatten. Das wollen wir aber
noch nicht einmal. Wir sagen, es reicht schon,
wenn eine von vier Schulen in einer Region eine
Produktionsküche hat. Das wäre schon ein An-
fang, aber offensichtlich will die SPD auch das
nicht; ich verstehe es nicht.

(Dirk Kienscherf SPD: Wir erläutern es
gleich!)

Dagegen könnte auch das übliche Argument spre-
chen, dass alle Schulen gleich behandelt werden
sollen. Das haben wir schon häufiger gehört, zum
Beispiel in Bezug auf Schulbibliotheken. Auch die-
ses Argument kann es nicht sein, denn es gibt be-
reits 50 Schulen mit Produktionsküchen, und zwar
fünf Sonderschulen, 14 Grundschulen, knapp die
Hälfte aller Gymnasien, nämlich 21, 11 Stadtteil-
schulen, also nur jede fünfte. Dies wollen wir mit
unserem Antrag gern ändern.

(Beifall bei der GAL und bei Robert Heine-
mann, Dr. Walter Scheuerl und Viviane
Spethmann, alle CDU)

Ich frage mich nach wie vor, was es ist, das Sie
den Antrag ablehnen lässt. Viel schlimmer noch,
die SPD will ihn noch nicht einmal überweisen.
Das ist wieder einmal die Arroganz der Macht, die
wir hier zu spüren bekommen.

(Beifall bei der GAL und bei Robert Heine-
mann, Dr. Walter Scheuerl und Viviane
Spethmann, alle CDU – Karin Timmermann
SPD: Das muss gerade die GAL sagen!)

Unser Antrag – und das weiß Senator Rabe, der
leider nicht da ist, aber die Fraktion weiß es hof-
fentlich auch – wird von der Elternkammer unter-
stützt, er wird von der Gemeinschaft der Elternräte
an Stadtteilschulen unterstützt, er wird von der
Schülerinnen- und Schülerkammer unterstützt, er
wird von den Schulleiterinnen und Schulleitern der
Stadtteilschulen unterstützt. Das heißt, wir haben
ein breites Bündnis. Auf Facebook gibt es eine
Gruppe, die sich quer durch die Fraktionen gegrün-
det hat.

(Dr. Walter Scheuerl CDU: "Wir wollen ler-
nen!" auch!)

– Auch "Wir wollen lernen!", das erwähne ich extra.

Ganz neue Bündnisse haben wir hier,

(Dr. Martin Schäfer SPD: Glückwunsch!)
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und trotzdem hört Herr Senator Rabe nicht auf die
Stimmen in dieser Stadt. Meine Prophezeiung ist,
dass ihm das noch auf die Füße fallen wird. Wenn
Sie nicht auf die Stimmen dieser Stadt hören, dann
werden Sie irgendwann Gegenwind verspüren.
Darauf werden wir uns mit Sicherheit einstellen
müssen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Vizepräsidentin Dr. Eva Gümbel: Herr Lein, Sie
haben das Wort.

Gerhard Lein SPD:* Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Gesunde Ernährung für unsere Kinder ist von be-
sonderer Bedeutung, aber sie wird, wenn man Be-
obachtungen von Food-Watch zur Kenntnis nimmt
oder auch die eigenen Augen aufmacht, vielerorts
von Herstellern übersüßter, überfetteter, energie-
reicher und ballaststoffarmer Produkte und ihrer
Werbestrategen unterlaufen. Da kommt es der Ge-
sundheit unserer Kinder gut entgegen, dass wir
über die dynamische Ganztagsschulentwicklung
Einfluss auf gesunde Ernährung nehmen können
und das auch wollen. Dieser Möglichkeit ist sich
die SPD bewusst und will sie fördern.

(Beifall bei Dirk Kienscherf SPD)

Sie will auch auf die Stimmen der Bürgerinnen und
Bürger hören, liebe Frau Kollegin. Mit einem groß-
artigen Wahlergebnis hat sie von dieser Stadt
einen Auftrag bekommen. Wir würden das nicht
tun, wenn es zur Folge hätte, dass dieses Wahler-
gebnis in drei Jahren nicht wiederholt würde. Wir
fühlen uns auf einem richtigen Weg.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der GAL
und der CDU – Jens Kerstan GAL: Da ist
der Papst ja bescheidener als Sie, meine
Güte!)

– Ach, Gott oh Gott, Herr Kerstan, so fromm wie
Sie bin ich gar nicht.

(Jens Kerstan GAL: Das glaube ich! – Vize-
präsidentin Kersten Artus übernimmt den
Vorsitz.)

Kinder sollen an unseren Schulen eine ausgewo-
gene Mittagsverköstigung bekommen, und sie soll
bezahlbar sein, das will ich hinzufügen. Weniger
einig sind wir uns natürlich darüber, ob an mög-
lichst allen Schulen frisch gekocht und zubereitet
werden sollte. Die GAL fordert frisch und frei und
unabhängig von jeder ernsthaften Kostenkalkulati-
on, an möglichst allen Schulen Produktionsküchen
einzurichten. Huckepack fällt dann noch die Forde-
rung nach einem gesunden Frühstück vor Schulbe-
ginn an, ohne zu sagen, wer es bezahlt. Machen
wir uns klar, dass der Maßstab für die Hamburger
Schulverpflegung die Qualitätsstandards der DGE,

der Deutschen Gesellschaft für Ernährung, sind.
Sie sind die Grundlage der Angebote, bei denen
die Schulen Verträge eingehen dürfen. Solche Mit-
tagessen sollen von Firmen hergestellt werden, die
Schulverpflegung zu ihrem Kerngeschäft zählen,
entweder vor Ort oder im sogenannten
Cook-and-Chill-Verfahren.

Vizepräsidentin Kersten Artus (unterbrechend):
Herr Lein, gestatten Sie eine Anmerkung des Ab-
geordneten Dr. Scheuerl?

Gerhard Lein SPD (fortfahrend): – Nein, denn den
ersten Teil der Debatte hat er gar nicht zur Kennt-
nis genommen.

(Zuruf von der SPD: Er hat sie geschwänzt!)

– Das will ich so nicht formulieren, aber wahr ist
es.

Ein über viele Stunden warm gehaltenes und vit-
aminlos gewordenes Essen wird es in Hamburg
nicht geben. Leider suggeriert der vielfach genutz-
te Begriff "Aufwärmküche" negative Assoziationen
von lauem Essen ohne Mehrwert.

Machen wir uns klar, dass die Anbieter für Schul-
verpflegung sich verpflichten müssen – wie es
auch die GAL in ihrem Antrag fordert –, ihre Mit-
glieder mit einem bestimmten Mindestverdienst
auszustatten. Nun haben wir uns allerdings am Ta-
rif der DEHOGA orientiert und nicht an einer Zahl,
die die Kosten zusätzlich hochtreibt. Der Essens-
preis von 3,50 Euro soll in der GBS nicht über-
schritten werden und sozial gestaffelt sein. Die
GAL fordert diese soziale Staffelung auch ab Klas-
se 5 außerhalb des ambitionierten GBS-Pro-
gramms dieser Regierung. In der letzten Legisla-
turperiode unter schwarz-grüner Federführung hät-
te man dies vermutlich mit kreativer Haushaltsfüh-
rung über Schulden, 1-Euro-Jobs oder als Schul-
versuch, bei dem unklar bleibt, wie die Finanzie-
rung nach dessen Auslaufen gesichert wird, finan-
ziert.

(Anja Hajduk GAL: Das ist doch Unsinn, was
Sie da erzählen!)

Das wollen und können wir nicht, und deshalb wer-
den wir derzeit weder eine Produktionsküche an je-
der Schule einrichten noch eine verpflichtende So-
zialstaffelung des Mittagessens in der Sekundar-
stufe einführen.

Im Begründungsteil findet sich Interessantes und
Lehrreiches, und manches wird von dieser Regie-
rung längst umgesetzt. Außerdem wird populistisch
über Kantinenessen dahergeredet, wie wir es auch
bei Kantinen für Erwachsene kennen.

Liebe Frau von Berg, wir werden den Antrag und
auch die Überweisung an den Ausschuss ableh-
nen, denn das würde die Sache nur verzögern.
Unsere Position ist klar. Aber, liebe GAL, vielleicht
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finden Sie im Rahmen der Haushaltsberatungen im
Herbst noch einen Weg der Mittelbeschaffung, ich
wünsche Ihnen nur Mut. – Schönen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Kersten Artus: Herr Heinemann,
Sie haben das Wort.

Robert Heinemann CDU: Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Liebe Frau von Berg, ich dan-
ke Ihnen sehr herzlich für diesen Antrag, weil er
uns zu einer Kernfrage in der Diskussion um die
Ganztagsbetreuung führt: Will man eine qualitativ
hochwertige Ganztagsbetreuung oder setzt man
bewusst Quantität vor Qualität, wie es Herr Sena-
tor Rabe leider als Marschroute vorgegeben hat?

(Beifall bei der CDU)

Es ist eben doch ein gewaltiger Unterschied, ob
man Kindern nur aufgewärmtes Essen vorsetzt
oder dieses frisch kocht. Wir befinden uns in einer
Großstadt und Kinder denken, dass Milch aus
Packungen kommt, und jetzt denken sie auch
noch, dass Essen aus Styroporverpackungen
kommt. Wenn Kinder die Möglichkeit hätten, für ih-
re Mitschülerinnen und Mitschüler zu kochen, an
der Essenszubereitung mitzuwirken und festzustel-
len, wie gesundes Essen zubereitet werden kann,
hätte das eine ganz andere Qualität.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Wenn man sich den aktuellen Stand der Evaluati-
on der GBS-Pilotstandorte anschaut, dann steht
dort ausdrücklich, dass es keinen einheitlichen, ge-
lebten Standard für die Essensversorgung gibt. Es
bestehe außerdem keinerlei Verknüpfung mit
schulischen Inhalten, also den Fragen, wie ich
mich richtig ernähre, was gesunde Ernährung ist,
woher das Essen kommt und welche Auswirkun-
gen das hat. Versuche, die Essensversorgung mit
Lernen zu verknüpfen, gibt es noch viel zu selten.
Und allzu oft nehmen die Lehrkräfte nicht am Es-
sen teil, weil sie dann selber bezahlen müssten be-
ziehungsweise nicht entsprechend eingebunden
sind.

Die Evaluation empfiehlt dem Senat eindeutig, auf
Qualitätsentwicklung gerade im Bereich der Es-
sensversorgung zu setzen, und mahnt Standards
an. In den Elternbefragungen heißt es, dass es ge-
rade in diesem Punkt einen erheblichen Verbesse-
rungsbedarf gäbe.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Man sieht, welche Priorität Herr Rabe diesem The-
ma einräumt, indem er sich die Debatte heute
schenkt. Vonseiten des Senats erfolgen keinerlei
Konsequenzen. Im Gegenteil, ohne die Schullei-
tungen vorher zu informieren, macht man diese im

Rahmenvertrag für die Essensversorgung und die
gesamte Organisation verantwortlich, stellt aber
keinerlei Ressourcen bereit. Man kann sich vorstel-
len, dass dann der erstbeste Caterer genommen
wird, da man sich als Schulleiter nicht auch noch
Gedanken um Ernährungsthemen machen kann.

Gleichzeitig wird eine Planung für die Kantinen er-
stellt, die den Erfordernissen nicht entspricht und
alles andere als genau ist. Man nimmt einfach an,
dass 50 Prozent der Kinder an der Ganztagsbe-
treuung teilnehmen werden, plant mit drei Durch-
gängen und geht davon aus, dass das schon hin-
kommen wird. Auf unsere Nachfrage im Ausschuss
musste der Senator einräumen, dass er nicht ge-
nau weiß, ob das passen wird. Wenn man sich die
Pilotstandorte anschaut, dann werden bei drei von
sechs die 50 Prozent ungefähr erreicht und an ei-
nem Standort überschritten. Das sind noch nicht
die Standorte, bei denen man nachher die höch-
sten Betreuungsquoten erwarten kann. Wir müs-
sen also davon ausgehen, dass es an einigen
Standorten vier Durchgänge geben wird und die
Kinder erst nach einer Stunde oder einer Stunde
und 20 Minuten essen dürfen. Meine Tochter hat
aber Hunger, wenn sie aus der Schule kommt, und
nicht erst anderthalb Stunden später. Herr Rabe,
das wird Ihnen noch ganz gewaltig um die Ohren
fliegen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Was das Thema Geld anbelangt, bin ich dem Se-
nat und der SPD-Fraktion sehr dankbar, dass Sie
mich finanziell von den Gebühren entlastet haben,
das ist wunderbar, aber ich hätte das Geld lieber in
die Qualität des Essens gesteckt. Das sagen auch
viele Eltern in der Studie. Herr Rabe ist nicht da,
aber vielleicht kann das jemand vom Senat aus-
richten, die Zweite Bürgermeisterin hört ja zu. Der
Senat wäre sehr gut beraten, sich das noch einmal
ganz genau anzuschauen. In der Vergangenheit
musste Herr Rabe oft genug auf Druck reagieren,
so bei den Themen Geschwisterregelung und Fle-
xibilität der Ganztagsbetreuung. Es ging immer
erst dann, wenn Facebook, die Opposition und alle
anderen aktiv wurden.

(Andy Grote SPD: Glauben Sie, dass Face-
book mehr Druck macht als die Opposition?)

– Facebook und die Opposition ergänzen sich sehr
gut.

(Beifall bei der CDU)

Hier werden ebenfalls alle aktiv werden. Das The-
ma GBS ist bei Weitem noch nicht durch, da
kommt noch sehr viel, wenn im Sommer die Ganz-
tagsbetreuung in die Fläche geht. Wir werden im
Herbst eine öffentliche Anhörung haben, und ich
prophezeie dem Schulsenator einen heißen
Herbst. Wenn er mehr Druck haben möchte, dann
kann er ihn gerne bekommen. Wir werden es uns
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nicht nehmen lassen, im Rahmen der Aus-
schussberatungen zur GBS einfach über das The-
ma Kantine und Produktionsküchen zu sprechen,
das gehört nämlich dazu. Auch wenn Sie das nicht
wollen, wir werden es tun. Sie haben noch die Ge-
legenheit, den Antrag heute zu überweisen. Damit
würden Sie wenigstens zeigen, dass Ihnen das
Thema wichtig ist. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Stefanie von
Berg, Anja Hajduk und Jens Kerstan, alle
GAL)

Vizepräsidentin Kersten Artus: Frau von Treuen-
fels, Sie haben das Wort.

Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren!
Die Essensversorgung an Hamburger Schulen ist
zweifellos nach wie vor ein Problem, und wie wir
sehen, ein großes. Es wimmelt nur so vor Proviso-
rien. Klassenzimmer, Aulen und Pausenhallen wer-
den zu Kantinen umfunktioniert. Die Schüler es-
sen, wie wir heute schon oft gehört haben, leider in
verschiedenen Schichten, manchmal in drei bis
vier. Dazu kommt das von Senator Rabe zu ver-
antwortende Organisationswirrwarr bei der Einfüh-
rung neuer GBS-Standorte. Unklar ist vielerorts
noch immer, wer für die Auswahl des Caterers, die
Organisation der Mittagspause und die Betreuung
verantwortlich ist. Dass das Thema Mittagessen in
Schulen ein Reizthema ist, hat nicht zuletzt die
Evaluation der GBS-Pilotstandorte deutlich ge-
macht.

Meine Damen und Herren! Diese Situation kann
nur verbessert werden, wenn sinnvolle Lösungen
auf Akzeptanz bei Kindern und Eltern stoßen und
auf Dauer bezahlbar sind. Deshalb finden wir den
Antrag der GAL-Fraktion im Grundsatz sehr dis-
kussionswürdig.

Ihr Antrag, liebe GAL, lässt aus unserer Sicht aber
einige Fragen offen, die wir gern mit Ihnen im
Schulausschuss diskutieren würden. Sie schätzen
die Kosten für eine Produktionsküche auf circa
600 000 Euro, aber mit einer Küche allein ist es
nicht getan, denn es braucht auch Kantinenräum-
lichkeiten. Diese Kosten haben wir in der Berech-
nung nicht gefunden.

Die Deutsche Gesellschaft für Ernährung kommt
zu dem Ergebnis, dass sich die Einrichtung einer
Produktionsküche ab 200 Mittagessen rechnet.
Diese Zahl an Essen kann nicht an jeder Schule
erreicht werden. Die GAL schlägt regionale Ver-
bünde vor, das heißt, Schulen mit Produktionskü-
che beliefern Nachbarschulen ohne eine solche
Küche. Aber wenn nur ein Teil für den eigenen Be-
darf produziert wird und der andere ausgeliefert
wird, dann stimmt die Kalkulation unserer Auffas-
sung nach nicht. Um Schulen in der Nähe zu belie-
fern, braucht man eine bezahlbare Logistik: Trans-

porter, Fahrer, Warmhaltevorrichtungen und der-
gleichen mehr. Und wer soll die Küchen betreiben,
die Schulen oder ein externer Caterer? In jedem
Fall entstehen Mietkosten, die an "Schulbau Ham-
burg" zu zahlen oder von Caterern in Form einer
Pacht zu entrichten sind. Auch diese Kosten haben
wir in der Kalkulation nicht gefunden.

Wenn ich darüber hinaus die Begründung lese, lie-
be Kollegen von der GAL, dann habe ich den Ein-
druck, mit den Schulküchen können wir die Proble-
me dieser Welt oder zumindest die sozialen Pro-
bleme dieser Stadt lösen. In den Augen der GAL
sind Schulkantinen die Lösung von Essstörungen
und Übergewicht, ein Auffangbecken für Schüler,
die keinen Praktikums- oder Ausbildungsplatz ha-
ben, und ein Garant für Mindestlöhne. Gleichzeitig
sollen sie Stadtteilrestaurant und Begegnungs-
raum sein, wenn die Mittagspause der Schule vor-
bei ist. Sie überfrachten eine im Grunde sehr gute
Idee wieder einmal mit zu hohen Ansprüchen. Die
Schulen allein können nicht die sozialen Probleme
dieser Stadt lösen, auch wenn die GAL sich das
noch so wünscht. Schulpolitik ersetzt keine Sozial-
politik.

Meine Damen und Herren! Nehmen wir alle diese
Aspekte zusammen, dann sehen wir Liberale noch
erheblichen Diskussionsbedarf. Hier wie bei man-
chem anderen Antrag der GAL gilt: Gut gemeint ist
noch lange nicht gut gemacht.

(Beifall bei der FDP)

Deshalb möchten wir den Antrag im Schulaus-
schuss diskutieren und würden uns freuen, wenn
sich die SPD dazu hinreißen lassen könnte, ihre
Meinung zu ändern, denn über diesen Antrag
muss man diskutieren.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Kersten Artus: Frau Heyenn, Sie
haben das Wort.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Ich kann da gleich an-
schließen. Japan ist nicht nur Spitzenreiter bei den
Pisa-Ergebnissen, in japanischen Schulen wird
auch jeden Tag frisch gekocht, und zwar mit
Warmhaltezeiten von höchstens einer halben Stun-
de in einheitlich bestückten Küchen von qualifizier-
tem Personal. Seit 60 Jahren wacht eine nationale
Verordnung des Bildungsministeriums darüber,
dass das Mittagessen gesund bleibt. Die japani-
schen Kinder und Jugendlichen werden angehal-
ten, am Mittagessen teilzunehmen. Das ist gut für
die Stückzahlen und sorgt dafür, dass die Kosten
relativ niedrig sind. Man kann von Japan lernen,
dass es geht.

Wie sieht es in Hamburg aus? Die Essensversor-
gung in Hamburger Schulen, das haben wir eben
schon mehrfach gehört, befindet sich in einem be-
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klagenswerten Zustand. Dazu möchte ich einige
Veröffentlichungen vorstellen.

Auf "Spiegel Online" berichtet ein Journalist von ei-
ner Stadtteilschule in Wandsbek. Von den
1450 Mädchen und Jungen an dieser Schule neh-
men rund 200 am Mittagstisch teil, das sind weni-
ger als 14 Prozent. Viele von ihnen kommen aus
den sogenannten ärmeren Schichten. Die älteren
Schüler geben ihre 2 Euro lieber woanders, näm-
lich nebenan am Kiosk, aus – ich zitiere "Spiegel-
Online" –:

"So steht das Mensa-Essen an [dieser
Schule] exemplarisch für die Schulverpfle-
gung in Deutschland. Und zu schlechter fi-
nanzieller Ausstattung und miesem Ge-
schmack kämen vielerorts noch 'schlechte
Hygiene' und eine 'mangelhafte Präsentation
des Essens in ungemütlicher Umgebung'".

So auch die Analyse von Volker Peinelt, Professor
für Ernährungswissenschaft an der Hochschule
Niederrhein und Leiter einer Zertifizierungsstelle
für Schulessen. Fünf Jahre sammelten er und sei-
ne Kollegen Daten aus über 200 Schulen. Ihre jetzt
erschienene Untersuchung macht deutlich, dass
90 Prozent der Schulkantinen Qualitätsmängel ha-
ben und nicht annährend die Standards von Be-
triebskantinen oder Hochschulmensen erreichen.
Neben den geschmacklichen, qualitativen und hy-
gienischen Mängeln spielt der Essenspreis eine
große Rolle; darauf wurde heute schon eingegan-
gen.

Auch "die tageszeitung" berichtet von dieser Stadt-
teilschule in Wandsbek. Der Träger, der das Mit-
tagessen liefert, hat dieses für 2 Euro pro Portion
zubereitet und dann versucht, den Preis auf
2,50 Euro anzuheben. Das Ergebnis war, dass im-
mer weniger Kinder am Mittagessen teilgenommen
haben. Also spielt der Preis eine große Rolle für
die Akzeptanz. Die Schulbehörde hat den Schulen
aufgetragen, dass sie nicht mehr als 3,50 Euro von
den Eltern nehmen dürfen, doch das ist offenkun-
dig für viele Eltern schon zu viel. Wir haben nicht
nur das Problem, dass viele Eltern Transferemp-
fänger sind, sondern wir haben auch viele Eltern,
die keine Transferempfänger sind und diesen Preis
nicht zahlen können; das dürfen wir nicht verges-
sen. Andererseits ist laut Trägersprecherin Petra
Lafferentz schon bei Kita-Kindern beim Mittages-
sen ein Preis von 4,50 Euro je Mahlzeit einkalku-
liert. Deshalb weichen viele Schulen auf private
Caterer aus.

Die "Hamburger Morgenpost" hat dazu geschrie-
ben:

"Beim Hamburger Schulessen geht es offen-
bar nur noch darum, möglichst billige Anbie-
ter zu finden. Dazu hat die Bildungsbehörde
eine Firmen-Liste an die Schulen geschickt,

in der auch Anbieter aus Hessen und dem
Ruhrgebiet verzeichnet sind."

Die Stadtteilschule Harburg zum Beispiel bekommt
das Essen von einem Caterer aus Baden-Württem-
berg.

Die Missstände beim Schulessen sind nicht neu,
es gab sie schon, als die GAL die Verantwortung
in der Schulbehörde trug. Was in dem Antrag fehlt,
das ist eben schon gesagt worden, ist der konkrete
Finanzierungsbedarf für das ganze Projekt Produk-
tionsküchen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ja, das ist ir-
gendwie ein gewisses Problem, deswegen
lehnen wir ihn auch ab!)

Die Finanzierung fehlt und das angesichts einer
Pressekonferenz vor einigen Tagen mit FDP, SPD
und GAL, dass die Schuldenbremse festgeschrie-
ben werden soll. Dann nicht zu sagen, wie teuer
das Ganze sein soll und wie es finanziert werden
soll, ist unglaubwürdig.

(Andy Grote SPD: Sie müssen das sagen!
Sie haben doch für gar nichts eine Finanzie-
rung!)

Wir sind gegen die Schuldenbremse. Aber sich für
die Schuldenbremse einzusetzen und dann im-
mens hohe Forderungen auf den Tisch zu legen
und nicht zu sagen, wie man dabei die Schulden-
bremse einhalten will, ist ein Problem.

Volker Peinelt, der Professor für Ernährungswis-
senschaft, von dem die GAL die Idee mit den Pro-
duktionsküchen in regionalen Verbünden hat, hat
ausgerechnet, dass ein nahrhaftes und schmack-
haftes Essen 5 Euro kostet.

(Zurufe von der GAL, der SPD und der FDP
– Glocke)

Vizepräsidentin Kersten Artus (unterbrechend):
Verzeihen Sie bitte, Frau Heyenn. Ich bitte um
mehr Ruhe im Plenum. Fahren Sie bitte fort.

Dora Heyenn DIE LINKE (fortfahrend): – Ich kann
mir vorstellen, dass Sie das aufregt, es ist aber so.

Diese 5 Euro sind deutlich mehr als die 3 Euro von
der Schulbehörde. Wie das zu handhaben ist, stellt
ein Problem dar. Frau von Berg, wenn Sie sagen,
dass sich Produktionsküchen ab einem Umsatz
von 500 Euro pro Essen rechnen, dann glaube ich
Ihnen das. Aber wie Sie das in den Schulen hinbe-
kommen wollen, das sehe ich noch nicht.

Herr Heinemann, was Sie von den Schulen erzäh-
len, ist abenteuerlich. Ich weiß nicht, welchen Kon-
takt Sie zum Innenleben von Schulen haben, aber
gesunde Ernährung findet im Unterricht sehr wohl
statt.
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(Vereinzelter Beifall bei der SPD und bei
Cansu Özdemir DIE LINKE)

Viele Eltern haben zu leiden, wenn die Kinder aus
dem Biologie-Unterricht kommen und das Thema
gesunde Ernährung war. Dann bekommen Sie zu
hören, dass Sie den Joghurt aus Bayern nicht
mehr kaufen dürfen,

(Beifall bei Lars Holster SPD)

dass die E-Stoffe herausmüssen und dass die Kin-
der gesundes Essen haben wollen. Damit haben
die Eltern echte Probleme.

(Glocke)

Vizepräsidentin Kersten Artus (unterbrechend):
Frau Heyenn, gestatten Sie eine Zwischenfrage
von Herrn Heinemann?

Dora Heyenn DIE LINKE: Ja, natürlich.

Zwischenfrage von Robert Heinemann CDU:
Liebe Frau Heyenn, das haben wir gar nicht ange-
zweifelt. Aber in der Evaluation steht, dass es kei-
nerlei Verknüpfungen zwischen dem theoretischen
Unterricht und dem, was in der Schule beim Essen
passiert, gibt. Haben Sie das auch so gelesen?

Dora Heyenn DIE LINKE (fortfahrend): Ich kann
Ihnen nur sagen, dass in der Schule sehr viel zum
Thema gesunde Ernährung stattfindet. Wir haben
in vielen Schulen Hauswirtschaftsunterricht und
Lehrküchen, und dieses Angebot wird intensiv ge-
nutzt. Sie können doch nicht sagen, dass es keine
Verknüpfung gibt, nur weil diese vielleicht an ei-
nem anderen Wochentag stattfindet. Sie haben ein
Bild von den Schulen gezeichnet, das nicht richtig
ist.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und bei
Cansu Özdemir DIE LINKE und Christa
Goetsch GAL)

Trotz unserer Kritik werden wir dem GAL-Antrag
zustimmen, auch wenn die Finanzierung ein Pro-
blem ist.

(Katja Suding FDP: Das scheint Sie ja nicht
so sehr zu stören!)

Ich stimme der FDP zu, der Antrag ist sicherlich
gut gemeint, und deswegen werden wir zustim-
men.

Es gibt noch einige Ungenauigkeiten, vielleicht
können Sie uns da noch ein bisschen helfen.
Wenn Sie in Punkt 2 von benachteiligten Regionen
sprechen, hätte ich das gern konkreter, das ist ent-
schieden zu schwammig, und wenn Sie unter
Punkt 4 davon sprechen, dass die Zubereitung und
die Ausgabe des Essen mit sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigten Arbeitskräften ausgestaltet
werden soll, dann hätten wir an dieser Stelle gern

das Wort "ausschließlich". Wir wollen nicht mehr,
dass 1-Euro-Jobber in den Küchen arbeiten.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Kersten Artus: Frau Dr. von
Berg, Sie haben das Wort.

Dr. Stefanie von Berg GAL:* Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Lieber Herr Lein, ich
habe wirklich gespannt auf Ihre Begründungen ge-
wartet, und ich habe mir schon vorher Gedanken
darüber gemacht. Ich habe keine einzige stichhalti-
ge Begründung gefunden.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Wenn Sie sagen, dass unsere Kostenberechnun-
gen unseriös seien, dann halte ich Ihnen dieses
200-seitige Papier der HAW hin. Und ich werde
Professor Ulrike Arens-Azevedo bestellen, dass
Sie sie als unseriös darstellen. Sie wird sich sehr
freuen.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Ihren Antrag! –
Dirk Kienscherf SPD: Nur weil man 200 Sei-
ten beschreibt, ist es noch lange nicht seri-
ös!)

Zweitens wird immer infrage gestellt, wie das Gan-
ze finanziert werden soll. Es sind 100 Millionen
Euro da, diese müssen nur klug verteilt werden.
Mit sozial benachteiligten Gebieten meinen wir na-
türlich KESS-1- und KESS-2-Gebiete, denn diese
müssen gestärkt werden.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Leider hat Herr Lein unseren Antrag nicht gelesen,
denn dort steht nicht, dass wir jede Schule mit ei-
ner Produktionsküche versorgen wollen. Wir sind
doch nicht so illusorisch und denken, dass das
Geld für alle Schulen reicht, wir wollen Regionen
bilden. Es gibt bereits Schulen, die sich zusam-
mengefunden haben, diese haben von unserem
Antrag gehört und fanden ihn super. Manche
Schulen würden gern eine Küche bauen, und an-
dere Schulen würden gern von diesen das Essen
bekommen. Alles ist schon vorbereitet, aber Herr
Senator Rabe, der noch nicht einmal zu dieser De-
batte erschienen ist, möchte das nicht.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Das Problem der SPD sind die Wahlgeschenke;
diese müssen irgendwie wieder reingeholt werden.
Das Essen scheint eines dieser Streichthemen zu
sein.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)
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Zu Frau von Treuenfels, die Finanzierungsfrage
sollte noch deutlicher ausformuliert werden. Ich ge-
be zu, dass das nicht durchbuchstabiert ist, und
genau aus diesem Grunde sind wir so verantwor-
tungsvoll und möchten den Antrag gern im Schul-
ausschuss, mitberatend mit dem Haushaltsaus-
schuss, debattieren.

(Dirk Kienscherf SPD: Nachsitzen!)

In einem Antrag können wir nicht alles zur Logistik
darstellen.

Sie fragen, Frau von Treuenfels, was die Schule
denn noch alles machen soll. Aber für all dieses ist
mittlerweile nur noch die Schule da. Schulpolitik ist
Sozialpolitik und Schulraum ist Sozialraum, gerade
vor dem Hintergrund, dass in Hamburg die offene
Kinder- und Jugendarbeit und die Jugendhilfe ge-
strichen werden. Wo soll denn noch eine Förde-
rung geschehen, wenn nicht im Schulraum?

(Beifall bei der GAL)

Mit der Ablehnung dieses Antrags, liebe SPD, leh-
nen Sie nicht nur den Bau von Produktionsküchen
ab, sondern auch den Mindestlohn von 8,50 Euro,
der übrigens in der Studie genannt wird, das Ange-
bot eines gesunden Frühstücks in benachteiligten
Regionen – die Kinder kommen tatsächlich hungrig
in die Schulen und haben nichts zu essen – und
ein sozial gestaffeltes Mittagessen ab Klasse 5. Si-
cherlich gibt es immer die Frage der Finanzierung,
aber ich nenne nur das Stichwort Wahlgeschenke.
Sie lehnen darüber hinaus die Stadtteilentwicklung
ab, wenn Sie sagen, dass Sie Stadtteilrestaurants
nicht brauchen.

(Dirk Kienscherf SPD: Nachmittags! Restau-
rants nachmittags!)

Das erklären Sie bitte den Eltern und Kindern die-
ser Stadt. Was ist daran noch sozial?

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Für den Senator gibt es keine Hügel und Täler in
der Schullandschaft, sondern ausschließlich die
flache Ebene. Nur darf Senator Rabe nicht verges-
sen, dass der Wind auf der Ebene auch wirklich
hart bläst, wenn er bläst, und er wird blasen. Die
Eltern und Kinder dieser Stadt finden diese Ent-
scheidung nicht nachvollziehbar.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Diese Politik zeigt bereits Wirkung und leider keine
positive. Wenn jetzt nicht gehandelt wird, dann
werden wir am Ende dieser Legislaturperiode das
Modell der Stadtteilschule zerstört haben. Das so-
ziale Gefüge in unserer Stadt wird noch weiter
durcheinandergeraten und die soziale Spaltung
vorangeschritten sein. Damit ist niemandem ge-
dient, am allerwenigsten den Kindern. – Herzlichen
Dank.

(Beifall bei der GAL)

Vizepräsidentin Kersten Artus: Wenn keine wei-
teren Wortmeldungen vorliegen, dann kommen wir
zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Überweisung der Drucksache
20/3343 an den Schulausschuss zu? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Damit ist die Überweisung
abgelehnt.

Wer möchte die Drucksache 20/3343 an den
Haushaltsausschuss überweisen? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Damit ist auch diese Über-
weisung abgelehnt.

Dann lasse ich in der Sache abstimmen. Die FDP-
Fraktion möchte Ziffer 4 dieses Antrags separat
abstimmen lassen.

Wer möchte dem GAL-Antrag aus Drucksache
20/3343 mit Ausnahme der Ziffer 4 seine Zustim-
mung geben? – Gegenprobe. – Enthaltungen?
– Damit ist dies abgelehnt.

Wer möchte nun Ziffer 4 des GAL-Antrags anneh-
men? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist
auch die Ziffer 4 abgelehnt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 70 auf, Drucksache
20/3551, Antrag der FDP-Fraktion: Autonomie und
Deregulierung im hamburgischen Hochschulwe-
sen.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Autonomie und Deregulierung im hamburgi-
schen Hochschulwesen
– Drs 20/3551 –]

Diese Drucksache möchten die Fraktionen der
CDU und der FDP an den Wissenschaftsaus-
schuss überweisen. Wer wünscht das Wort?
– Herr Dr. Schinnenburg, Sie haben es.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Präsiden-
tin, meine Damen und Herren! Bildung ist ein Wert
an sich. Wir Liberale wollen natürlich, dass die Bil-
dung in Kitas und Schulen besser wird, aber auch
an Hamburgs Hochschulen. Hamburgs erwachse-
ne Kinder, die Studenten, haben es verdient. Dafür
sollten wir uns einsetzen.

(Beifall bei der FDP)

Es gibt noch einen zweiten Aspekt. Hamburg befin-
det sich in einem weltweiten Wettbewerb. Dazu ge-
hören wirtschaftliche Rahmenbedingungen wie
zum Beispiel die Elbvertiefung, aber auch das Ni-
veau von Wissenschaft und Forschung. Wer für
gute Hochschulen in Hamburg sorgt, tut auch et-
was für den Standort Hamburg. Das ist ein echtes
Zukunftsthema, und darum interessiert sich die
FDP ganz besonders dafür.
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(Beifall bei der FDP)

Lassen Sie mich erklären, warum das für den
Standort Hamburg so wichtig ist. Moderne, interna-
tional operierende Unternehmen suchen für ihre
Standorte ein Umfeld von Spitzenhochschulen. Nur
auf diese Weise ist ein leichter Wissenstransfer
von Forschung und Lehre auf die Unternehmen
möglich. Das ist der Grund, warum wir Standorte
mit einem guten Wissenschaftsniveau brauchen.
Zweitens suchen Absolventen ihren Berufsstart
gern in der Nähe. Wir müssen also in Hamburg gu-
te Hochschulen haben, damit deren Absolventen
nicht weit weggehen, sondern in Hamburg bleiben.
Und drittens suchen internationale Führungskräfte
gute Hochschulen für ihre Familien. Das sind drei
Gründe, warum es auch aus wirtschaftlichen Grün-
den wichtig ist, dass Hamburg hervorragende
Hochschulen hat.

(Beifall bei der FDP)

Kurz gesagt: Wer die besten Köpfe haben will,
muss die besten Hochschulen bieten. Dies ist in
Hamburg leider bisher mit wenigen Ausnahmen
nicht der Fall.

(Beifall bei der FDP)

Die FDP versteht sich als konstruktive Opposition.
Wir kritisieren, wenn etwas falsch ist, wir loben,
wenn etwas gut ist, und wir machen eigene Vor-
schläge.

Meine Damen und Herren! Wie Sie wissen, habe
ich schon oft die Unterfinanzierung der Hamburger
Hochschulen und ganz besonders die Abwärtsspi-
rale, die von diesem Senat weiter betrieben wird,
kritisiert. Das ist ein Grund für scharfe Kritik.

(Beifall bei der FDP – Olaf Ohlsen CDU:
Skandal!)

Leider gibt es in der Hamburger Wissenschaftspoli-
tik bisher – vielleicht kommt es noch anders – kei-
nen Grund für Lob. Als konstruktive Opposition ha-
ben wir bereits drei Vorschläge zur Verbesserung
der Situation der Hamburger Hochschulen ge-
macht. So haben wir eine Fusion der HafenCity
Universität und der Technischen Universität Ham-
burg-Harburg vorgeschlagen. Der zweite Vor-
schlag betrifft den Bereich Internationalisierung.
Wir sind der Auffassung, dass eine Internationali-
sierung der Hamburger Hochschulen deren Niveau
und Wettbewerbschancen weltweit stärkt. Hierzu
haben wir eine Große Anfrage gestellt, die im Wis-
senschaftsausschuss liegt. Wir werden gemeinsam
daran arbeiten, die Situation der Hamburger Hoch-
schulen im internationalen Wettbewerb zu verbes-
sern. Der dritte Vorschlag liegt Ihnen mit diesem
Antrag vor: mehr Autonomie für die Hamburger
Hochschulen.

Vielleicht ging es Ihnen bei der Anhörung am
7. Juni 2011 wie mir. Vor dem Wissenschaftsaus-
schuss äußerte sich der Präsident der Universität

Hamburg, Herr Professor Lenzen, wie folgt – Sie
können das auf Seite 33 und 34 des Wortproto-
kolls nachlesen – Zitat –:

"Das Ausmaß der Regulierung in dieser
Stadt ist mir in keinem anderen Bundesland
bekannt."

Kurz danach:

"Allein im letzten Jahr [gemeint war 2010]
sind es 800 Fälle gewesen von Personal-
sachbearbeitungsfällen, die zusätzlich durch
das Personalamt gelaufen sind."

Etwas später:

"Ich weise nur darauf hin, dass das Land
Bremen die Universität aus dem Konnex des
Personalamts herausgenommen hat."

– Zitatende.

Außerdem beklagt er das Berichtswesen.

Meine Damen und Herren! Diese Zustände müs-
sen sich ändern.

(Beifall bei der FDP)

Erster Punkt: Es wird oft gesagt, wenn wir Autono-
mie wollten, dann sollten wir doch einmal begrün-
den, wie wir überhaupt dazu kämen. Das ist eine
falsche Herangehensweise. Nicht Autonomie, son-
dern Regulierung muss sich rechtfertigen.

(Beifall bei der FDP)

Zweiter Punkt: Es liegt nahe, dass die Kompetenz
für Hochschulfragen bei den Hochschulen liegt und
nicht bei der Behörde.

Dritter Punkt: Politik und damit auch letztlich ihr
nachgeordnete Behörden denken maximal in Le-
gislaturperioden. Wissenschaft und Forschung
müssen auf Jahre, um nicht zu sagen auf Jahr-
zehnte ausgerichtet sein. Auch das können die
Hochschulen besser als die Behörden.

(Beifall bei der FDP)

Vierter Punkt: Wir müssen Hamburgs Wissen-
schaftler von bürokratischem Ballast befreien. Sie
sollen sich auf Forschung und Lehre konzentrieren
können und nicht auf Schlachten mit der Behörde.

Fünfter Punkt: Ich bin der Meinung, dass durch die
Beteiligung der Behörde Prozesse enorm verlang-
samt werden. Auch das ist ein Standortnachteil für
Hamburgs Hochschulen.

Sechster Punkt: Gerade Akademikern, und solche
Leute sind an den Hochschulen, kann man doch
wohl zutrauen, dass sie ein Mindestmaß an Selbst-
bestimmung ausüben können.

Und schließlich siebter Punkt: Wertung des Grund-
gesetzes. Es gibt im Grundgesetz Artikel 5 aus-
drücklich die Wissenschaftsfreiheit, und es ist
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höchste Zeit, dass das auch in der Praxis umge-
setzt wird.

(Beifall bei der FDP)

Deshalb wollen wir mehr Rechte für Hamburger
Hochschulen. Die Behörde ist deshalb nicht ohne
Aufgaben. Sie muss dafür sorgen, dass faire Spiel-
regeln eingehalten werden.

Ich nenne vier Punkte: Es muss dafür gesorgt wer-
den, dass alles rechtlich korrekt passiert. Da muss
die Behörde in der Tat aufpassen. Sie sollte auch
für einen fairen Diskussionsprozess innerhalb der
Hochschulen sorgen, zum Beispiel müssen kleine
Fächer geschützt werden, dass sie gegenüber
großen Fächern nicht unter die Räder geraten. Sie
muss darauf achten, dass die Steuergelder sorg-
sam verwendet werden, und sie muss für eine aus-
reichende Finanzierung sorgen. Das sind aus mei-
ner Sicht vier Punkte, mit denen die Behörde aus-
reichend zu tun hat. Sie sollte die konkrete Arbeit
vor Ort den Hochschulen überlassen.

Manches ist schon passiert. Wir haben an Ham-
burgs Hochschulen bereits Globalhaushalte, aber
wir müssen noch einiges zusätzlich besser ma-
chen. Lassen Sie mich auch hierzu vier Punkte
nennen.

Erstens: Wir sind der Meinung, die Behörde sollte
nur noch eine Rechtsaufsicht und keine Fachauf-
sicht mehr ausüben. Das ist Punkt 1 b) unseres
Antrags.

Zweitens: Die Hochschule sollte die Dienstherre-
neigenschaft haben und auch eine Mitgliedschaft
im Arbeitgeberverband, damit sie Tarifverträgen
beitreten kann. Das sind die Punkte 1 c) bis 1 e)
unseres Antrags.

Drittens: Die Hochschulen sollten befugt sein, eige-
ne Grundstücke zu haben, und diese auch selbst-
ständig bewirtschaften können, Nummern 1 f) bis
1 g). Um nicht missverstanden zu werden: Wir wol-
len natürlich keine Schattenhaushalte, wir wollen
nur mehr Verantwortung bei den Hochschulen; das
ist möglich.

(Beifall bei der FDP)

Viertens: Wir wollen den Hochschulen auch erlau-
ben, selbst Kredite aufzunehmen, Punkt 1 h) unse-
res Antrags. Hier ist natürlich erforderlich, dass die
Behörde eine Aufsicht ausübt, damit kein
Missbrauch betrieben wird.

Das sind die wichtigsten Punkte, die Sie in unse-
rem Antrag nachlesen sollten, und das ist nichts
Neues, was wir hier fordern. Das Land Nordrhein-
Westfalen hat das bereits mit dem dortigen Hoch-
schulfreiheitsgesetz gemacht, und es gab hierzu
am 16. Dezember 2011, also vor ungefähr drei Mo-
naten, eine Anhörung im Landtag mit sehr guten
Ergebnissen. Ich will das nicht im Einzelnen refe-
rieren, sondern nur als Beispiel aus der Stellung-

nahme der Landesrektorenkonferenz der Fach-
hochschulen – nicht der Universität – in Nordrhein-
Westfalen zitieren:

"[…] nur durch die gewonnene Autonomie
haben die Hochschulen die Flexibilität erhal-
ten, die Herausforderungen durch Studie-
rendenanstieg, durch Öffnung der Hoch-
schulen für neue Zielgruppen sowie durch
die damit verbundene zunehmende Hetero-
genität der Studierendenschaft erfolgreich
zu bewältigen."

– Zitatende.

Ein Loblied auf mehr Freiheit für die Hochschulen
in NRW, und was NRW kann, kann Hamburg auch.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren! Man kann über jeden
unserer Punkte gerne diskutieren, dazu sind wir
bereit und deshalb beantragen wir eine Überwei-
sung an den Wissenschaftsausschuss. Wir werden
diesen Antrag – zumindest ist die FDP dafür –
zwar dorthin überweisen, seine Behandlung aber
zurückstellen, bis Senat oder SPD ihrerseits einen
Gesetzentwurf für eine Änderung des Hamburger
Hochschulgesetzes vorlegen. Es wäre sinnvoll,
das gemeinsam zu diskutieren und auch eine ge-
meinsame Anhörung zu starten. Wir wollen also
nicht vorpreschen, sondern nur unseren Vorschlag
machen, wie wir es uns vorstellen würden.

Nun bin ich an der Stelle, die ich vorhin vorsichtig
andeutete. Hier ist jetzt in der Tat das erste Lob für
die Wissenschaftspolitik des Senats und der SPD
fällig. Wir haben gehört, dass Sie dieser Überwei-
sung zustimmen wollen. Dafür danken wir außeror-
dentlich und finden das eine sehr gute Entwick-
lung. Der eine oder andere denkt vielleicht, das
könnte der Beginn einer wunderbaren Freund-
schaft zwischen der FDP und Frau Senatorin Sta-
pelfeldt von der SPD im Hochschulbereich sein.
Ich bin da ein wenig skeptisch; was wunderbare
Freundschaften und auch mehr angeht, bin ich ein
bisschen altmodisch. Ich würde schon erwarten,
dass die Braut eine gewisse Mitgift mitbringt, nicht
für mich natürlich, da bin ich ganz selbstlos, aber
für die Hamburger Hochschulen. Mit anderen Wor-
ten: Es kann dann eine wunderbare Freundschaft
zwischen uns und der SPD im Hochschulbereich
werden, wenn Sie nicht nur Anträge überweisen,
sondern auch mehr Geld für die Hamburger Hoch-
schulen haben.

(Beifall bei der FDP)

Oder um im Bild zu bleiben: Es muss nicht die
große Liebe sein, ein ernsthaftes Gespräch im
Ausschuss reicht auch. – Vielen Dank, wir bitten
um Überweisung.

(Beifall bei der FDP)
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Vizepräsidentin Kersten Artus: Herr Kühn, Sie
haben das Wort.

Philipp-Sebastian Kühn SPD:* Frau Präsidentin,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich will
meinen Beitrag relativ kurz halten, weil wir den An-
trag an den Ausschuss überweisen und ich der
dortigen Diskussion auch nicht vorgreifen möchte.
Ich will aber ein paar Punkte aufgreifen, Herr
Schinnenburg, die Sie eben am Schluss Ihrer Re-
de angesprochen haben, und bei denen ich aus
Sicht der Sozialdemokraten schon einmal ankündi-
gen möchte, dass wir sicherlich Schwierigkeiten
haben werden, uns da aufeinander zuzubewegen.
Aber nichtsdestotrotz bin ich dankbar, dass Sie
diesen Antrag eingebracht haben und damit ohne
Frage einen Impuls setzen, die jetzt anstehende
wichtige Diskussion, nämlich die Novellierung des
Hamburger Hochschulgesetzes, zu starten.

Ich will aber zu ein paar Punkten kurz etwas sa-
gen. Sie haben ausgeführt, Sie würden sich die
Behörde im Verhältnis zu den Hochschulen als ei-
ne reine Rechtsaufsicht wünschen. Nun möchte
ich an die Debatte von gestern erinnern, wo wir
uns beispielsweise über die Konsolidierung des
Haushalts unterhalten haben und wo meine Frakti-
on zusammen mit der Fraktion der FDP und der
GAL hier quasi einen gemeinsamen Vorstoß unter-
nommen hat. Gerade im Kontext der schwierigen
Diskussion zum Thema Haushaltskonsolidierung,
die wir sicherlich bis 2020 führen – und zur Ehrlich-
keit gehört auch, dass die Diskussion über das
Jahr 2020 hinaus weitergeführt werden muss –,
wird eine Reduzierung der Rolle der BWF allein
auf die Rechtsaufsicht gegenüber den Hoch-
schulen mit uns Sozialdemokraten nicht machbar
sein. Das ist ein Punkt, den wir gerade im Kontext
auch der schwierigen Haushaltssituation so nicht
nachvollziehen können.

(Beifall bei der SPD)

Der zweite Punkt, auf den ich eingehen möchte
und den Sie eben auch angesprochen haben, ist
die Fähigkeit der Hochschulen zur Übernahme der
Dienstherrenfähigkeit. Ich möchte darauf verwei-
sen, dass, wenn ich mich richtig erinnere, in der
damaligen Anhörung zur Novellierung, also noch in
der vorangegangenen Legislaturperiode, die Hoch-
schulen explizit diese Übernahme der Diensther-
renaufsicht abgelehnt haben, und zwar aus einem
ganz entscheidenden Grund – auch da sind wir
wieder bei der Haushaltspolitik –, weil sie nämlich
auch die Versorgungslasten für die Pensionäre tra-
gen müssten, und das ist ein großes Problem. Ich
glaube, dass Ihr Antrag an dieser Stelle noch nicht
zu Ende gedacht ist. Ohne Frage sollen und wollen
wir diesen Punkt diskutieren, aber auch hier sei
aus Sicht der Sozialdemokratie schon einmal an-
gemerkt, dass wir hinter diesen Punkt sehr große
Fragezeichen setzen wollen.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Zuletzt möchte ich auf den von Ihnen erwähnten
Punkt eingehen, dass Hochschulen Kredite auf-
nehmen können sollten. Wir sollten im Ausschuss
noch einmal sehr ernsthaft diskutieren, ob wir das
wirklich wollen, denn – da komme ich schon wieder
zu der Debatte von gestern – wenn wir das Thema
Haushaltskonsolidierung ernst nehmen wollen,
dann ist es nicht sinnvoll, dass die Hamburger
Hochschulen jetzt selbst Schattenhaushalte auf-
stellen, sich verschulden und damit versuchen, ir-
gendwelche Projekte zu finanzieren. Das kann kei-
ne sinnvolle und ernst gemeinte Haushaltskonsoli-
dierung sein, das kann keine ernsthafte Finanzpoli-
tik sein. Wir tun den Hochschulen damit keinen
Gefallen, Herr Schinnenburg.

(Beifall bei der SPD)

Ohne Frage finde ich es schön und gut, dass Sie
auch über den Hamburger Tellerrand hinausschau-
en. Das tut Hamburg meiner Meinung nach viel zu
selten, und insofern finde ich es schön, dass Sie
schauen, welche Diskussionen in anderen Bundes-
ländern laufen; das ist vollkommen in Ordnung.
Aber wenn wir uns über Hochschulpolitik für Ham-
burg unterhalten wollen, müssen wir uns schon ex-
plizit mit dem Hochschulstandort Hamburg und sei-
nen Besonderheiten beschäftigen und auch mit
den Besonderheiten des jetzigen Gesetzes. Sie
haben in Ihrem Antrag beispielsweise relativ wenig
zum Verhältnis der Hochschulräte zu den Akade-
mischen Senaten gesagt. Ein wesentlicher Punkt
in der Debatte wird sein, wie wir beispielsweise die
Rolle der Hochschulräte und der Akademischen
Senate neu definieren oder wie wir auch dieses
Rollenverhältnis neu aufstellen. Alle diese Punkte
werden wir im Ausschuss beratschlagen müssen.
Insofern hat Ihr Antrag da in weiten Teilen keinen
ernsten Bezug zu Hamburg; das finde ich etwas
schade.

Lassen Sie mich zum Schluss noch einen Punkt
nennen, der mir – das habe ich schon in einigen
Reden versucht, deutlich zu machen – ganz wich-
tig ist, nämlich dass wir es in Hamburg mit ganz
unterschiedlichen Hochschulen zu tun haben. Wir
haben die Universität Hamburg mit über
30 000 Studierenden, wir haben die HAW mit
12 000 Studierenden, wir haben aber eben auch
ganz kleine Hochschulen wie die HafenCity Univer-
sität mit 2000 Studierenden oder die beiden künst-
lerischen Hochschulen mit unter 2000 Studieren-
den. Mir wurde in vielen Gesprächen mit Hoch-
schulpräsidenten, gerade auch bei den kleineren
Hochschulen, immer wieder mit auf den Weg ge-
geben, dass wir bei dieser Novellierung zumindest
versuchen sollten, in dem Gesetz stärker auf die
Unterschiedlichkeit der Hochschulen einzugehen,
denn gerade die kleineren Hochschulen haben mir
immer davon berichtet, dass es für sie sehr schwer
sei, in diesem Prozess diese Gesetze umzusetzen
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und diese Vorgaben überhaupt einzuhalten. Dar-
auf müssen wir reagieren, denn es ist doch ein Un-
terschied, ob ich demokratische Prozesse an einer
Universität mit 30 000 Studierenden und dem da-
zugehörigen wissenschaftlichen und technischen
Personal organisieren muss oder ob ich das für ei-
ne Hochschule mit 1500 Studierenden und
dementsprechend weniger Personal machen
muss.

Alle diese Punkte sollten wir auf jeden Fall beach-
ten. Gerade nach den vielen Gesprächen mit der
Senatorin kann ich sagen, dass Senat und SPD-
Fraktion hier auf einem guten Weg sind. Wir sind in
einem intensiven Dialog, nicht nur wir beide, son-
dern die Senatorin natürlich mit den Hochschulen,
aber auch ich mit den Hochschulen und nicht nur
ich alleine, sondern auch andere Mitglieder meiner
Fraktion. Für uns ist das ein sehr ernstes und wich-
tiges Thema und wir wollen in einen intensiven
Dialog mit der Stadt treten, damit diese Novellie-
rung auch zu einem guten Abschluss findet. In die-
sem Sinne freue ich mich auf die Beratung im Aus-
schuss und auch ich bitte um Überweisung. – Vie-
len Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Kersten Artus: Herr Kleibauer,
Sie haben jetzt das Wort.

Thilo Kleibauer CDU:* Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Im letzten Jahrzehnt ist in der
Hochschullandschaft viel passiert. Wichtige Wei-
chenstellungen wurden getroffen, nicht nur in Ham-
burg, sondern auch in anderen Bundesländern.
Das Hochschulrecht wurde modernisiert und die
Hochschulen wurden selbstständiger. Dieser Weg
muss fortgesetzt werden, da gebe ich Herrn Schin-
nenburg recht, und der Antrag der FDP liefert hier-
zu interessante Anregungen. Ich würde allerdings
nicht so weit gehen, Herr Schinnenburg, nur weil
die SPD zum ersten Mal einen Antrag aus diesem
Fachbereich an den Ausschuss überweist

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das erste Mal?
Nee!)

– das erste Mal zu diesem Fachbereich, Herr
Dr. Dressel, Zuhören gehört auch dazu –, mich da
überschwänglich zu bedanken. Sie haben im End-
effekt auch die Motivlage von Herrn Kühn ent-
deckt. Er wollte sich inhaltlich gar nicht zu den
Punkten äußern, er hat ein oder zwei Punkte her-
ausgepickt und zu den anderen wollte er nicht
Stellung nehmen, denn die eigentlich entscheiden-
de Frage ist doch, was die SPD und der Senat wol-
len. Da reicht es nicht aus, Herr Kühn, wenn Sie
von erfreulichen, guten und erbaulichen Gesprä-
chen mit der Senatorin berichten, sondern es ist
doch die Frage, was Sie wann vorlegen. Ich erin-
nere mich noch sehr genau, dass die Senatorin
schon im Juni letzten Jahres im Ausschuss gesagt

hat, sie sei in sehr guten Gesprächen, das Hoch-
schulgesetz ginge voran und sie arbeiteten mit
großem Einsatz. Das ist jetzt neun Monate her. In
neun Monaten kann ganz viel passieren, aber Sie
haben es immer noch nicht geschafft, Ihre Vorstel-
lung, das, was Sie im Arbeitsprogramm angekün-
digt haben, zu konkretisieren. Das ist schade,
denn wir warten auf Ihre Vorlage.

(Beifall bei der CDU)

Es geht um die Handlungsfähigkeit der Hoch-
schulen, es geht um die Organisation und vieles ist
schon gemacht worden. Der Antrag bezieht das
auch ein oder schreibt im Vorwort, dass im Jahr
2010 schon eine umfassende Evaluation des
Hochschulgesetzes stattgefunden habe. Die ist si-
cherlich nicht ausreichend und jede Fraktion möch-
te gewiss etwas, das über den damaligen Stand
hinausgeht, aber sie ist eine gute Grundlage für
die Arbeit, die wir vor uns haben.

Wenn man Ihren Beiträgen folgt, Herr Kühn, finde
ich es schon bezeichnend, dass es Ihnen doch
sehr um Strukturen und Gremien geht. Die Frage
ist doch, ob man eine Hochschule wirklich nur über
Gremiendiskussionen und gesetzliche Grundlagen
steuert. Es gehört mehr dazu, es gehört Wert-
schätzung dazu, es gehören die Menschen dazu,
es gehört das Umfeld dazu und es gehören die Si-
gnale dazu, die die Politik aussendet. Die Signale,
die der Senat in seinem ersten Jahr ausgesendet
hat – sei es, was den Finanzierungsrahmen an-
geht, sei es das Thema Wissenschaftsstiftung,
aber auch viele andere Dinge –, waren nicht aus-
reichend, und das werden Sie auch mit einer Ge-
setzesänderung nicht ändern können.

(Beifall bei der CDU)

Das Hochschulgesetz ist wichtig, da muss einiges
gemacht werden, das ist unstrittig. In manchen
Punkten sind wir wahrscheinlich auch nah beiein-
ander, in vielen Punkten werden wir das nicht sein.
Aber die Frage ist doch, wie das Gesetz aussieht
und wie die Wirklichkeit an den Hochschulen aus-
sieht.

Einen Punkt möchte ich da auch noch einmal er-
wähnen, das greift Herr Dr. Schinnenburg auch in
seinem Antrag auf. Wie gehen wir mit den Ziel-
und Leistungsvereinbarungen um, über die man
sehr viel regeln kann und über die die Behörde
doch eine Art Steuerung für die Hochschulen vor-
nimmt, denn es ist schon bezeichnend, Frau
Dr. Stapelfeldt, dass die Ziel- und Leistungsverein-
barungen, die ersten, die unter Ihrer Amtszeit mit
den Hochschulen für das Jahr 2011 abgeschlos-
sen worden sind, im Januar 2012 unterzeichnet
worden sind. Ich billige Ihnen zu, dass Sie erst im
März gestartet sind, dass Sie sicherlich mit Haus-
haltsberatungen, Einarbeitung et cetera auch ein
bisschen beschäftigt waren, aber es ist doch nicht
der Grundgedanke, dass die Ziel- und Leistungs-
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vereinbarungen erst nach Abschluss des Jahres
unterzeichnet werden.

(Beifall bei Roland Heintze CDU)

Das kann es nicht sein, und wenn solche Sachen
nicht funktionieren, dann müssen wir hier auch gar
nicht lange über die gesetzlichen Grundlagen re-
den.

(Beifall bei der CDU)

Wir müssen die Hochschulen weiter stärken, wir
müssen die Flexibilität an den Hochschulen weiter
stärken, wir dürfen da nicht den Rückwärtsgang
einlegen, und dazu gehören auch das Thema Au-
tonomie und das Thema Personalautonomie. Das
ist in der Tat ein komplexes Thema, Herr Kühn, da
gibt es unterschiedliche Auffassungen, aber ich
glaube schon, dass man im Bereich der personel-
len Autonomie auch über das hinausgehen kann,
was jetzt in den Hochschulvereinbarungen geregelt
ist. Das ist ein erster Schritt, aber das ist bei Wei-
tem noch nicht das, was uns die Hochschulrekto-
renkonferenz – das wird auch von Hamburger
Hochschulvertretern unterstützt – zum Thema per-
sonelle Autonomie aufgeschrieben hat.

Ein weiterer Punkt: Ich finde es gut, Herr Kühn,
dass Sie erkannt haben, dass die Struktur der
Hamburger Hochschulen unterschiedlich ist. Wir
haben sechs staatliche Hochschulen – im Übrigen
gelten auch für die staatlich anerkannten Hoch-
schulen und die privaten Hochschulen große Teile
des Hochschulgesetzes –, die sehr unterschiedlich
sind in ihrer Größe. Was ich auch in der letzten Le-
gislaturperiode von der SPD-Fraktion gehört habe,
war alles angeknüpft an die große Universität, die
sicherlich viel Aufmerksamkeit auf sich zieht. Aber
Sie können von Verfahren, die vielleicht in der Uni-
versität nicht optimal laufen, nicht immer darauf
schließen, dass auch Änderungsbedarf für andere
Hochschulen besteht. Das ist ein richtiger Punkt,
die Hochschulen sind unterschiedlich und auch die
jetzige Struktur funktioniert in den Hochschulen un-
terschiedlich. Insofern begrüße ich, dass Sie die-
ses Thema erkannt haben.

Ich freue mich auf die weitere Diskussion zu die-
sem Thema im Ausschuss. Wir müssen aus mei-
ner Sicht auch nicht darauf warten, dass der Senat
etwas vorlegt. Wir können den Punkt gerne vorher
auf die Tagesordnung nehmen, das ist auch bei
anderen Anträgen nicht unüblich, aber vielleicht er-
zählt uns Frau Stapelfeldt noch, wie weit sie aus
jetziger Sicht mit ihrem Gesetzentwurf ist. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Kersten Artus: Frau Dr. Gümbel,
Sie haben das Wort.

Dr. Eva Gümbel GAL:* Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Ich habe mich über den FDP-
Antrag gefreut, weil er uns Gelegenheit gibt, im
Plenum wieder einmal über Hochschulpolitik zu
diskutieren. Ich teile natürlich das Bestreben nach
Autonomie, was den Hochschulen zugesichert
wird, aber nur auf der Grundlage einer ausreichen-
den Finanzierung. Das Einzige, was wir in der
Hochschulpolitik bisher erlebt haben, sind die Ver-
tragsschlüsse mit der Universität und jetzt mit der
Technischen Universität und den künstlerischen
Hochschulen, in denen zugesichert wird, dass eine
faktische Kürzung vorgenommen wird, indem die
Steigerungen bei 0,88 Prozent liegen. Wir haben
darüber schon hinlänglich diskutiert und insofern
ist es vor dem Hintergrund der Unterfinanzierung
der Hochschulen dann auch nicht sinnvoll, die
Hochschulen in weitere Autonomie zu entlassen,
um sie mit ihrem Geldproblem alleine zu lassen.
Das halte ich für keine gute Idee. So viel zum An-
trag, der uns in seiner ganzen Detailfülle hier vor-
liegt, und ich finde es richtig und gut, ihn im Aus-
schuss zu besprechen.

Der Antrag spricht das Problem an, dass nämlich
unsere Hochschullandschaft immer noch mit einem
Hochschulgesetz zu kämpfen hat, das auf den al-
ten CDU-Senat und den alten Hochschulsenator
Herrn Dr. Dräger zurückgeht. Mittlerweile sind alle
Fraktionen in diesem Haus der Überzeugung, dass
dieses Gesetz an entscheidenden Punkten verbes-
serungsbedürftig ist. Evaluiert, das hat der Kollege
Kleibauer angesprochen, ist es schon längst, es
liegt ein Bericht der Evaluationskommission vor.
Was nicht vorliegt, ist ein entsprechender Entwurf
der SPD zu diesem Thema – und das nach einem
Jahr Regierung und nach gemeinsamer Einschät-
zung darüber, wie wichtig und drängend dieses
Problem ist. Das ist ein großes Versagen der Wis-
senschaftspolitik und ich hoffe sehr, dass der An-
trag, aber auch die weitere Befassung im Aus-
schuss dazu beitragen wird, dass wir vielleicht
doch bald einen entsprechenden Entwurf der Se-
natorin vorliegen haben.

Ich will es

(Arno Münster SPD: Kurz machen!)

noch einmal ganz deutlich sagen. Wenn wir uns
die Einjahresbilanz anschauen, dann sehen wir,
dass die SPD-Senatorin Frau Dr. Stapelfeldt am
Anfang ihrer Regierungszeit die guten Ideen, die
es in der Wissenschaftslandschaft gab, abgeräumt
hat, aber keine neuen Ideen an die Stelle gesetzt
hat, und das finde ich nach einem Jahr Regierung
wirklich verheerend.

(Beifall bei der GAL)

Ich würde mir sehr wünschen, dass wir hier sozu-
sagen wieder ins Tun gelangen und die offensicht-
lich bei der SPD liegenden Schwierigkeiten in der
Einschätzung überwinden. Ich gebe Ihnen recht,
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Herr Kühn, Sie haben die Situation recht treffend
beschrieben. Die Hochschulen sind unterschiedlich
und die Probleme auch. Natürlich ist es deshalb
auch sehr kniffelig, einen gemeinsamen gesetzli-
chen Rahmen zu fassen. Aber das wissen Sie
nicht erst seit gestern, sondern das wissen wir alle
miteinander schon sehr lange und die Lösungen
liegen vor.

(Beifall bei der GAL)

Insofern wünsche ich Ihnen weiterhin gute Gesprä-
che mit der Senatorin und mit den Hochschulen,
nur seien Sie so gut, tun Sie uns den Gefallen und
legen Sie doch auch Ergebnisse vor.

(Beifall bei der GAL)

Vizepräsidentin Kersten Artus: Frau Heyenn, Sie
haben das Wort.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Herr Kleibauer, Sie ver-
gessen immer zu erwähnen, dass das Hochschul-
gesetz der CDU in Teilen für verfassungswidrig er-
klärt worden ist. Sie fordern hier immer vollmundig
alles Mögliche von der Regierung und das unter-
schlagen Sie immer. Insofern brauchen wir auf je-
den Fall ein neues Hochschulgesetz, und ein SPD-
Vorschlag, da gebe ich allen recht, ist überfällig.
Unter diesen Rahmenbedingungen ist es natürlich
zu begrüßen, dass die FDP hier einen Vorschlag
gemacht und einen Antrag gestellt hat. Aus unse-
rer Sicht fehlte allerdings Existenzielles.

Wenn wir uns einmal anschauen, was in der Eva-
luation gestanden hat, dann sind – Herr Kühn hat
es angesprochen – die Zuständigkeiten und die
Machtfülle der Hochschulräte kritisiert worden. Da-
zu finden wir hier gar nichts. Es ist deutlich ge-
macht worden, dass die Mitbestimmungsrechte an
den Universitäten im Hamburger Hochschulgesetz
unzureichend sind, dass da nachgebessert werden
muss und dass die Gremien mehr Mitspracherecht
bekommen haben. Dazu finden wir hier auch gar
nichts. Herr Schinnenburg, Sie haben gesagt, Bil-
dung sei für Sie ein Wert an sich. Für uns ist ganz
wichtig, dass die Freiheit von Wissenschaft, For-
schung und Lehre gewährleistet ist. Und wir be-
fürchten, dass da mit ihren Vorschlägen ein Angriff
erfolgt, und sehen einen sehr starken Einfluss der
Wirtschaft. Das fängt damit an, dass aus der Uni-
versität heraus Unternehmen gegründet werden
können sollen und dass die staatlichen Hoch-
schulen Mitglied im Arbeitgeberverband sein sol-
len. Das geht uns entschieden zu weit.

Wir haben große Probleme mit dem Begriff Dere-
gulierung. Die Deregulierung auf dem Arbeitsmarkt
war der Anfang vom Elend und wir fürchten, dass
es auch an diesem Punkt in Richtung Rechtlosig-
keit und Prekarisierung geht. Wenn Sie von Flexi-
bilität des Personals sprechen, dann schimmert für
uns immer durch, dass die Mitarbeiter deswegen

flexibel sein müssen, weil sie befristete Beschäfti-
gungsverhältnisse bekommen, weil sie mobil sein
müssen, weil sie auch an alle möglichen Universi-
täten wechseln müssen, und das ist genau der
Punkt, den wir kritisieren. Im Unterschied zu ameri-
kanischen Universitäten zum Beispiel sind an den
deutschen Universitäten, auch in Hamburg,
10 Prozent aller Beschäftigungsverhältnisse unbe-
fristet und 90 Prozent befristet.

(Präsidentin Carola Veit übernimmt den Vor-
sitz.)

Das nennen wir prekäre Beschäftigung und deswe-
gen haben wir ganz große Probleme mit Ihrer For-
derung nach Flexibilität.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie haben eine Menge Vorschläge gemacht und
deshalb ist es auch sicherlich sinnvoll, dass das im
Wissenschaftsausschuss diskutiert wird. Wir sehen
in den einzelnen Punkten auch riesengroße Wider-
sprüche. Wenn Sie in Punkt 1 g) zum Beispiel for-
dern, den staatlichen Hochschulen sämtliche Ver-
antwortung für die Bewirtschaftung von Grund-
stücken und Gebäuden zu übertragen, und dann
im letzten Satz sagen, dass dafür ein angemesse-
ner Kompensationsbetrag im jährlichen Globalbud-
get einzustellen sei, dann reden wir hier von Milli-
arden. Ich weiß nicht, wo Sie das herholen wollen,
das ist mir ein Rätsel.

Dann haben Sie eben ganz vollmundig gesagt,
Herr Schinnenburg, dass Sie gegen Schattenhaus-
halte seien. Herr Kühn hat schon darauf hingewie-
sen, wenn man sich den Punkt 1 h) anschaut, dass
die Hochschulen selbst Kreditgeschäfte machen
können, dann ist das ein Schattenhaushalt. Und
wenn Sie davon sprechen, Sie wollten mehr Frei-
heit, und ich mir den Punkt 1 h) bis zum Ende an-
gucke, wo drinsteht, aus Kreditgeschäften der
staatlichen Hochschulen solle die Freie und Han-
sestadt Hamburg nicht verpflichtet werden können,
dann heißt das für mich, dass die Hochschulen
dann die Freiheit haben, pleitezugehen. Das kann
es doch wohl nicht sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Dann muss Ihnen wohl Ihre Kollegin Koch-Mehrin
aus dem Europaparlament richtig in die Glieder ge-
fahren sein. Ich finde es wirklich abenteuerlich,
wenn Sie unter 1 j) fordern, dass jemand, der bei
einer Prüfung an der Universität oder bei sonstigen
dort abzuliefernden Arbeiten bewusst täuscht,
50 000 Euro zahlen soll. Das geht nun wirklich ein
bisschen weit, darüber muss man noch einmal ge-
nauer reden. Insgesamt sind da einige Ansätze,
aber die Diskussion im Ausschuss wird sicherlich
sehr kontrovers werden. Ich hoffe, dass das so
nicht angenommen wird.

(Beifall bei der LINKEN)
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Präsidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Wenn keine weiteren Wortmeldungen vorlie-
gen, kommen wir zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Überweisung der Drucksache
20/3551 an den Wissenschaftsausschuss zu?
– Die Gegenprobe. – Enthaltungen? – Dann ist
das einstimmig an den Wissenschaftsausschuss
überwiesen.

Wir kommen zu Punkt 3, den Drucksachen
20/3367, 20/3368 und 20/3369, Berichte des Ein-
gabenausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 20/3367 –]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 20/3368 –]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 20/3369 –]

Ich beginne mit Bericht 20/3367. Hierin sind nur
einstimmige Empfehlungen enthalten.

Wer möchte diesen folgen? – Die Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Das war einstimmig.

Nun zum Bericht 20/3368, zunächst zu Ziffer 1.

Wer schließt sich der Empfehlung an, die der Ein-
gabenausschuss zu der Eingabe 581/11 abgege-
ben hat? – Die Gegenprobe. – Enthaltungen?
– Das war einstimmig.

Wer möchte der Empfehlung folgen, die der Einga-
benausschuss zu der Eingabe 708/11 abgegeben
hat? – Die Gegenprobe. – Enthaltungen? – Auch
das ist dann einstimmig der Fall.

Wer möchte sich der Empfehlung anschließen, die
der Eingabenausschuss zu 709/11 abgegeben
hat? – Die Gegenprobe. – Enthaltungen? – Eben-
falls einstimmig.

Wer schließt sich der Empfehlung zu den übrigen
Eingaben an? – Gegenprobe. – Enthaltungen?
– Auch das war einstimmig.

Die in Ziffer 2 empfohlene Kenntnisnahme ist er-
folgt.

Schließlich zum Bericht 20/3369, auch hier zu-
nächst zu Ziffer 1.

Wer möchte der Empfehlung folgen, die der Einga-
benausschuss zu der Eingabe 688/11 abgegeben
hat? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist
mehrheitlich angenommen.

Wer möchte sich darüber hinaus den Empfehlun-
gen zu den übrigen Eingaben anschließen? – Ge-

genprobe. – Enthaltungen? – Das war wieder ein-
stimmig.

Von den Ziffern 2 bis 4 hat die Bürgerschaft Kennt-
nis genommen.

Die in der Geschäftsordnung für bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammelübersicht*

haben Sie in einer Neufassung erhalten.

Ich stelle fest, dass die Bürgerschaft zu den unter
A aufgeführten Tagesordnungspunkten Kenntnis
genommen hat.

Wer stimmt den Überweisungsbegehren unter B
zu? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das war
einstimmig.

Wer schließt sich den Ausschussempfehlungen
unter C an? – Gegenprobe. – Enthaltungen?
– Auch das war einstimmig.

Wer stimmt den Verlangen auf Besprechung nach
Paragraf 20 Absatz 2 Satz 5 unserer Geschäfts-
ordnung unter D zu? – Gegenprobe. – Enthaltun-
gen? – Dann ist auch das einstimmig so beschlos-
sen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 11, Drucksa-
che 20/3090, Große Anfrage der GAL-Fraktion: "Di-
oxinskandal" – Was ist aus den Ankündigungen
von Bund und Ländern geworden?

[Große Anfrage der GAL-Fraktion:
"Dioxinskandal" – Was ist aus den Ankündi-
gungen von Bund und Ländern geworden?
– Drs 20/3090 –]

Diese Drucksache möchte die GAL-Fraktion an
den Gesundheitsausschuss überweisen.

Wer stimmt dem Überweisungsbegehren zu? –
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Dann ist das
mehrheitlich erfolgt.

Tagesordnungspunkt 13, Drucksache 20/3174,
Große Anfrage der GAL-Fraktion: Sanierung der
öffentlichen Infrastruktur in Hamburg.

[Große Anfrage der GAL-Fraktion:
Sanierung der öffentlichen Infrastruktur in
Hamburg
– Drs 20/3174 –]

Diese Drucksache möchten die Fraktionen der
SPD und der FDP an den Haushaltsausschuss
überweisen. Die FDP möchte die Drucksache zu-
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sätzlich an den Stadtentwicklungsausschuss über-
weisen.

Wer stimmt einer Überweisung der Drucksache
20/3174 an den Haushaltsausschuss zu? – Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Dann ist das einstim-
mig überwiesen worden.

Wer möchte die Drucksache darüber hinaus mitbe-
ratend an den Stadtentwicklungsausschuss über-
weisen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Die-
sem Überweisungsbegehren ist nicht entsprochen
worden.

Tagesordnungspunkt 18, Drucksache 20/3463, Se-
natsmitteilung: Evokation des Bebauungsplanver-
fahrens Langenhorn 73/Siedlung Wulffsgrund.

[Senatsmitteilung:
Evokation des Bebauungsplanverfahrens Lan-
genhorn 73/Siedlung Wulffsgrund
– Drs 20/3463 –]

Diese Drucksache möchten die Fraktionen der
GAL und der LINKEN federführend an den Verfas-
sungs- und Bezirksausschuss sowie mitberatend
an den Stadtentwicklungsausschuss überweisen.

Wer möchte dem Überweisungsbegehren zustim-
men? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist
das Überweisungsbegehren abgelehnt.

Mir ist mitgeteilt worden, dass aus den Reihen der
GAL-Fraktion sowie der CDU-Fraktion hierzu ge-
mäß Paragraf 26 Absatz 6 unserer Geschäftsord-
nung das Wort begehrt wird. Herr Duge, Sie haben
es für maximal fünf Minuten.

Olaf Duge GAL:* Frau Präsidentin, meine Damen
und Herren! In der Mitteilung des Senats an die
Bürgerschaft zur Evokation des Bebauungsplans
Langenhorn 73 schreibt der Senat, die Evokation
sei vorgenommen worden, um die Wahrung ge-
samtstädtischer Zielsetzungen im Wohnungsbau
fortführen zu können. Der Bebauungsplan Langen-
horn 73 soll die rechtlichen Voraussetzungen
schaffen, jeweils in kleinen Schritten eine Umstruk-
turierung der Gesamtwohnanlage durch Abriss und
Neubau zu erreichen. 550 Wohnungen sollen er-
setzt werden, bis zu 150 Wohnungen sollen neu
errichtet werden, und zwar in einem Zeitraum bis
etwa 2022 beziehungsweise 2027; es wird ein Zeit-
raum von zehn bis 15 Jahren angesetzt. Da muss
man sich doch fragen, wie das eigentlich zusam-
menpasst: Beschleunigung durch Evokation und
eine Bebauungszeit von zehn bis 15 Jahren,

(Andy Grote SPD: Irgendwann muss man
anfangen!)

und dann die Streckung von 150 Wohneinheiten
als von gesamtstädtisch herausragender Bedeu-

tung zu bezeichnen. Hier sind mehr als Zweifel an-
gebracht. Warum evoziert der SPD-Senat dann
nicht auch andere Vorhaben, die nicht vorankom-
men, aber viel schneller umsetzbar wären? Zum
Beispiel den Bau von Wohneinheiten – 50 bis 60
wären möglich – auf dem Gelände des ehemaligen
Sportplatzes des SC Concordia in der Oktaviostra-
ße. Die Fläche steht bereit, da ist nichts bebaut,
nichts passiert.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Soll das jetzt ei-
ne Aufforderung zur Evokation sein?)

Fürchten Sie etwa die Marienthaler und deren Wi-
derstand, oder warum gehen Sie an diese Sache
nicht heran?

(Beifall bei der GAL)

Die Begründung des Senats für die Evokation von
Langenhorn 73 ist mehr als fadenscheinig. Wenn
man sich das einmal anschaut, was hier nach ei-
nem Bürgerentscheid passiert ist,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Was hätten Sie
denn da gemacht?)

dann spricht das Bände über die Achtung, die Sie
denen entgegenbringen, die an diesem Entscheid
teilgenommen haben; man mag diese 14 Prozent
beurteilen wie man will.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wie häufig ha-
ben Sie denn evoziert?)

Ein solches Vorgehen verbietet der Respekt vor
denen, die an dieser Entscheidung teilgenommen
haben.

(Beifall bei der GAL)

Das kann doch von den Bürgern nur als Kampfan-
sage von Ihnen verstanden werden. Sie degradie-
ren den Bürgerentscheid zu einer reinen Alibi-Ver-
anstaltung.

(Beifall bei der GAL)

Dazu kommt, dass wir gerade ein Gesetz be-
schlossen haben,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Frau Martin wird
Ihnen das gleich erläutern!)

den Bürgerentscheid zu novellieren. Sie hätten die
Möglichkeit, nach zwei Jahren einen neuen Be-
schluss in der Bezirksversammlung zu treffen.
Schauen Sie in das Gesetz, Sie haben es doch
selbst gemacht, Sie müssten es eigentlich wissen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ich habe das
selbst unterschrieben! Das steht da so nicht
drin!)

Diese zwei Jahre können doch bei einem Projekt,
das über zehn bis 15 Jahre läuft, gar nicht so ent-
scheidend sein.
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(Beifall bei der GAL – Jan Quast SPD: So
haben Sie jahrelang Wohnungsbaupolitik
gemacht, immer aufgeschoben!)

Es ist kein Wunder, wenn die Bürger das als Poli-
tikarroganz empfinden.

Dazu kommt, dass Sie in Ihrer Pressemitteilung
vom 1. März versprochen haben, Herr Dr. Dressel,
dass der Senat mit seiner Mitteilung an die Bürger-
schaft über die Gründe der Evokation informieren
und sich einer Debatte im Parlament stellen wird.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Warum haben
Sie es denn nicht selber angemeldet?)

Mit Verlaub, davon ist nicht viel zu merken. Warum
haben Sie es denn nicht wenigstens an die Aus-
schüsse überwiesen und uns diskutieren lassen,
Herr Dr. Dressel?

(Beifall bei der GAL)

Da bleibt ein ganz fader Nachgeschmack, das ist
ein Bärendienst für unsere demokratische Kultur.
Sie erreichen nur, dass sich die Fronten verhärten,
anstatt mit den Bürgern ins Gespräch zu kommen.

(Beifall bei der GAL)

Präsidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Frau
Martin.

Dorothee Martin SPD: Frau Präsidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Lieber Herr Du-
ge, ich würde gern von Ihnen wissen, wann Sie
das letzte Mal in Langenhorn waren. Wenn Sie
nämlich da gewesen wären, wüssten Sie, dass
sich die Lage etwas anders darstellt, als Sie es
eben geschildert haben. Wir haben immer gesagt,
dass Evokation nach einem Bürgerentscheid nur
eine Ultima Ratio sein kann und immer die Aus-
nahme bleiben wird, und dazu stehen wir auch.

(Beifall bei der SPD)

Das war im Fall Langenhorn 73 weiß Gott keine
leichte Entscheidung, aber wir finden Evokation
hier richtig, denn die Sicherung bestehender und
die Schaffung neuer bezahlbarer Wohnungen ist
für die Mieterinnen und Mieter der Wulffschen
Siedlung sehr wichtig und sie ist auch im Interesse
der gesamten Stadt Hamburg sehr wichtig.

(Beifall bei der SPD – Dietrich Wersich CDU:
Und warum haben Sie es nicht schon vorher
gemacht?)

Und dass der Senat entsprechend intervenieren
und evozieren darf, das, lieber Herr Wersich, ha-
ben wir wirklich erst vor Kurzem parteiübergreifend
verhandelt und ausdrücklich bestätigt. Ich möchte
ganz klar sagen, dass auch bei direkter Demokra-
tie und bei aller Bedeutung, die sie hat, und aller
Achtung, die ihr als zweiter Säule neben dem Par-
lament gebührt, immer auch die Handlungsfähig-

keit der Stadt, des Senats und der Bezirksver-
sammlung gewährleistet sein muss.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte aber gar nicht weiter irgendwelche de-
mokratietheoretischen oder verfassungspolitischen
Debatten führen,

(Jens Kerstan GAL: Das glaube ich gern bei
der Entscheidung! Da redet man lieber nicht
drüber!)

sondern Ihnen als Wahlkreisabgeordnete die Si-
tuation vor Ort schildern. Herr Kerstan, ich lade Sie
ein, sich einmal zwei Stunden auf den Langenhor-
ner Markt zu stellen,

(Andy Grote SPD: Das interessiert Herrn
Kerstan aber gar nicht!)

denn dann bekommen Sie mit, wie die Menschen
dort wirklich über die Evokation denken.

(Zuruf von Jens Kerstan GAL)

Durch Langenhorn hallte – anders, als Sie es ver-
suchen, künstlich aufzubauschen – kein empörter
Aufschrei, dass der Senat evoziert hat.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Es gab einen
Bürgerentscheid!)

Die Bürgerinnen und Bürger vor Ort empfinden das
Senathandeln auch nicht als – Zitat – "arrogant
und rotzig" und auch nicht als – noch einmal Zitat –
"Sargnagel für die demokratische BürgerInnenbe-
teiligung", wie es in Pressemitteilungen aus die-
sem Hause zu lesen war. Ich glaube nicht, dass
durch die Evokation in Langenhorn eine neue
Form des Wutbürgertums entstehen wird. Ganz im
Gegenteil, die Langenhornerinnen und Langenhor-
ner sehen nämlich ganz genau die geringe Unter-
stützung für den Bürgerentscheid,

(Jens Kerstan GAL: Die hatten bloß nicht mit
abgestimmt!)

sie sehen das Durchsetzen von Partikularinteres-
sen und vor allem die Blockadesituation, die wir in
der Wulffschen Siedlung haben.

(Beifall bei der SPD)

Sie finden es gut und richtig, dass es durch den
Senatsbeschluss endlich weiter geht, dass die
Wulffsche Siedlung – Sie haben es eben noch ein-
mal schön ausgeführt, Herr Duge – endlich
moderat erneuert und erweitert werden kann und
damit eine sichere Zukunft im Hamburger Wohnbe-
stand haben wird.

(Beifall bei der SPD)

Ich sehe schon, wir werden noch ein bisschen län-
ger hier sitzen. Nur noch zwei kurze Worte: Uns ist
im weiteren Verfahren ganz wichtig, dass die bis-
herigen Zusagen des Investors – und der ist, ganz
nebenbei bemerkt, weder eine Heuschrecke noch
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ein Miethai, wie es fälschlicherweise proklamiert
wurde – zum Schutz der Mieter weiterhin Bestand
haben.

(Beifall bei der SPD)

Die erneute Bürgerbeteiligung, die jetzt im Rahmen
des bezirklichen B-Plan-Verfahrens beginnen
kann, ist uns sehr wichtig. Wir bitten den Senat,
darauf zu achten, dass im Bezirk ein wirklich brei-
tes Beteiligungsverfahren durchgeführt wird und
dass alle Betroffenen und Interessierten sich an
der Diskussion beteiligen können.

(Dietrich Wersich CDU: Solange das richtige
Ergebnis dabei rauskommt!)

Ich würde mich freuen, wenn auch die Bürgerinitia-
tive sich konstruktiv an den Diskussionen beteiligt.
Ihre Überweisungsbegehren lehnen wir ab. – Vie-
len Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Carola Veit: Frau Abgeordnete, Aus-
drücke, die nicht unserem Sprachgebrauch ent-
sprechen, werden auch nicht dadurch parlaments-
fähig, dass man sie als Zitate benutzt.

Jetzt hat das Wort der Abgeordnete Hesse, eben-
falls für maximal fünf Minuten.

Klaus-Peter Hesse CDU:* Frau Präsidentin, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Frau
Wahlkreisabgeordnete Martin, lassen Sie mich ein-
mal so anfangen. Ich glaube, dass die GAL diesen
Fünfminutenbeitrag nicht angemeldet hat, um mit
Ihnen über Sinn und Unsinn dieser Maßnahme,
nämlich 150 zusätzliche Wohneinheiten und den
Ersatz von 550 Wohneinheiten zu diskutieren,
denn eines ist parteiübergreifend allen klar, mit
Ausnahme vielleicht der LINKEN: Es handelt sich
um eine sinnvolle Maßnahme. Das wird auch von
der CDU so gesehen. Was aber zu Recht von den
grünen Kollegen angesprochen wurde und womit
wir als CDU-Fraktion auch übereinstimmen, ist,
dass die SPD eklatant Spielregeln verletzt hat, als
sie diese Evokation durchgeführt hat. Ich werde Ih-
nen das auch gleich erläutern.

(Dirk Kienscherf SPD: Da sind wir ja mal ge-
spannt!)

Es gibt – der Kollege Dressel hat darüber auch ei-
ne längere Arbeit geschrieben, die er sogar vor
sich liegen hat – ganz klare politische Absichtser-
klärungen dieses Parlaments, welche Entscheidun-
gen in den Bezirken getroffen werden und welche
Entscheidungen auf Landesebene getroffen wer-
den. Wenn Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen
von der SPD, der Auffassung gewesen wären,
dass es sich um einen so wichtigen Bebauungs-
plan handelt, über den nicht im Bezirk entschieden
werden sollte, dann hätten Sie früher evozieren
müssen und nicht abwarten dürfen, bis ein Bürge-

rentscheid zustande kommt, der eine Legitimation
schafft.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Sie haben ein fatales Signal an alle Bezirke unse-
rer Stadt gesendet, indem Sie gesagt haben:
Wenn uns etwas nicht passt, dann überlegen wir
eben, ob wir evozieren.

(Andy Grote SPD: Sie haben alle drei Mona-
te was evoziert als Senat! Das ist doch ein
Witz!)

Sie haben den Bürgerinnen und Bürgern unserer
Stadt signalisiert, dass rechtlich einwandfreies En-
gagement von diesem Senat nicht akzeptiert wird,
sondern dass er frei nach Gusto entscheidet,

(Andy Grote SPD: Wie hätten Sie denn das
Vorhaben durchgesetzt?)

das gefällt uns und das gefällt uns nicht, also evo-
zieren wir oder evozieren wir nicht. Das schafft Po-
litikverdrossenheit bei den Menschen in dieser
Stadt, das schafft Verdrossenheit über Ihre Politik,
und das werden Sie sowohl in diesem Bezirk als
auch auf Landesebene noch zu spüren bekom-
men.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Hier handelt es sich auch nicht, liebe Kollegin Mar-
tin, um gesamtstädtisches Interesse. Sonst müsste
man wirklich – Kollege Duge hat es getan – fragen:
Wo fängt es an und wo hört es auf? Müsste dann
nicht theoretisch auch der Bebauungsplan zum
Schwimmbad Ohlsdorf, auf dessen Gelände
80 Wohnungen entstehen sollten, wogegen sich
aber die Bürger, und zwar ebenfalls mit einem ge-
ringen Quorum, entschieden haben, evoziert wer-
den? Ich sage Ja.

(Jan Quast SPD: Ist das ein Antrag?)

Wenn der Senat das will und seine wohnungsbau-
politischen Ziele ernst nimmt, dann müsste er sich,
genau wie bei Langenhorn 73, viele andere Be-
bauungspläne anschauen und sagen: Das evozie-
ren wir alles, weil wir auf Teufel komm raus Woh-
nungsbau machen müssen.

(Jan Quast SPD: Sie wollen doch, dass
8000 Wohnungen gebaut werden!)

Sie haben aber eben, liebe Kollegin Martin, von ei-
ner Ultima Ratio gesprochen und davon, dass das
ein Einzelfall sei.

(Andy Grote SPD: Also sind Sie nun dafür
oder dagegen? Das ist doch eine Nicht-Posi-
tion, die Sie hier vertreten!)

Dann frage ich mich, ob es sich bei dieser Evokati-
on nicht nur um Signalpolitik handelt. Will der Se-
nat den Bürgerinnen und Bürgern nur zeigen, was
er alles kann und wozu er in der Lage ist? Ist das
ein Zeichen an die Bezirkspolitik: Regt euch nicht
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über Bebauungspläne auf, im Zweifelsfall kassie-
ren wir sowieso alles ein? Wenn das Signalpolitik
war, dann ist es noch unverantwortlicher, was Sie
da gemacht haben.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Wenn Sie sagen, dass ein breites Beteiligungsver-
fahren gebraucht werde, dann kommt dieser Appell
zu spät. Der Senat hatte die Möglichkeit, mit der
Initiative, die obsiegt hat, Gespräche zu führen.
Das hat er nicht getan. Er hat – ich will nicht beur-
teilen, ob "rotzig" der richtige Begriff ist, lieber Kol-
lege Kerstan –

(Heiterkeit bei der GAL)

ohne Kommunikation und ohne Diskussion vor Ort
evoziert. Insofern kann man sich schon über die
Begriffe streiten, wie man so etwas bezeichnen
soll; meine Begriffslage wäre auch irgendwo in die-
ser Nähe angesiedelt.

(Beifall bei der CDU und bei Jens Kerstan
GAL – Andy Grote SPD: Aber Sie hätten es
doch auch gemacht! Nur früher!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich finde es scha-
de, dass Sie keine klaren Worte gefunden haben,
wie Sie in Zukunft mit dem Thema Bebauungsplä-
ne und Evokation umgehen werden. Dieses The-
ma wird uns weiter beschäftigen und wir werden
Sie damit weiter beschäftigen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Präsidentin Carola Veit: Jetzt hat das Wort Herr
Dr. Steffen.

Dr. Till Steffen GAL: Es ist doch schön, dass sich
manche Dinge in dieser Stadt nicht ändern. Als ich
Ende der Neunzigerjahre – ich war relativ frisch in
der Stadt und hatte wenig Ahnung von der politi-
schen Szenerie – auf einem Wochenmarkt Unter-
schriften sammelte und die Bürgerinnen und Bür-
ger darauf ansprach, ob sie auch für mehr Demo-
kratie in Hamburg seien, antwortete eine Frau:
Wissen Sie, ich bin in der SPD.

(Heiterkeit bei der GAL)

Bestimmte Dinge haben sich offenbar nicht geän-
dert. Das sind zwei Welten: Mehr Demokratie und
Bürgerbeteiligung und die SPD in Hamburg.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Der zwischenzeitliche Ausflug in die andere Rich-
tung, für den Andreas Dressel auch persönlich
steht, sich ein bisschen weiter vorzuwagen,

(Andy Grote SPD: Sie haben die Frau da-
mals schon nicht verstanden und verstehen
es heute noch nicht!)

wie es in Oppositionszeiten praktiziert wurde,
scheint in Regierungszeiten wieder zu Ende zu
sein. Da wird dann evoziert – man kann das be-
wusste Wort benutzen oder es vielleicht mit Na-
sensekret ausscheidend umschreiben –, wie es
gerade passt, Hauptsache, die SPD setzt sich
durch.

Auch die GAL in Hamburg Nord hat für diesen Be-
bauungsplan gefochten und dafür, dass die Initiati-
ve sich nicht durchsetzt, weil der Plan gut diskutiert
worden ist. Trotzdem kam diese Entscheidung zu-
stande, und das ist der entscheidende Punkt.

(Zurufe von der SPD – Unruhe im Hause
– Glocke)

Präsidentin Carola Veit (unterbrechend): Meine
Damen und Herren! Wenn Sie die Auseinanderset-
zung mit anderen Mitteln als der Debatte fortsetzen
möchten, dann tun Sie das doch bitte außerhalb
des Plenarsaals. Herr Dr. Steffen hat das Wort und
nur er.

Dr. Till Steffen GAL (fortfahrend): Ich wollte keine
Schlägerei unter den Wahlkreisabgeordneten aus-
lösen, ich wollte nur darauf hinweisen, dass der
Senat natürlich auch Anliegen evozieren kann, die
Gegenstand eines Bürgerbegehrens sind, wenn er
gleich am Anfang klarstellt,

(Gabi Dobusch SPD: Ist das Teil der Abma-
chung, die Sie unterschrieben haben?)

dass diese Angelegenheit von gesamtstädtischem
Interesse ist. So war es auch bei der Frage der Fi-
nanzierung des Deckels durch Einbringung von
Kleingartenflächen. Da haben wir gleich am An-
fang gesagt: Es wird nicht so sein, dass die Bürge-
rinnen und Bürger in Altona durch ihre Mehrheit
darüber entscheiden, ob dieses Projekt, was meh-
rere Bezirke umfasst und auf alle Fälle gesamt-
städtische Bedeutung hat, finanzierbar und damit
realisierbar ist. Das muss man am Anfang sagen.

(Andy Grote SPD: Sie haben doch auch
nach durchgeführten Bürgerentscheiden
evoziert! Das ist doch scheinheilig! Wer
glaubt Ihnen denn das?)

Man darf nicht mit den Bürgerinnen und Bürgern
Ringelpietz mit Anfassen spielen nach dem Motto:
Ihr dürft euch alle beteiligen, und wenn das Ergeb-
nis nicht stimmt, dann sagen wir euch, dass alles
umsonst war. Das ist fehlerhaft und das ist tatsäch-
lich der Sündenfall der SPD in der Bürgerbeteili-
gung.

(Beifall bei der GAL – Andy Grote SPD: Pure
Heuchelei! Sie sollten sich was schämen!)

Wir haben immer gesagt, dass es so nicht geht.
Sie sollten das auf keinen Fall wiederholen. Und
ich finde es eine Farce, dass Sie nicht einmal be-
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reit sind, eine sachliche Debatte hierzu in den Aus-
schüssen zuzulassen.

(Beifall bei der GAL)

Präsidentin Carola Veit: Jetzt hat Frau Sudmann
das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE: Es wirkt wirklich so,
dass es viel Diskussionsbedarf gibt; das freut mich.
Vielleicht wird das bei der SPD dazu führen, doch
noch eine Überweisung zu beantragen.

(Gabi Dobusch SPD: Nee, da haben Sie
was falsch verstanden!)

Ich gehe noch einmal auf Scheinargumente ein
– Partikularinteressen, Wohnungsbaupolitik, Bür-
gerinnenbeteiligung – und was wirklich passiert.

Schauen wir uns das doch erst einmal wohnungs-
baupolitisch an. 550 Wohnungen stehen dort, das
wird niemand bestreiten. 700 sollen es werden,
wenn die bestehenden Wohnungen nach und nach
erneuert – sprich abgerissen – werden. Es geht al-
so um ein Plus von 150 Wohnungen. Das ist nicht
wenig

(Jan Quast SPD: 30 Prozent mehr! – Zuruf
von Andy Grote SPD)

– Herr Grote, ich kann Sie leider nicht verstehen –,
aber Sie werden zugeben müssen, dass auch die
Bürgerinneninitiative vor Ort konstruktive Vorschlä-
ge gemacht hat, darunter einen, der auch auf ein
Plus von 150 Wohnungen gekommen ist. Also ist
schon wohnungsbaupolitisch nicht sehr gut zu be-
gründen, warum das alles schlecht sein soll.

Dann schreibt der Senat selber in der Drucksache
20/3463, dass die Wohnungen durchschnittlich
49 Quadratmeter groß sind, und versucht zu sug-
gerieren, dass das eine ganz schlechte Größe sei.
Ich weiß nicht, in welcher Stadt der Senat lebt. Ich
lebe in einer Stadt, von der ich immer höre, dass
sie die Single-Hauptstadt Deutschlands wird. Und
Singles, gerade älter werdende Singles, werden so
wenig Geld haben, dass sie heilfroh sind, 49 Qua-
dratmeter Wohnfläche finanzieren zu können.

(Jan Quast SPD: Aber doch nicht in der Ge-
gend am Ende der Stadt!)

Also kann man doch nicht sagen, das sei eine
Wohnungsgröße, die wir nicht brauchen – auch
kein Argument.

(Gabi Dobusch SPD: Das soll doch keine
Seniorenwohnanlage werden!)

So preisgünstig, wie die Wohnungen jetzt sind,
werden sie nicht auf Dauer bleiben. Sie wissen ge-
nauso gut wie ich, wie viel Bestand eine Zusage
an Mieterinnen und Mieter hat. Wir haben schon
oft genug erlebt, dass das nicht von langer Dauer
ist.

Kommen wir zu den Partikularinteressen. Frau
Martin, Sie haben leider nicht gesagt, wessen Par-
tikularinteressen Sie beklagen. Sind es die der
Mieterinnen, des Investors oder der Anwohnerin-
nen? Sie meinen wahrscheinlich die Anwohnerin-
nen; ich gehe aber auf die Partikularinteressen der
Mieterinnen und Mieter ein. Ich weiß nicht, ob Ih-
nen bekannt ist, dass sich von den Mieterinnen
und Mietern aus den 550 Wohnungen 400 für den
Bürgerentscheid ausgesprochen haben. Das fin-
den Sie jetzt völlig irritierend.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Haben Sie das
jetzt nachgezählt? Ich dachte, das war eine
geheime Wahl!)

– Das war geheim, aber die Mieterinnen und Mie-
ter haben sich im Vorwege geäußert, und das durf-
ten sie auch.

Die Mieterinnen, die da wohnen – und um die geht
es ja auch wohl –, sind für den Bürgerentscheid.
Sie versuchen immer, die Anwohnerinnen zu spal-
ten. Ich habe die Anwohnerinnen nicht so einseitig
verstanden wie Sie. Und wenn Frau Martin sagt,
dass Sie sich bei dem neuen Bebauungsplan eine
intensive Bürgerinnen- und Bürgerbeteiligung wün-
schen, dann finde ich das wirklich absurd.

(Beifall bei der LINKEN und der GAL)

Sie stellen fest, dass auf dem Langenhorner Markt
kein Aufruhr herrscht, aber Sie haben bisher nicht
gesagt – der Senat hat es auch nicht getan, er hat
sich immer nur in Prozentzahlen ausgedrückt –,
dass sich immerhin 32 000 Bewohnerinnen in
Hamburg-Nord dagegen ausgesprochen haben,
dass Langenhorn 73 realisiert wird. Ob diese
32 000 alle aus Langenhorn kommen, ist sehr frag-
lich, da gebe ich Ihnen völlig recht, aber es ist nun
einmal das Wesen des Bürgerinnen- und Bürge-
rentscheids, dass er in einem Bezirk stattfindet.
Auch das ignorieren Sie komplett.

Ich sehe ehrlich gesagt nicht, warum Sie die De-
batte im Ausschuss verweigern, und ich sehe über-
haupt nicht, warum der Senat evoziert hat und Sie
das auch noch unterstützen.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der GAL)

Präsidentin Carola Veit: Jetzt hat Herr Dr. Dres-
sel das Wort, ebenfalls für maximal fünf Minuten.

(Finn-Ole Ritter FDP: Jetzt trägt er seine Ar-
beit vor!)

Dr. Andreas Dressel SPD: – Nein.

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Es ist
unsere gemeinsame Arbeit, nämlich das, was wir
hier zwischen allen Fraktionen vereinbart haben,
die Drucksache 20/2903. Da steht auch der Kolle-
ge Steffen mit drauf, der eben noch von einem
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Sündenfall gesprochen hat. Ich empfehle die Lek-
türe der letzten Seite und zitiere einmal:

"Wenn der Senat im Falle eines vorange-
gangenen Bürgerentscheids in die Bezirks-
politik eingreift, so ist ihm das – schon nach
geltendem Recht – nicht zu verwehren; er
muss aber nunmehr […] auch gegenüber
dem Landesparlament die maßgeblichen
Gründe dafür in einer Bürgerschaftsdrucksa-
che darlegen und damit eine bürgerschaftli-
che Debatte hierzu ermöglichen."

Exakt das ist passiert. Der Senat hat eine Drucksa-
che vorgelegt. Das Sie es nicht zur Debatte ange-
meldet haben, ist Ihr Problem, aber nicht unseres.

(Beifall bei der SPD)

Das war Teil des gemeinsamen Beschlusses, den
wir getroffen haben. Dazu stehen wir mit Punkt und
Komma und daran werden wir uns auch in Zukunft
halten.

(Dr. Till Steffen GAL: Wir haben auch nicht
behauptet, dass es rechtswidrig ist!)

– Doch, es sind Worte wie "Sündenfall", "fehler-
haft" und "Spielregeln verletzt" gefallen. Das ist al-
les nicht der Fall. Man kann politisch über diese
Angelegenheit unterschiedlich diskutieren, das ist
völlig normal und in Ordnung, aber dass Spielre-
geln verletzt worden sind, ist definitiv nicht der Fall.

Der andere Punkt ist – das ist für uns völlig klar,
Frau Martin hat es eben auch ausgeführt –, dass
eine Evokation immer die Ausnahme sein wird. Es
ist auch nicht Inhalt unserer Wohnungsbaupolitik,
uns überall mit Evokationen durchsetzen zu wol-
len. Wenn Sie sich den Vertrag für Hamburg ein-
mal durchlesen, in dem die Grundzüge unserer
Wohnungsbaupolitik benannt sind, dann werden
Sie auch den Punkt finden, dass Evokation die ab-
solute Ausnahme bleiben muss. Wir setzen auf
Bürgerbeteiligung, um die erforderlichen Woh-
nungsbauzahlen zu erreichen, aber es muss auch
einmal eine Ausnahme geben können, nach Abwä-
gung aller Interessen zu einer anderen Entschei-
dung zu kommen. Das war in diesem Fall so gege-
ben und deshalb war es richtig, diese Entschei-
dung zu treffen.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Carola Veit: Das Wort hat der Abge-
ordnete Kerstan, ebenfalls für maximal fünf Minu-
ten.

Jens Kerstan GAL:* Lieber Andreas Dressel! Sich
so für ein Thema einzusetzen und dann derart win-
keladvokatisch zu argumentieren, wenn der Senat
eine andere Position vertritt, das ist schon traurig.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU – Zurufe von der SPD – Glocke)

Präsidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Kerstan, das entspricht wirklich nicht dem parla-
mentarischen Sprachgebrauch.

Jens Kerstan GAL (fortfahrend): Niemand hat be-
hauptet, dass das, was der Senat und die SPD ge-
macht haben, verfassungswidrig sei.

(Andy Grote SPD: Regelverletzung wurde
gesagt und das stimmt nicht!)

Wir haben gesagt, dass das dem Ziel einer Bürger-
beteiligung entgegenläuft.

Es stimmt, was Sie zitiert haben: In dem gemein-
samen Antrag steht, der Senat solle eine Drucksa-
che verfassen, um eine bürgerschaftliche Debatte
zu ermöglichen. Ich möchte darauf hinweisen,
dass auch die Arbeit in den Ausschüssen Teil un-
serer Arbeit ist und dass auch dort bürgerschaftli-
che Debatten stattfinden. Was wir nicht in den An-
trag geschrieben haben, ist, dass der Senat eine
Drucksache verfasst, um eine bürgerschaftliche
Debatte zu ermöglichen, und die Mehrheitsfraktion
das dann einfach ablehnt.

(Andy Grote SPD: Sie hätten sie doch füh-
ren können, Ihre Debatte, Sie haben sie
nicht angemeldet! So wichtig kann es Ihnen
ja nicht gewesen sein!)

Insofern, lieber Andreas Dressel, ist es schon so,
dass du in der Opposition schöne Ziele verfochten
hast, die du zu Regierungszeiten bei erster Gele-
genheit gebrochen hast. Dass ihr das nicht im Aus-
schuss debattieren wollt, verstehe ich sehr gut.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Präsidentin Carola Veit: Wenn keine weiteren
Wortmeldungen vorliegen, stelle ich fest, dass die
Bürgerschaft von der Senatsmitteilung zu Langen-
horn 73 Kenntnis genommen hat.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 22, Drucksa-
che 20/3483, Unterrichtung durch die Präsidentin:
Bürgerschaftliches Ersuchen vom 23.11.2011 "Son-
dernutzungsgebühr für die Fernwärmeversorgung".

[Unterrichtung durch die Präsidentin der Bür-
gerschaft:
Bürgerschaftliches Ersuchen vom 23.11.2011
"Sondernutzungsgebühr für die Fernwärmever-
sorgung" (Drs.: 20/2345)
– Drs 20/3483 –]

Zu dieser Drucksache liegt ein Antrag der CDU-
Fraktion auf Überweisung an den Haushaltsaus-
schuss vor.

Wer möchte diesem Überweisungsbegehren zu-
stimmen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Dann
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ist das Überweisungsbegehren mehrheitlich abge-
lehnt.

Ich stelle fest, dass die Bürgerschaft auch von die-
ser Drucksache Kenntnis genommen hat.

Tagesordnungspunkt 26, Drucksache 20/3363, Be-
richt des Stadtentwicklungsausschusses: Koopera-
tives Verfahren zur Planung und Umsetzung der
"Mitte Altona".

[Bericht des Stadtentwicklungsausschusses
über die Drucksache 20/2674:
Kooperatives Verfahren zur Planung und Um-
setzung der "Mitte Altona" (Senatsantrag)
– Drs 20/3363 –]

Hierzu haben mir die Abgeordneten Martin und
Heinemann mitgeteilt, dass sie an der Abstimmung
nicht teilnehmen werden.

Wer möchte sich nun der Empfehlung des Stadt-
entwicklungsausschusses aus Drucksache
20/3363 anschließen? – Gegenprobe. – Enthaltun-
gen? – Dann ist das mehrheitlich so beschlossen
worden.

Tagesordnungspunkt 27, Drucksache 20/3437, Be-
richt des Stadtentwicklungsausschusses: 122. Än-
derung des Flächennutzungsplans und 105. Ände-
rung des Landschaftsprogramms einschließlich Ar-
ten- und Biotopschutzprogramm für die Freie und
Hansestadt Hamburg, Überregionaler Fachmarkt in
Eidelstedt.

[Bericht des Stadtentwicklungsausschusses
über die Drucksache 20/1157:
122. Änderung des Flächennutzungsplans für
die Freie und Hansestadt Hamburg (Überregio-
naler Fachmarkt in Eidelstedt)
105. Änderung des Landschaftsprogramms ein-
schließlich Arten- und Biotopschutzprogramm
für die Freie und Hansestadt Hamburg (Überre-
gionaler Fachmarkt in Eidelstedt) (Senatsan-
trag)
– Drs 20/3437 –]

Wer möchte der Empfehlung des Stadtentwick-
lungsausschusses folgen? – Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Dann ist das mit Mehrheit so be-
schlossen worden.

Punkt 29, Drucksache 20/3436, Bericht des Aus-
schusses für Justiz, Datenschutz und Gleichstel-
lung: Volksinitiative "Transparenz schafft Vertrau-
en" und Feststellung des Senats über das Zustan-
dekommen dieser Volksinitiative.

[Bericht des Ausschusses für Justiz, Daten-
schutz und Gleichstellung über die Drucksa-
chen 20/2720 und 20/2741:
Feststellung des Senats über das Zustande-
kommen der Volksinitiative "Transparenz
schafft Vertrauen" (Senatsmitteilung) und
Volksinitiative "Transparenz schafft Vertrauen"
(Unterrichtung durch die Präsidentin der Bür-
gerschaft)
– Drs 20/3436 –]

Hierzu liegen Ihnen als Drucksachen 20/3649 und
20/3676 Anträge der FDP- und GAL-Fraktion vor.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Bericht des Ausschusses für Justiz, Daten-
schutz und Gleichstellung über die Drs.
20/2720 und 20/2741
– Drs 20/3649 –]

[Antrag der GAL-Fraktion:
Volksinitiative für ein Hamburger Transparenz-
gesetz
– Drs 20/3676 –]

Die GAL-Fraktion möchte beide Anträge getrennt
abstimmen lassen.

Dann stimmen wir zunächst über den FDP-Antrag
20/3649 ab. Diesen möchte die SPD-Fraktion an
den Ausschuss für Justiz, Datenschutz und Gleich-
stellung überweisen.

Wer stimmt dem Überweisungsbegehren zu?
– Gegenprobe. – Enthaltungen? – Dann ist das
mehrheitlich so beschlossen.

Nun zum GAL-Zusatzantrag, Drucksache 20/3676.
Auch diesen möchte die SPD-Fraktion an den Aus-
schuss für Justiz, Datenschutz und Gleichstellung
überweisen.

Wer stimmt diesem Überweisungsbegehren zu?
– Gegenprobe. – Enthaltungen? – Dann ist dieser
Antrag einstimmig überwiesen worden.

Ich stelle fest, dass die Bürgerschaft vom Bericht
des Ausschusses für Justiz, Datenschutz und
Gleichstellung aus Drucksache 20/3436 Kenntnis
genommen hat.

Punkt 32, Drucksache 20/3452, Bericht des Ver-
kehrsausschusses: Plattformen in Altona: Betreten
verboten! Dockland und Altonaer Kreuzfahrttermi-
nal schnell und dauerhaft zugänglich machen!

[Bericht des Verkehrsausschusses über die
Drucksache 20/1406:
Plattformen in Altona: Betreten verboten! Dock-
land und Altonaer Kreuzfahrtterminal schnell
und dauerhaft zugänglich machen! (Antrag der
CDU-Fraktion)
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– Drs 20/3452 –]

Wer möchte sich der Empfehlung des Verkehrs-
ausschusses anschließen? – Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Dann war das einstimmig.

Punkt 33, Drucksache 20/3493, Bericht des Haus-
haltsausschusses: Haushaltsplan-Entwurf 2011/
2012, Einzelplan 9.1, Kapitel 9100 und 9101
– Vollständigen und gerechteren Steuervollzug si-
cherstellen durch mehr Steuerfahnderinnen und
-fahnder und mehr Betriebsprüferinnen und -prüfer
und Stellungnahme des Senats zum Ersuchen der
Bürgerschaft vom 23. Juni 2011 "Stärkung der
steuerlichen Betriebsprüfung".

[Bericht des Haushaltsausschusses über die
Drucksachen 20/2187 und 20/2509:
Haushaltsplan-Entwurf 2011/2012, Einzelplan
9.1, Kapitel 9100 und 9101 Titel KRD, KRV
– Vollständigen und gerechteren Steuervollzug
sicherstellen durch mehr Steuerfahnder/-innen
und mehr Betriebsprüfer/-innen (Antrag der
Fraktion DIE LINKE) und
Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Bürgerschaft vom 23. Juni 2011 "Stärkung
der steuerlichen Betriebsprüfung" (Drucksache
20/742 und Ergänzungsantrag – Drucksache
20/848) (Senatsmitteilung)
– Drs 20/3493 –]

Wer möchte Ziffer 1 der Ausschussempfehlung fol-
gen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Dann ist
das mit großer Mehrheit so beschlossen worden.

Ich stelle fest, dass die in Ziffer 2 erbetene Kennt-
nisnahme erfolgt ist.

Punkt 35, Drucksache 20/3495, Bericht des Haus-
haltsausschusses: Planung einer Verlängerung der
U4 bis zu den Elbbrücken unter Verwendung von
Zuweisungen des Bundes gemäß § 5 Regionalisie-
rungsgesetz in Höhe von 4,2 Millionen Euro, zu-
gleich Stellungnahme des Senats zum Ersuchen
der Bürgerschaft vom 17. Mai 2011 "Verlängerung
der U4 bis zu den Elbbrücken".

[Bericht des Haushaltsausschusses über die
Drucksache 20/2696:
Planung einer Verlängerung der U-Bahn-Linie 4
bis zu den Elbbrücken unter Verwendung von
Zuweisungen des Bundes gemäß § 5 Regionali-
sierungsgesetz in Höhe von 4,2 Mio. Euro, zu-
gleich Stellungnahme des Senats zum Ersu-
chen der Bürgerschaft vom 17. Mai 2011 "Ver-
längerung der U4 bis zu den Elbbrücken"
(Drucksache 20/523) (Senatsantrag)
– Drs 20/3495 –]

Wer möchte sich der Empfehlung des Haushalts-
ausschusses anschließen? – Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Dann ist das mehrheitlich so be-
schlossen.

Punkt 38, Drucksache 20/3514, Bericht des Ver-
fassungs- und Bezirksausschusses: Einheitliches
Rauch- und Alkoholverbot auf Hamburger Spiel-
plätzen.

[Bericht des Verfassungs- und Bezirksaus-
schusses über die Drucksache 20/2436:
Einheitliches Rauch- und Alkoholverbot auf
Hamburger Spielplätzen (Antrag der CDU-Frak-
tion)
– Drs 20/3514 –]

Wer möchte der Ausschussempfehlung folgen?
– Gegenprobe. – Enthaltungen? – Dann ist das
mehrheitlich so beschlossen.

Punkt 40, Drucksache 20/3539, Bericht des Famili-
en-, Kinder- und Jugendausschusses: Haushalts-
plan-Entwurf 2011/2012, Einzelplan 4 - Verbesse-
rungen zur Attraktivitätssteigerung in der Kinderta-
gespflege und: Keine weiteren Hürden für die Kin-
dertagespflege in Hamburg - Senat muss sich für
unbürokratische Regelung bei der Umsetzung der
EU-Hygienevorschriften einsetzen.

[Bericht des Familien-, Kinder- und Jugendaus-
schusses über die Drucksachen 20/2145 und
20/2825:
Haushaltsplan-Entwurf 2011/2012, Einzelplan 4
– Verbesserungen zur Attraktivitätssteigerung
in der Kindertagespflege (Antrag der CDU-Frak-
tion) und
Keine weiteren Hürden für die Kindertagespfle-
ge in Hamburg – Senat muss sich für unbüro-
kratische Regelung bei der Umsetzung der EU-
Hygienevorschriften einsetzen (Antrag der
CDU-Fraktion)
– Drs 20/3539 –]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/3643 ein An-
trag der CDU-Fraktion vor.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Verbesserungen zur Attraktivitätssteigerung in
der Kindertagespflege
– Drs 20/3643 –]

Über den stimmen wir zuerst ab. Auf Antrag der
Fraktion DIE LINKE werden wir ziffernweise ab-
stimmen.

Wer Ziffer 1 des CDU-Antrags annehmen möchte,
den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Damit ist Ziffer 1 abgelehnt.
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Wer möchte den Ziffern 2, 3 und 6 seine Zustim-
mung geben? – Gegenprobe. – Enthaltungen?
– Damit haben auch diese Ziffern keine Mehrheit
gefunden.

Wer möchte die Ziffern 4 und 5 beschließen?
– Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit sind auch
diese Ziffern abgelehnt.

Nun zum Bericht des Familien-, Kinder- und Ju-
gendausschusses.

Wer möchte römisch I der Ausschussempfehlung
folgen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist
dann einstimmig so beschlossen.

Wer schließt sich römisch II der Ausschussemp-
fehlung an? – Gegenprobe. – Enthaltungen?
– Dann war auch das einstimmig.

Punkt 44, Drucksache 20/3253, Antrag der CDU-
Fraktion: Gesetz zur steuerlichen Förderung von
energetischen Sanierungsmaßnahmen an Wohn-
gebäuden.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Gesetz zur steuerlichen Förderung von energe-
tischen Sanierungsmaßnahmen an Wohnge-
bäuden
– Drs 20/3253 –]

Wer möchte diesen Antrag annehmen? – Gegen-
probe. – Enthaltungen? – Damit hat dieser Antrag
keine Mehrheit gefunden.

Wir kommen zu Punkt 47, Drucksache 20/3430,
Antrag der GAL-Fraktion: Änderung des Gesetzes
über Entschädigungsleistungen bei ehrenamtli-
chen Tätigkeiten in der Verwaltung: Zuschuss für
Kinderbetreuungskosten auch für Deputierte.

[Antrag der GAL-Fraktion:
Änderung des Gesetzes über Entschädigungs-
leistungen bei ehrenamtlichen Tätigkeiten in
der Verwaltung: Zuschuss für Kinderbetreu-
ungskosten auch für Deputierte
– Drs 20/3430 –]

Wer möchte diesem Antrag seine Zustimmung ge-
ben? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist
dieser Antrag mit großer Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zu den Punkten 50 und 69, den
Drucksachen 20/3502 und 20/3550, Antrag der
Fraktion DIE LINKE: Mehr Bewegungsfreiheit für
Flüchtlinge – Residenzpflicht für Asylbewerberin-
nen und -bewerber und Geduldete lockern und ab-
schaffen!
und Antrag der FDP-Fraktion: Weitere Lockerung

der Residenzpflicht durch Abschluss von Länder-
vereinbarungen.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Mehr Bewegungsfreiheit für Flüchtlinge – Resi-
denzpflicht für Asylbewerber/-innen und Gedul-
dete lockern und abschaffen!
– Drs 20/3502 –]

[Antrag der FDP-Fraktion:
Weitere Lockerung der Residenzpflicht durch
Abschluss von Ländervereinbarungen
– Drs 20/3550 –]

Zur Drucksache 20/3502 liegt Ihnen mit der Druck-
sache 20/3655 ein Antrag der GAL-Fraktion vor.

[Antrag der GAL-Fraktion:
Residenzpflicht
– Drs 20/3655 –]

Die Drucksachen 20/3502 und 20/3655 möchten
die Fraktionen der GAL, FDP und LINKEN an den
Innenausschuss überweisen.

Zur Drucksache 20/3550 liegt ein Antrag der FDP-
Fraktion auf Überweisung an den Innenausschuss
vor.

Wer möchte also nun die Drucksachen 20/3502
und 20/3655 an den Innenausschuss überweisen?
– Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist das
Überweisungsbegehren abgelehnt.

Wer möchte einer Überweisung der Drucksache
20/3550 an den Innenausschuss seine Zustim-
mung geben? – Gegenprobe. – Enthaltungen?
– Damit ist auch dieses Überweisungsbegehren
abgelehnt.

Mir ist mitgeteilt worden, dass für den Fall der Ab-
lehnung der Überweisungsbegehren aus den Rei-
hen der Links-Fraktion, der GAL-Fraktion und der
FDP-Fraktion gemäß Paragraf 26 Absatz 6 unserer
Geschäftsordnung das Wort begehrt wird.

Frau Schneider, Sie haben es für maximal fünf Mi-
nuten.

Christiane Schneider DIE LINKE: Frau Präsiden-
tin, meine Damen und Herren! Die SPD hat im
Bundestag im Mai 2011 einen Antrag gestellt mit
dem Titel "Mehr Bewegungsfreiheit für Asylsu-
chende und Geduldete". Im Petitum hieß es:

"Der räumliche Aufenthalt von Asylbewer-
bern und Geduldeten kann nicht länger be-
schränkt werden."

Dem stimmen wir voll inhaltlich zu. Der Bundestag
hat den Antrag mit Mehrheit abgelehnt. In Ham-
burg könnte die SPD handeln, und hier tut sie es
nicht. Ich will Ihnen offen sagen, Sie entwerten Ihre
politischen Positionen, die Sie im Bund vertreten,
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das ist unwürdig. Sie sagen hier Ja und dort Nein,
das entwertet Ihr Ja.

(Beifall bei der LINKEN, der GAL und bei
Finn-Ole Ritter FDP)

Viele Länder gehen bereits voran. Es ist nämlich
jetzt möglich, die Bewegungsfreiheit zu erweitern.
Berlin und Brandenburg haben ein Abkommen ge-
schlossen, Niedersachsen und Bremen, NRW hat
erweitert, Schleswig-Holstein hat erweitert, es gibt
eine Anfrage an Hamburg, sich der Vereinbarung
zwischen Niedersachsen und Bremen anzuschlie-
ßen, damit die Bewegungsfreiheit der Flüchtlinge
über Ländergrenzen hinweg möglich ist. Der nie-
dersächsische Innenminister Schünemann ist für
seine Flüchtlingspolitik, man kann es nicht anders
sagen, berüchtigt. Ich habe den Eindruck, dass
Herr Neumann anzustreben scheint, ihn in den
Schatten zu stellen, wenn er nicht einmal das
macht, was Herr Schünemann in Niedersachsen
macht.

(Dirk Kienscherf SPD: Der macht das ja aus
ganz anderen Gründen!)

Ich habe gehört, Herr Schäfer, Sie wollen sich
auch dazu äußern. Sie werden die Position der
SPD, die diese Anträge nicht einmal überweisen
will, gleich begründen. Ich frage mich natürlich,
welche Argumente es dafür gibt. Mir persönlich fällt
kein einziges ein,

(Dirk Kienscherf SPD: Lassen Sie sich über-
raschen!)

gerade nach Ihrem Antrag im Bundestag oder
nach dem, was Sie sonst sagen. Tatsächlich hört
man, dass es das Argument gibt, die Flüchtlinge
kämen dann alle nach Hamburg. Dazu möchte ich
eindeutig sagen, erstens wäre das kein Grund, die
Debatte der Anträge abzulehnen, denn es gibt ein
Menschenrecht auf Freizügigkeit und wir haben die
Möglichkeit, diesem Menschenrecht ein Stück weit
zur Geltung zu verhelfen. Dagegen gibt es kein Ar-
gument.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der GAL)

Zweitens trifft das gar nicht zu. Sie behaupten das,
andere Länder sind vorangegangen, Berlin und
Brandenburg bauen das aus. Natürlich hätte die
SPD auch dort argumentieren können, die Flücht-
linge kämen dann alle nach Berlin. Offensichtlich
klappt es aber gut, was man also so hört, trifft nicht
zu. Wir könnten es im Ausschuss ausführlich dis-
kutieren und widerlegen, aber das scheinen Sie
genau verhindern zu wollen. Ich finde superpein-
lich, was Sie machen.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der GAL)

Es ist kein Wunder, dass im Regierungsprogramm
nicht ein einziges Wort zur Flüchtlingspolitik steht.

So wie sich Ihre Flüchtlingspolitik in diesem ersten
Jahr darstellt, hat sich wahrscheinlich der PC ge-
sträubt, die Worte aufzunehmen, die Sie hätten
schreiben müssen.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der GAL)

Präsidentin Carola Veit: Herr Dr. Schäfer, Sie ha-
ben das Wort.

Dr. Martin Schäfer SPD: Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Es ist schon beeindruckend,
dass man Argumente widerlegen soll, die man
noch gar nicht geäußert hat. Die jetzige Regelung
sieht eine gleichmäßige Verteilung von Flüchtlin-
gen über die Bundesländer vor. Das hat seinen gu-
ten Grund und sorgt dafür, dass nicht auf irgendei-
ne Art und Weise Bevorteilung oder Benachteili-
gung stattfindet. Daher sind wir der Meinung, dass
es genau so bleiben sollte,

(Beifall bei der SPD)

zumal in bestimmten Fällen, wenn aus Gründen
von Familienbesuchen und dergleichen ein Antrag
gestellt wird, aus einem Bundesland ausreisen zu
dürfen, diese Möglichkeiten in Hamburg großzügig
geregelt werden. Das geht so weit, dass für diese
Anträge, die per Bundesgesetz kostenpflichtig wä-
ren, de facto in Hamburg keine Kosten erhoben
werden. Des Weiteren sind nach meiner Informati-
on auch Eingaben bisher kein wirkliches Problem
gewesen, sodass wir der Meinung sind, so wie es
ist, ist es gut, und so bleibt es.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Carola Veit: Das Wort hat Frau Möl-
ler.

Antje Möller GAL:* Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Dr. Schäfer, Ihr Redebeitrag
hat nach den ersten zwei Sätzen schon deutlich
gemacht, wie notwendig die Ausschussbefassung
zu diesem Thema wäre.

(Beifall bei der GAL, der LINKEN und verein-
zelt bei der FDP)

Wahrscheinlich wäre es sogar gut, eine Expertin-
nen- oder Expertenanhörung zu machen, weil Sie
sicher den Vertretern der Bundesländer, die Frau
Schneider schon aufgezählt hat – ich kann das
gern noch komplettieren –, schlicht und einfach
nicht glauben werden. Sie werden andere Exper-
tinnen und Experten zu Rate ziehen, die Ihnen
dann sagen, dass diese Öffnung einer Regelung,
die europaweit in Deutschland einzigartig ist, näm-
lich eine strikte Residenzpflicht auf kleine Teile der
Bundesländer – die Stadtstaaten haben ihren klei-
nen Raum zu einer Einheit zusammengefasst –, an
der gleichmäßigen Verteilung überhaupt nichts än-
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dert. Die Zuständigkeit der einzelnen Ausländerbe-
hörden in den Flächenländern, genauso wie in
Hamburg, ist völlig unverändert. Mit der Regelung,
die jetzt in Schleswig-Holstein, in Berlin, Branden-
burg, Niedersachsen und Bremen, in Baden-Würt-
temberg, Nordrhein-Westfalen und Sachsen-An-
halt,

(Finn-Ole Ritter FDP: In ganz Deutschland,
außer in Hamburg!)

vielleicht irgendwann in ganz Deutschland außer in
Hamburg angewandt wird, ändert sich an dem
Wohnbezirk der Flüchtlinge nichts.

(Beifall bei der GAL, vereinzelt bei der FDP
und bei Mehmet Yildiz DIE LINKE)

Sie sind nicht berechtigt, ihren Wohnsitz woanders
zu nehmen, aber sie dürfen diesen Wohnbezirk
verlassen, und darum geht es. Sie dürfen soziale
Kontakte pflegen,

(Andy Grote SPD: Das dürfen sie jetzt
auch!)

sie dürfen kulturelle Kontakte pflegen, sie dürfen
sich Arbeit woanders suchen. In Hamburg gibt es
mehr als 2000 Menschen mit einer sogenannten
Duldung. Die Duldung dieser 2000 Menschen dau-
ert schon länger als zehn Jahre. Diese 2000 Men-
schen haben bisher legal die Hansestadt nicht ver-
lassen dürfen.

(Andy Grote SPD: Doch, auf entsprechen-
den Antrag!)

Das ist ein Unding.

(Beifall bei der GAL, der LINKEN und verein-
zelt bei der FDP)

Diese sogenannte Verlassenserlaubnis – Herr Gro-
te, nicht Antrag, Verlassenserlaubnis, das Wort
muss man sich einmal auf der Zunge zergehen
lassen – ist ein hochbürokratisches Instrument. Es
gibt mehr Ordnungswidrigkeiten, begangen von
Flüchtlingen, die die Residenzpflicht verletzt ha-
ben, keine Verlassenserlaubnis beantragt haben,
dafür aber straffällig nach dem Ausländerrecht ge-
worden sind, als Verlassenserlaubnisse in dieser
Stadt. Das sagt doch alles. Berlin und Branden-
burg sind anderthalb Jahre nach Umsetzung dieser
Regelung zu der Erkenntnis gekommen, dass es
keinen überhaupt nur messbaren, geschweige
denn unkontrollierten Zustrom nach Berlin gibt.
Berlin hatte die gleiche Besorgnis, aber so etwas
gibt es nicht. Die Leute bewegen sich frei zwischen
Brandenburg und Berlin, sie arbeiten teilweise in
Berlin und fahren abends nach Brandenburg zu-
rück. Das ist die Idee von Freizügigkeit. Der Auf-
enthaltsstatus verändert sich nicht, der Wohnsitz
verändert sich nicht.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Dürfen die da
denn arbeiten?)

– Sie dürfen da arbeiten, selbstverständlich.
Flüchtlinge, die länger als ein Jahr im Land leben,
dürfen arbeiten, das wissen Sie genau, Herr
Dr. Dressel.

Wir brauchen eine Überweisung an den Aus-
schuss, um über diese drei Anträge reden zu kön-
nen. Sie können das nicht im Ernst mit diesen lä-
cherlichen Argumenten von Herrn Dr. Schäfer ver-
weigern.

(Beifall bei der GAL, der LINKEN und verein-
zelt bei der FDP)

Präsidentin Carola Veit: Herr Ritter, Sie haben
das Wort.

(Olaf Ohlsen CDU: Der ist ja nicht zu halten,
der Junge!)

Finn-Ole Ritter FDP: Liebe SPD-Fraktion, ich bin
immer wieder überrascht – das muss nicht immer
positiv sein –, dass ich als Vertreter der FDP Sie
auffordern muss, bei so einem Thema die Anträge
an den Ausschuss zu überweisen. Es geht nicht
um eine Meinung von Ihnen, es geht darum, die
Anträge im Ausschuss zu diskutieren. Sie haben
gerade die Begründung dafür von Frau Möller und
Frau Schneider gehört, die wir vollumfänglich tei-
len. Deshalb noch einmal die Aufforderung, diese
Anträge an den Ausschuss zu überweisen.

(Beifall bei der FDP, der GAL und der LIN-
KEN)

Ich weiß, wie man sich in der Isolation fühlt – Sie
wissen, welcher Partei ich angehöre –,

(Heiterkeit im Plenum)

aber das soll nicht das Hauptargument sein. Ich
möchte Ihnen nur sagen, bleiben Sie nicht das gal-
lische Dorf der SPD in Deutschland. Ich möchte Ih-
nen den Antrag der Bundestagsfraktion vorlesen:

"Das führt für die Betroffenen zu einer star-
ken Einschränkung der Bewegungsfreiheit
und zu unerwünschter sozialer Isolation."

Liebe SPD-Fraktion, haben Sie Ihre Menschlichkeit
jetzt vergessen?

(Beifall bei der LINKEN und bei Dorothee
Martin – Zuruf von Dirk Kienscherf, beide
SPD)

– Herr Kienscherf, da Sie Niedersachsen anspre-
chen, frage ich mich, ob Sie im Thema sind. CDU
und FDP haben zur Lockerung der Residenzpflicht
eine Vereinbarung mit Bremen geschlossen und
auch an den Hamburger Senat Aufforderungen ge-
richtet, sich der neuen Regelung anzuschließen.
Wo ist Ihre Antwort? Sie blocken das ab und über-
weisen den Antrag nicht einmal an den Ausschuss.

(Dirk Kienscherf SPD: Wer jetzt in Nieder-
sachsen wohnt, ist sozial isoliert?)
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So können Sie nicht mit uns umgehen, wenn wir
solche Anträge stellen, Herr Kienscherf.

(Beifall bei der FDP, der GAL und der Lin-
ken)

Herr Dr. Schäfer, ich weiß nicht, ob Sie sich in das
Thema ein bisschen eingelesen haben. Das von
Ihnen vorgebrachte Argument, Hamburg würde
wegen seiner besonderen Attraktivität zum Ziel vie-
ler Flüchtlinge aus ländlichen Regionen, ist einfach
nicht haltbar. Unlängst erklärte, Herr Dressel, der
SPD-Innenminister in Brandenburg, befürchtete
Probleme wie verstärktes Untertauchen, vermehrte
Straftaten und eine Verzögerung des Asylverfah-
rens mangels Erreichbarkeit seien nicht eingetre-
ten. Wo sind Ihre Gegenargumente, liebe SPD-
Fraktion?

(Beifall bei der FDP, der GAL und der LIN-
KEN)

Sie könnten jetzt sagen, Brandenburg sei ein Flä-
chenland und mit Hamburg nicht vergleichbar, aber
dieses Land hat das Einvernehmen mit Berlin her-
gestellt, auch eine attraktive Stadt für jeden, für
mich nach Hamburg auch eine attraktive Stadt.
Liebe SPD-Fraktion, geben Sie in diesem Punkt Ih-
ren Hardlinern keine Chance, und lassen Sie uns
wenigstens im Ausschuss darüber diskutieren.
– Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der GAL und der LIN-
KEN)

Präsidentin Carola Veit: Nun hat das Wort Herr
Haufler, ebenfalls für maximal fünf Minuten.

(Andy Grote SPD: Sie dürfen Hamburg so-
fort verlassen!)

Nikolaus Haufler CDU:* Frau Präsidentin, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Wir haben nun vier Po-
sitionen gehört, die jeweils in sich völlig wider-
sprüchlich waren. Ich hoffe, dass ich jetzt eine Po-
sition vortragen kann, die zumindest in sich schlüs-
sig ist. Liebe Kolleginnen und Kollegen von den
Grünen und der Linkspartei, dass Sie dafür sind,
weltweit jede Art von Reisebeschränkung aufzuhe-
ben, weiß man und das gesteht man Ihnen auch
zu,

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

aber Sie können nicht gleichzeitig so tun, als wür-
de diese Reisefreiheit für alle weltweit zu keinerlei
Konsequenzen für uns in Hamburg führen.

(Jens Kerstan GAL: Was ist denn das für ein
Unsinn! Sie wissen doch gar nicht, worüber
Sie reden!)

Wenn Sie, Frau Möller, sagen, dass jede Person
aus ganz Deutschland nach Hamburg zum Arbei-
ten, zu Besuch und Ähnliches kommen dürfen
muss und das keine Veränderungen für den

Wohnort habe, dann frage ich, wie Sie denn jeden
kontrollieren wollen, ob er abends wieder nach
Hause fährt. Wie wollen Sie das eigentlich sicher-
stellen?

(Finn-Ole Ritter FDP: Herr Haufler, Sie ha-
ben die Anträge nicht gelesen!)

Selbstverständlich werden Menschen nicht nur für
einen Tag, nicht nur für fünf Tage, sondern dauer-
haft nach Hamburg ziehen, weil es eine attraktive
Stadt ist, und dann werden Sie natürlich sagen,
dass man die Regelung auf ein Dauerbleiberecht
ausweiten soll.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Wozu reden
Sie eigentlich gerade? – Antje Möller GAL:
Das Thema ist Ihnen aber nicht vertraut,
oder?)

Aber liebe Kollegen von der SPD, eigentlich ist Ihre
Position noch widersprüchlicher. Es ist weit ver-
breitet, Dinge zu fordern und dann den Menschen
zu sagen, es wird schon nicht so schlimm kom-
men. Aber Sie tun das Gegenteil. Sie fordern zu-
erst Dinge und dann stellen Sie fest, dass es ganz
anders kommen wird, und deshalb setzen Sie es
nicht um.

(Dr. Anjes Tjarks GAL: Das ist ja CDU-feind-
lich, was Sie da reden!)

Das ist noch viel widersprüchlicher als die Positio-
nen der anderen Fraktionen. Deshalb sagen wir
ganz klar, dass wir diesen Antrag nicht mittragen
wollen und Sie Ihre Position auf Bundesebene
überdenken sollten.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Carola Veit: Herr Yildiz hat das Wort.

Mehmet Yildiz DIE LINKE:* Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Herr Haufler, ich glaube,
Sie wissen nicht, was Residenzpflicht ist.

(Beifall bei der LINKEN, der GAL und verein-
zelt bei der FDP)

Schauen Sie sich das bitte erst einmal an und da-
nach können Sie hier reden. Die Lockerung der
Residenzpflicht hat klipp und klar nichts mit Umzug
zu tun, sie will nur ermöglichen, dass Menschen
sich frei zwischen den Bundesländern bewegen
können, dass sie nicht unbedingt eine Genehmi-
gung von der Behörde brauchen, wenn sie in ei-
nem anderen Bundesland arbeiten wollen oder
Reisen oder Besuche machen wollen. In diesem
Land kann man als Flüchtling schlecht bestehen,
ich war selbst 15 Jahre lang Flüchtling in diesem
Land. Ich durfte Hamburg nicht verlassen, offiziell
noch nicht einmal in Veddel, Pinneberg oder Stade
arbeiten.

(Jan Quast SPD: Was wollen Sie in Pinne-
berg?)
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Wenn ich kontrolliert worden wäre, hätte ich mich
strafbar gemacht und das nur wegen der Resi-
denzpflicht. Wenn Gewerkschaften bundesweit ei-
ne Demonstration organisieren, dürfen Menschen
daran nicht teilnehmen, weil sie durch die Resi-
denzpflicht eingeschränkt sind. Überlegen Sie ein-
mal, wie lange ich in Hamburg als Flüchtling war,
wie oft ich mich bundesweit beworben habe. Wenn
die Polizei mich kontrolliert hätte, wäre meine
Strafakte jetzt so dick. Ich war fast jedes zweite
Wochenende außerhalb Hamburgs. Ich wollte mich
frei in diesem Land bewegen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn ich herkomme, dann möchte ich auch als ein
Teil dieses Landes angenommen werden. Peinlich
ist, dass man nicht einmal über die Lockerung der
Residenzpflicht spricht.

(Andy Grote SPD: Sie sprechen jetzt doch
die ganze Zeit darüber!)

Es geht zunächst nur darum, diese Anträge zu
überweisen, darüber zu diskutieren und gemein-
sam nach einer Lösung zu suchen. Das Peinliche
ist, dass Sie gegenüber Migranten und Migranten-
organisationen groß auftreten und schöne Reden
halten, auch Ihr migrationspolitischer Sprecher,
aber wenn es zur Sache geht, sind Sie zu feige,
das zu überweisen.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsidentin Carola Veit: Frau Goetsch, Sie haben
das Wort.

Christa Goetsch GAL: Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Herr Haufler, ich weiß nicht,
was Ihre Scharfmacherei bewirken soll.

(Beifall bei der GAL, der LINKEN und der
FDP)

Sie argumentieren mit unglaublichen Phantasien,
die der Realität überhaupt nicht entsprechen. Es
geht um Bewegungsfreiheit, es geht nicht um Um-
verteilung, es geht nicht darum, dass Flüchtlinge,
die ihr Asylverfahren in Köln oder in Niedersach-
sen haben, plötzlich nach Hamburg wechseln. Es
geht um Bewegungsfreiheit. Die Art und Weise,
wie Sie das Thema dargestellt haben, finde ich
sehr bedauerlich, auch für einen Teil Ihrer Fraktion,
den ich sehr schätze. Ich habe das Gefühl, hier ist
das Rückgrat an der Garderobe abgegeben wor-
den.

(Beifall bei der GAL, der LINKEN und bei
Finn-Ole Ritter FDP)

Ich möchte jetzt eine konkrete Problematik anspre-
chen. Das Wort Verlassenserlaubnis ist gefallen.
Ich fordere einmal alle auf, die Lehrerinnen oder
Lehrer sind, die in einer Kita arbeiten oder in einer
anderen Einrichtung, sich vorzustellen, was das in

der Realität heißt. Sie wollen mit der Klasse oder
der Kitagruppe einen Ausflug machen, ob der zur
Ostsee gehen soll oder nach Pinneberg, oder Sie
fahren nach Aumühle mit der Bahn und wollen von
dort aus eine Fahrradtour machen. Das geht nicht.
Oder die üblichen Ausflüge an die Ostsee, um das
Wattenmeer zu erkunden –

(Zuruf von der CDU: An der Ostsee gibt's
kein Wattenmeer!)

– Entschuldigung, Nordsee –, das geht alles nicht.
Gestern erzählte Frau Özdemir, dass sie ihr Ne-
wroz-Fest bei der Familie gefeiert hat – das geht
nicht. Es geht nicht, nach Kiel zu fahren, es geht
noch nicht einmal, nach Pinneberg zu fahren.
Wenn die Berliner zusammen mit Brandenburg das
hinbekommen, dann muss es doch möglich sein,
das Gleiche hier in Hamburg zu machen, um zum
Beispiel mit Kindern und Jugendlichen ohne Stig-
matisierung und ohne unsäglichen Bürokratismus
einen Ausflug machen zu können. Ich finde Ihre
Einstellung sehr, sehr bedauerlich, Herr Haufler,
ich glaube, Sie sollten sich entschuldigen.

(Beifall bei der GAL und der LINKEN)

Präsidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Ahlhaus.

Christoph Ahlhaus CDU: Frau Goetsch, ich kann
verstehen, – für viele ist es sicherlich ein emotiona-
les Thema –, dass man betroffen und berührt ist,
aber man kann nicht so weit gehen, Herrn Haufler
zu unterstellen, er hätte sein Rückgrat an der Gar-
derobe abgegeben.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Ich plädiere sehr dafür, sich diesem Thema sach-
lich zu nähern. Ich kann mich gut erinnern, liebe
Kolleginnen und Kollegen von den Grünen, Frau
Möller, wie intensiv wir über diese Fragen diskutiert
haben. Ich kann mich gut erinnern, wie wir über ei-
ne Unterbringung außerhalb von Hamburg, in No-
storf/Horst, diskutiert haben. Ich habe die Zitate
nicht griffbereit, aber da hieß es, es sei men-
schenunwürdig, es sei inakzeptabel, dass Leute
außerhalb Hamburgs untergebracht werden.

(Antje Möller GAL: Das ist es immer noch!)

Das ist nicht so ganz passend. Ich will keine
Schärfe in die Debatte bringen, Frau Möller.

Lassen Sie uns den Antrag überweisen, Herr Dres-
sel. Das ist ein emotionales Thema. Springen Sie
über Ihren Schatten und stimmen einer Überwei-
sung zu. Sie haben aus meiner Sicht die besseren
Argumente, und die besseren Argumente kann
man in einer Ausschusssitzung besser austau-
schen. Stimmen Sie es dort ab, kommen Sie dort
zu einem Ergebnis, aber geben Sie den Abgeord-
neten, die offensichtlich auch emotional berührt
sind, die Gelegenheit, über dieses Thema zu dis-
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kutieren. Ich glaube, das wäre gut, das wäre ange-
messen bei diesem Thema. Aber angemessen fin-
de ich nicht, wenn man Abgeordnetenkollegen un-
terstellt, sie hätten kein Rückgrat, nur weil sie eine
andere Auffassung inhaltlicher Art haben. Das geht
nicht, und das weise ich für die CDU-Fraktion zu-
rück.

(Beifall bei der CDU und bei Finn-Ole Ritter
FDP)

Präsidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Wenn keine weiteren Wortmeldungen vorlie-
gen, kommen wir zur Abstimmung in der Sache.
Zunächst zum Antrag der GAL-Fraktion aus Druck-
sache 20/3655.

Wer möchte diesen annehmen? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Damit ist dieser Antrag abge-
lehnt.

Nun zum Antrag der Fraktion DIE LINKE aus
Drucksache 20/3502. Die FDP-Fraktion möchte
Ziffer 2 dieses Antrags separat abstimmen lassen.

Wer möchte also dem Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE mit Ausnahme der Ziffer 2 zustimmen? – Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Das ist mit großer
Mehrheit abgelehnt.

Wer möchte nun Ziffer 2 des Antrags annehmen?
– Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist Ziffer 2
ebenfalls mit großer Mehrheit abgelehnt.

Schließlich zum Antrag der FDP-Fraktion aus
Drucksache 20/3550.

Wer möchte den annehmen? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Damit ist auch dieser Antrag
mehrheitlich abgelehnt.

Wir kommen Punkt 51, Drucksache 20/3522, An-
trag der CDU-Fraktion: Geltung der Geschwisterre-
gelung bei der Anmeldung an Grundschulen.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Geltung der Geschwisterregelung bei der An-
meldung an Grundschulen
– Drs 20/3522 –]

Diese Drucksache wurde von der CDU-Fraktion
zurückgezogen.

Punkt 60, Drucksache 20/3531, Antrag der SPD-
Fraktion: Verlässlichkeit in der Engagementförde-
rung – Einstellungsstopp beim Bundesfreiwilligen-
dienst aufheben.

[Antrag der SPD-Fraktion:

Verlässlichkeit in der Engagementförderung
– Einstellungsstopp beim Bundesfreiwilligen-
dienst aufheben
– Drs 20/3531 –]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/3656 ein An-
trag der GAL-Fraktion vor.

[Antrag der GAL-Fraktion:
Verlässlichkeit in der Engagementförderung
– im Bund und in der Freien und Hansestadt
Hamburg
– Drs 20/3656 –]

Beide Drucksachen möchte die Fraktion DIE LIN-
KE an den Ausschuss für Soziales, Arbeit und In-
tegration überweisen.

Wer stimmt dem Überweisungsbegehren zu?
– Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist das
Überweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab. Zunächst zum An-
trag der GAL-Fraktion, Drucksache 20/3656.

Wer möchte den annehmen? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Das ist mit großer Mehrheit ab-
gelehnt.

Zum Antrag der SPD-Fraktion, Drucksache
20/3531. Die Fraktion DIE LINKE hat dazu eine zif-
fernweise Abstimmung beantragt.

Wer möchte also Ziffer 1 des SPD-Antrags anneh-
men? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist
Ziffer 1 mehrheitlich beschlossen.

Wer möchte Ziffer 2 zustimmen? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Das ist ebenfalls mehrheitlich
beschlossen.

Wer möchte Ziffer 3 annehmen? – Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Damit ist auch Ziffer 3 so be-
schlossen worden.

Wir kommen zu Punkt 61, Drucksache 20/3532,
Antrag der SPD-Fraktion: Hochschulkooperation
im Ostseeraum – Bestandsaufnahme der wissen-
schaftlichen und politischen Kooperation.

[Antrag der SPD-Fraktion:
Hochschulkooperation im Ostseeraum – Be-
standsaufnahme der wissenschaftlichen und
politischen Kooperation
– Drs 20/3532 –]

Wer möchte diesen Antrag annehmen? – Wer ist
dagegen? – Enthaltungen? – Dann ist auch dieser
Antrag einstimmig beschlossen worden.

Tagesordnungspunkt 63, Drucksache 20/3534, An-
trag der SPD-Fraktion: Verbesserung des Bürg-

2246 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 29. Sitzung am 29. März 2012

(Christoph Ahlhaus)

http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=3522&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=3531&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=3656&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=3532&dokart=drucksache


schaftsinstrumentariums zur Förderung kleiner und
mittelständischer Unternehmen in Hamburg.

[Antrag der SPD-Fraktion:
Verbesserung des Bürgschaftsinstrumentari-
ums zur Förderung kleiner und mittelständi-
scher Unternehmen in Hamburg
– Drs 20/3534 –]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/3644 ein An-
trag der CDU-Fraktion vor.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Erhöhung der Bürgschaftsobergrenzen
– Drs 20/3644 –]

Beide Drucksachen möchte die CDU-Fraktion fe-
derführend an den Ausschuss für Wirtschaft, Inno-
vation und Medien sowie mitberatend an den
Haushaltsausschuss überweisen.

Wer stimmt dem Überweisungsbegehren zu? – Die
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist das
Überweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab. Zunächst zum An-
trag der CDU-Fraktion aus Drucksache 20/3644.

Wer möchte sich diesem gern anschließen? – Die
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist dieser
Antrag abgelehnt.

Nun zum Antrag der SPD-Fraktion aus Drucksache
20/3534.

Wer diesem seine Zustimmung geben möchte, den
bitte ich um das Handzeichen. – Die Gegenprobe.
– Enthaltungen? – Damit ist dieser Antrag einstim-
mig angenommen worden.

Wir kommen zu Punkt 65, Drucksache 20/3536,
das ist der gemeinsame Antrag der Fraktionen DIE
LINKE und der FDP: Prüfungsersuchen an den
Rechnungshof hinsichtlich des Ankaufs von E.ON-
und Vattenfall-Anteilen durch die Freie und Hanse-
stadt Hamburg.

[Antrag der Fraktionen DIE LINKE und der FDP:
Prüfungsersuchen an den Rechnungshof hin-
sichtlich des Ankaufs von E.ON- und Vattenfall-
Anteilen durch die Freie und Hansestadt Ham-
burg
– Drs 20/3536 (Neufassung) –]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/3660 ein An-
trag der SPD-Fraktion vor.

[Antrag der SPD-Fraktion:
Prüfungsersuchen an den Rechnungshof hin-
sichtlich des Volksbegehrens "UNSER HAM-
BURG – UNSER NETZ"
– Drs 20/3660 –]

Mir ist mitgeteilt worden, dass aus den Reihen der
Fraktion DIE LINKE gemäß Paragraf 26 Absatz 6
unserer Geschäftsordnung das Wort begehrt wird.
– Frau Heyenn, Sie haben es für maximal fünf Mi-
nuten.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Die SPD hat neun An-
träge vorgelegt, die wir uns im Datenraum ansehen
konnten. Sie hat zwei Drucksachen herausgege-
ben, in denen das Wichtigste zusammengefasst
ist, und wir hatten eine Expertenanhörung. Wir hat-
ten vorher schon ziemlich viel Kritik und bei der Ex-
pertenanhörung in der letzten Woche ist deutlich
geworden, dass es ganz viele Risikoabwägungen
gibt.

Erstens: Der Kaufpreis ist umstritten und die Kri-
tiker in der Sitzung haben Anhaltspunkte dafür ge-
sehen, dass der Kaufpreis überhöht sein könnte.
Es ist bemängelt worden, dass die Garantiedivi-
dende wohl nicht richtig berechnet wurde und zu
niedrig sein könnte. Es ist auf jeden Fall auch kriti-
siert worden, dass sie wahrscheinlich viel zu kurz-
fristig gewährt wird, nämlich nur für fünf Jahre, und
dass völlig offen ist, was nach den fünf Jahren
passiert; das bedeute ein Risiko für die ganze Fi-
nanzierung und für die HGV. Drei von fünf Exper-
ten empfehlen der Bürgerschaft, diesen Verträgen
auf keinen Fall zuzustimmen. Die Bedenken be-
standen in erster Linie in der Frage, ob überhaupt
ein ordnungsgemäßes und wirtschaftlich fundiertes
Bewertungsverfahren durchgeführt wurde. Darüber
hatten die Experten keine Informationen, weil sie
nichts einsehen dürfen.

Zweitens: Die vielfältigen Dienstleistungsbeziehun-
gen der drei gegründeten Gesellschaften zu den
Mutterkonzernen E.ON und Vattenfall könnten
nach Ansicht der Experten auch dazu führen, dass
die Regulierungsbehörde nicht zustimmt. Es wurde
kritisiert, dass alle Investitionen in der umfangrei-
chen Drucksache des Senats unter Wirtschaftlich-
keitsvorbehalt stehen. Die Experten kritisierten
auch, dass der SPD-Senat zulasten der kommen-
den Generationen auf ein Konzessionsverfahren
für die Fernwärme verzichtet. Es wurde bemängelt,
dass die Endschaftsregelungen abgelehnt wurden,
und letztendlich wurde auch noch darauf hingewie-
sen, dass es im Falle eines Volksentscheids im
Jahr 2013 sehr fraglich ist, ob die Rückabwicklung
wirklich so funktioniert, wie der Senat erklärt hat,
nämlich dass die HGV lediglich den Kaufpreis zu-
rückzahlen muss. Eine weitere Kritik der Experten
war auch noch, dass kein kalkulatorischer Rest-
wert erstellt worden ist, was für den Fall, dass es
zu gerichtlichen Auseinandersetzungen kommt, im-
mer zum Nachteil der Stadt sein werde.

Nun haben, was ein Novum ist, die LINKE und die
FDP einen Antrag vorgelegt, der die Bitte an den
Landesrechnungshof enthält, sich mit dem Ver-
tragswerk zu beschäftigen und der Bürgerschaft ei-
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ne Meinung dazu vorzulegen, ob die Risiken für
die Hansestadt tragbar sind oder ob sie so groß
sind, dass man das eigentlich guten Gewissens
nicht beschließen kann.

Wenn die SPD der vollen Überzeugung wäre, dass
alles in Ordnung ist, könnte sie diesem Begehren
zustimmen.

(Jan Quast SPD: So einfach ist Politik!)

Wenn sie das nicht macht, heißt das für mich na-
türlich, dass sie selbst großen Zweifel daran hat,
ob die Risiken für die nächsten 20 Jahre nicht
doch entschieden zu groß sind.

Stattdessen hat die SPD einen sogenannten Ab-
wehrantrag eingebracht – das kennen wir noch
aus der letzten Legislaturperiode – und fordert jetzt
im Umkehrschluss, der Rechnungshof solle sich
ansehen, ob das, was "UNSER HAMBURG – UN-
SER NETZ" vorschlägt, nicht vielleicht ein Risiko
darstellt. Da gibt es aber einen riesigen Unter-
schied.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Echt?)

Auf der einen Seite haben wir neun Verträge und
Gutachten vorliegen und eine Drucksache, wie im
Detail alles zu funktionieren hat. Und nun lese ich
einmal vor, was der Volksentscheid "UNSER HAM-
BURG – UNSER NETZ" beantragt – ich zitiere –:

"Senat und Bürgerschaft unternehmen frist-
gerecht alle notwendigen und zulässigen
Schritte, um die Hamburger Strom-, Fern-
wärme- und Gasleitungsnetze 2015 wieder
vollständig in die öffentliche Hand zu über-
nehmen. Verbindliches Ziel ist eine sozial
gerechte, klimaverträgliche und demokra-
tisch kontrollierte Energieversorgung aus er-
neuerbaren Energien."

Das ist eine allgemeine Willenserklärung. Und nun
frage ich Sie, was um alles in der Welt soll denn
der Landesrechnungshof dabei an Risikoabwä-
gung treffen? Deshalb fordere ich die SPD auf,
dem Begehren der LINKEN und der FDP zuzustim-
men,

(Beifall bei der LINKEN und bei Katja Suding
FDP)

damit der Landesrechnungshof eine Risikobewer-
tung vornehmen kann.

(Beifall bei der LINKEN und bei Katja Suding
FDP)

Präsidentin Carola Veit: Das Wort hat Frau
Dr. Schaal, ebenfalls für maximal fünf Minuten.

Dr. Monika Schaal SPD:* Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Frau Heyenn, die Auswertung
der Anhörung haben wir am Montag, dann können
wir auch den Senat dazu befragen. Das gehört al-

so nicht zu dem, was Sie hier beantragt haben. Wir
finden es nachvollziehbar, dass Sie den Rech-
nungshof ersuchen, die vorgelegten Anträge des
Senats zu prüfen. Ich habe gehört, das Quorum ist
gesichert. Wir wollen dann aber auch beide Model-
le einer entsprechenden Prüfung des Rechnungs-
hofs unterziehen, und wir haben den Antrag ge-
stellt, das Modell der Initiative dann parallel eben-
falls vom Rechnungshof prüfen zu lassen. Insofern
ist es kein Abwehrantrag. Aus unserer Sicht gehört
das mit dazu, denn wir gehen, das haben wir
schon mehrfach diskutiert, mit beiden Modellen im
Jahr 2013 in den Volksentscheid. Dann werden
auch die Expertisen des Rechnungshofs Argumen-
te liefern, sodass die Bürgerinnen und Bürger sich
entsprechend eine Meinung bilden können.

Wir wollen den Rechnungshof erstens fragen, wie
sich aus seiner Sicht mögliche haushalterische
Auswirkungen und Risiken des von der Volksinitia-
tive "UNSER HAMBURG – UNSER NETZ" vorge-
schlagenen und im Rahmen der bürgerschaftlichen
Beratungen vorgestellten Weges einer vollständi-
gen Rekommunalisierung der Energienetze dar-
stellen. Zweitens wollen wir fragen, wie der Rech-
nungshof die von der Volksinitiative "UNSER HAM-
BURG – UNSER NETZ" angestellten und im Rah-
men der bürgerschaftlichen Beratungen konkreti-
sierten Überlegungen zu den möglichen Erlöser-
wartungen, den abzubildenden Investitions- und
sonstigen Finanzierungsbedarfen für Netzbetrieb
und Unterhaltung sowie zur Refinanzierung des
gesamten Netzkaufs bewertet. Das ist auch wichtig

(Olaf Ohlsen CDU: Schwaller nicht weiter!
Mach' Schluss jetzt!)

Insofern finde ich es nur fair, wenn wir dem Rech-
nungshof beide Modelle zur Prüfung vorlegen.
– Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Carola Veit: Das Wort hat Herr Ker-
stan.

(Gabi Dobusch SPD: Ich hatte schon Ent-
zugserscheinungen!)

Jens Kerstan GAL:* Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Der Rechnungshof ist eine in der
Verfassung verankerte unabhängige Institution,
der die Haushaltsführung, die Haushaltspläne und
die Wirtschaftspläne des Senats überprüfen und
auch dazu Stellung nehmen kann und soll. In der
Tat kann das Parlament den Rechnungshof auch
bitten, eine gutachterliche Stellungnahme abzuge-
ben. Insofern ist das nichts Ungewöhnliches und
auch häufig passiert, dass Senatsvorhaben vom
Parlament mit dem notwendigen Quorum dem
Rechnungshof zur Prüfung vorgelegt wurden. Und
der Rechnungshof entscheidet unabhängig dar-
über, ob er diese Prüfung durchführen wird, ob er
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diese gutachterliche Stellungnahme abgibt oder ob
er es nicht macht.

Ich habe es bisher noch nie erlebt, dass eine par-
lamentarische Mehrheit den Rechnungshof, der die
Haushaltsführung des Senats überprüfen soll, auf-
fordert, einen politischen Vorschlag von Bürgerin-
nen und Bürgern auf seine finanzielle Wirkung zu
überprüfen, aber der Wortlauf der Verfassung lässt
das meiner Meinung nach auch zu.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ja!)

Jetzt beziehen Sie das aber auf eine Situation, in
der eine politische Debatte geführt und eine politi-
sche Entscheidung getroffen wird. Wie aus dem Zi-
tat von Frau Heyenn hervorgeht, gibt es Bürgerin-
nen und Bürger in dieser Stadt, die wollen, dass
der Staat einen Bereich, der von vielen auch als
Teil der Daseinsvorsorge betrachtet wird, in 100-
prozentige staatliche Kontrolle überführen soll. Da
ist überhaupt kein Modell vorgelegt worden, Frau
Dr. Schaal, auch kein Modell, über das im Volks-
entscheid abgestimmt wird.

Richtig ist, dass die Initiative bei der Expertenan-
hörung das Gutachten einer Unternehmensbera-
tung vorgestellt hat, das sechs unterschiedliche
Modelle enthielt, wie so etwas gemacht werden
könnte. Aber keines davon beinhaltet einen Ge-
schäfts- oder Investitionsplan oder Ähnliches, was
der Senat in seiner Drucksache dem Parlament
aber vorgelegt hat. Insofern drängt sich doch
schon sehr stark der Eindruck auf, dass die Mehr-
heitsfraktion gerade dabei ist, den Rechnungshof
zu instrumentalisieren und von einer politischen
Debatte abzulenken, die mit diesem Volksent-
scheid vorgesehen ist.

(Beifall bei der GAL und der LINKEN)

Ich hoffe einfach, dass der Rechnungshof in die-
sem Fall mit seinem Recht, darüber zu entschei-
den, ob er Aufforderungen, ein Gutachten anzufer-
tigen, auch zustimmt, weise umgehen wird. – Vie-
len Dank.

(Beifall bei der GAL und der LINKEN)

Präsidentin Carola Veit: Liegen weitere Wortmel-
dungen vor? – Herr Albrecht, bitte.

(Finn-Ole Ritter FDP: Was soll das?)

Matthias Albrecht SPD: Frau Präsidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehrter
Herr Kerstan, es gibt natürlich ein Gutachten, das
von der Initiative vorgelegt worden ist, nämlich das
von Rödl & Partner. Und genau auf dieser Grund-
lage möchten wir sehr gerne überprüfen,

(Jens Kerstan GAL: Das sind ganz unter-
schiedliche Modelle!)

ob danach eine Finanzierung zu 100 Prozent mög-
lich ist. Das machen wir in Analogie zu den ande-

ren Gutachten, die wir beim 25,1-Prozent-Modell
haben. Das ist gerecht und danach können wir ver-
gleichen und entscheiden, was richtig ist. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Carola Veit: Gibt es weitere Wortmel-
dungen? – Das ist nicht der Fall. Dann kommen wir
jetzt zur Abstimmung. Zunächst zum Antrag der
SPD-Fraktion, Drucksache 20/3660.

Hierzu stelle ich fest, dass der Antrag das gemäß
Artikel 71 Absatz 2 Satz 2 erforderliche Quorum
unserer Verfassung erreicht hat. Das Prüfungs-
und Berichtsersuchen ist damit wirksam zustande
gekommen.

Nun zum gemeinsamen Antrag der Fraktionen DIE
LINKE und der FDP, Drucksache 20/3536. Dieser
Antrag wurde nicht mit dem nach Artikel 71 Ab-
satz 2 Satz 2 der Hamburgischen Verfassung er-
forderlichen Quorum gestellt. Deswegen stimmen
wir über den Antrag ab.

Wer möchte den Antrag der Fraktionen DIE LINKE
und der FDP aus Drucksache 20/3536 annehmen?
– Die Gegenprobe. – Enthaltungen? – Dann ist
auch dieses Prüfungs- und Berichtsersuchen an
den Rechnungshof bei einer Reihe von Enthaltun-
gen wirksam zustande gekommen.

Wir kommen zu Punkt 67, Drucksache 20/3538,
das ist der Antrag der Fraktion DIE LINKE: Soforti-
ge Einstellung der Verhandlungen zu einer Verwal-
tungsvereinbarung zwischen der Freien und Han-
sestadt Hamburg und dem Land Mecklenburg-Vor-
pommern über die Mitnutzung der Einrichtung No-
storf/Horst.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Sofortige Einstellung der Verhandlungen zu ei-
ner Verwaltungsvereinbarung zwischen der
Freien und Hansestadt Hamburg und dem Land
Mecklenburg-Vorpommern über die Mitnutzung
der Einrichtung Nostorf/Horst
– Drs 20/3538 –]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/3662 ein An-
trag der SPD-Fraktion vor.

[Antrag der SPD-Fraktion:
Bildungsangebote für Kinder in der zentralen
Erstaufnahmeeinrichtung in der Sportallee und
in der Wohnaußenstelle Nostorf
– Drs 20/3662 –]

Beide Drucksachen möchte die Fraktion DIE LIN-
KE an den Innenausschuss überweisen. Darüber
stimmen wir zunächst ab.
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Wer stimmt dem Überweisungsbegehren zu? – Die
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist das
Überweisungsbegehren abgelehnt und wir stim-
men in der Sache ab.

Zunächst zum Antrag der Fraktion DIE LINKE aus
Drucksache 20/3538. Wer möchte diesen anneh-
men? – Die Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit
hat dieser Antrag keine Mehrheit gefunden.

Nun zum Antrag der SPD-Fraktion aus Drucksache
20/3662. Wer möchte diesem seine Zustimmung
geben? – Die Gegenprobe. – Enthaltungen? – Da-
mit ist dieser Antrag mit großer Mehrheit angenom-
men worden.

Tagesordnungspunkt 68, Drucksache 20/3549, An-
trag der FDP-Fraktion: Bewegungs- und Sporter-
ziehung für Kinder in Kindertagesstätten stärken
– notwendige Maßnahmen in die Wege leiten!

[Antrag der FDP-Fraktion:
Bewegungs- und Sporterziehung für Kinder in
Kindertagesstätten stärken – notwendige Maß-
nahmen in die Wege leiten!
– Drs 20/3549 –]

Diese Drucksache möchte die SPD-Fraktion an
den Familien-, Kinder- und Jugendausschuss über-
weisen. Die GAL-Fraktion möchte die Drucksache
mitberatend an den Sportausschuss überweisen.

Wer stimmt einer Überweisung an den Familien-,
Kinder- und Jugendausschuss zu? – Die Gegen-
probe. – Enthaltungen? – Das ist einstimmig so be-
schlossen.

Wer möchte mitberatend an den Sportausschuss
überweisen? – Die Gegenprobe. – Enthaltungen?
– Damit ist dieses Überweisungsbegehren nicht
zustande gekommen.

Punkt 72, Drucksache 20/3553, Antrag der FDP-
Fraktion: Neubau Köhlbrandbrücke – Auswirkun-
gen Hafenquerspange.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Neubau Köhlbrandbrücke – Auswirkungen Ha-
fenquerspange
– Drs 20/3553 –]

Die FDP-Fraktion möchte den Antrag federführend
an den Ausschuss für Wirtschaft, Innovation und
Medien und mitberatend an den Verkehrsaus-
schuss überweisen.

Wer stimmt dem Überweisungsbegehren zu? – Die
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist das
Überweisungsbegehren nicht zustande gekom-
men.

Wir stimmen in der Sache ab. Die GAL-Fraktion
möchte ziffernweise abstimmen lassen.

Wer möchte sich den Ziffern 1 und 3 des FDP-An-
trags anschließen? – Die Gegenprobe. – Enthal-
tungen? – Damit sind die Ziffern 1 und 3 mit großer
Mehrheit abgelehnt.

Wer möchte den Ziffern 2 und 4 zustimmen? – Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Auch diese sind da-
mit mehrheitlich abgelehnt.

Meine Damen und Herren! Ich wünsche Ihnen
einen schönen Feierabend.

Ende: 21.16 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeiträge wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom
Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Jörg Hamann, Heiko Hecht, Wolfgang Rose
und Sylvia Wowretzko
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Anlage
Neufassung

Sammelübersicht gemäß § 26 Absatz 5 GO

für die Sitzung der Bürgerschaft am 28. und 29. März 2012

A. Kenntnisnahmen

TOP Drs-
Nr.

Gegenstand

4 2123 Energiekosten und Energiearmut

10 3031 Versorgungssicherheit Hamburgs in der kalten Jahreszeit

20 3366 Bürgerschaftliches Ersuchen vom 19. Mai 2011
„Schullaufbahnempfehlung nach Klasse 4“ – Drs. 20/525 –

21 3456 Volksbegehren „UNSER HAMBURG – UNSER NETZ“
Rechenschaftsbericht der Initiatoren

23 3545 Bürgerschaftliches Ersuchen vom 15. Dezember 2011
Entschließung zur Umsetzung von Beschlüssen der 20. Ostseeparlamentarierkonferenz in
Helsinki, Finnland, vom 28. - 30. August 2011,
Drs. 20/2586

24 3322 Bericht des Kulturausschusses

25 3345 Bericht der Kommission (G10-Kommission) zur Durchführung des Gesetzes zur Beschrän-
kung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10-Gesetz – G10) gemäß § 2
Absatz 4 des Gesetzes zur Ausführung des Gesetzes zu Artikel 10 Grundgesetz (G10-Aus-
fG) über ihre Tätigkeit im Berichtszeitraum vom
1. Januar 2011 bis 31. Dezember 2011

28 3438 Bericht des Stadtentwicklungsausschusses

30 3450 Bericht des Gesundheitsausschusses

31 3451 Bericht des Verkehrsausschusses

37 3496 Bericht des Sportausschusses

41 3344 Bericht der Härtefallkommission
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B. Einvernehmliche Ausschussüberweisungen

TOP Drs-
Nr.

Gegenstand auf An-
trag der

Überweisung an

6 2832 Hamburgisches Vergabegesetz (HmbVgG) CDU Ausschuss für
Wirtschaft, Innova-
tion und Medien

14 3175 Risikoorientierte Probenplanung CDU Gesundheitsaus-
schuss

15 3252 15. Rundfunkänderungsstaatsvertrag (Rundfunkbeitrags-
staatsvertrag, RBStV) und der Datenschutz

GAL Ausschuss für Ju-
stiz, Datenschutz
und Gleichstellung

17 3512 Bericht über die Umsetzung des Ersuchens der Bürgerschaft
vom 19. Mai 2011 – Den Tierschutz in Hamburg stärken –
(Drucksache 20/422)

SPD Gesundheitsaus-
schuss

19 3513 Vorläufiger kameraler Abschluss des Haushaltsjahres 2011 SPD Haushaltsaus-
schuss

45 3315 Hamburgisches Gesetz zum Schutz vor den Gefahren des
Passivrauchens in der Öffentlichkeit

SPD Gesundheitsaus-
schuss

56 3527 Sanierungsfonds 2020 – Hamburger Sternwarte Bergedorf CDU
und
FDP

Kulturausschuss

3659 Sanierung der Hamburger Sternwarte in Bergedorf CDU
und
FDP

Kulturausschuss

66 3537 Mehr Sicherheit in Wohngebieten mit Tempo-30-Symbolen
auf der Fahrbahn

GAL Verkehrsaus-
schuss

3661 Mehr Sicherheit in Wohngebieten mit Tempo-30-Symbolen
auf der Fahrbahn

GAL Verkehrsaus-
schuss
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C. Einvernehmliche Ausschussempfehlungen

TOP Drs-
Nr.

Ausschuss Gegenstand

34 3494 Haushaltsausschuss Hamburg 2020: Mehr Transparenz über Landesbetriebe, netto-
veranschlagte Einrichtungen, Sondervermögen und Hoch-
schulen

39 3515 Ausschuss Öffentliche
Unternehmen

Transparenz schaffen durch Berichterstattung

D. Einvernehmliche Verlangen auf Besprechung nach § 20 Abs. 2 Satz 5 GO

TOP Drs-
Nr.

Gegenstand

7 3005 Hamburg vor dem bilanziellen Offenbarungseid – Pensions- und Beihilfeverpflichtungen der
Freien und Hansestadt Hamburg

8 3007 Interessenbekundungsverfahren und Ausschreibungen im Arbeitsmarktbereich

9 3008 Personaleinsparungen 2011

12 3091 Radverkehrsstrategie für Hamburg
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